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Schwerpunkt:

Krise und Lohnpolitik 12
Weil die Beschäftigung weiter sinken wird, sind Reallohnerhö-
hungen notwendig, um privaten Konsum aufrecht zu erhalten.

In Frage gestellt 14
Ende 2008 kündigte der Verband Druck & Medientechnik die 
KVs zu den grafischen Gewerben.

Dein Lohnzettel 16
Die am Lohn-/Gehaltszettel aufscheinenden Steuer- und Abga-
benleistungen sind für viele nicht nachvollziehbar.

Profivehikel – Leiharbeit 18
Die Zahl der LeiharbeiterInnen wächst kontinuierlich. Längst 
wird Leiharbeit von Unternehmen strategisch genutzt.

Arbeitsklima in der Krise 20
Die Wirtschaftskrise haben Arbeitszufriedenheit und Optimis-
mus in Österreich deutlich beeinträchtigt. 

733 Euro, 12-mal im Jahr 22
Die bedarfsorientierte Mindestsicherung wird mit 1. September 
2010 eingeführt – allerdings nur in abgespeckter Form.

Flache Kurven im Job 24
Die Einkommensschere zwischen den Geschlechtern klafft noch 
immer sehr weit auseinander. 

Globaler Wilder Westen 26
Einst zahlten Händler hohe Preise für Sklaven. Daher gingen sie 
sorgsam mit der Ware um. Heute sind Menschen billig.

Geld oder Stolz? 28
Arbeiten, um zu leben, oder leben, um zu arbeiten? Menschen 
müssen oft die bizarrsten und gefährlichsten Jobs annehmen.

Kein Recht auf Arbeit 30
Asylwerbende haben keinen Zugang zum Arbeitsmarkt in Öster-
reich – und das wird wohl noch einige Zeit so bleiben.

L�hne zum Leben 32
Im Vergleich zu den Mindestlöhnen fristet der Begriff der »living 
wages« auch international eher ein Schattendasein.

Ein Lohn f�r den Mut 33
Ende September wurde vom ÖGB Oberösterreich erstmals ein 
Award für mutige BetriebsrätInnen verliehen.
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Stv. EGB-Generalsekretär Reiner Hoffmann über die Notwen-
digkeit von Einkommenssteigerungen in Zeiten der Krise.

Privileg der Ausbeutung 36
Susan George, ATTAC-Mitbegründerin, Philosophin und Poli-
tikwissenschafterin im Gespräch.

Internationales:

Mit sicherem Segel 42
Viel Zoll, wenig Lohn 44
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Staatliche Umverteilung 39
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Bad Ischler Dialog 2009 40
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Erklärungen aller grün-markierten Worte.

»Lohnzurückhaltung oder gar Nullrunden 
sind gerade in der jetzigen ökonomischen 
Situation die völlig falsche Antwort«, be-
tont der stellvertretende Generalsekretär 
des Europäischen Gewerkschaftsbundes, 
Reiner Hoffmann, im Interview mit der 
»Arbeit&Wirtschaft«10/2009. Schwer-
punktthema dieser Ausgabe ist: »Arbeit 
muss sich lohnen«. 
In diesen Tagen werden wichtige Kollek-
tivverhandlungen geführt. Warum gerade 
in Zeiten der Krise Reallohnerhöhungen 
besonders wichtig sind, erklärt Volkswirt-
schaftsexperte Günther Chaloupek ab 

 Seite 12. Bis zu den ArbeitgeberInnen im 
grafischen Gewerbe scheint diese Bot-
schaft noch nicht vorgedrungen zu sein. 
Vor einem Jahr kündigten sie die KVs, 
berichtet Franz Bittner ab Seite 14. 
Bei all dem ist es nicht verwunderlich, 
dass die Arbeitszufriedenheit hierzulande 
zu wünschen übrig lässt (Seite 20).
Gerade die Frauen haben wenig Gründe 
zufrieden zu sein, nach wie vor klafft die 
Einkommensschere zwischen den ge-
schlechtern weit auseinander (Seite 24).
Frauen sind auch oft diejenigen, die über-
haupt ohne Lohn auskommen müssen – 

nur allzuoft sind sie Opfer moderner Skla-
verei. Mehr darüber ab Seite 26. 

Weitere Themen sind ein Interview 
mit Susan George (S. 36), der Bad Ischler 
Sozialpartnerdialog (S. 40), der EBR  
(S. 42) und Ecuador (S. 44).

Besuchen Sie uns auch im Internet: 
Auf der Homepage www.arbeit-wirtschaft.
at haben Sie die Möglichkeit, Artikel zu 
kommentieren und E-Cards zu versenden. 
Wir freuen uns übrigens stets über Kritik 
und Anregung: aw@oegb.at

Für das Redaktionskomitee
Katharina Klee

Redaktion internDer Lohn der M�he

w w w . a r b e i t - w i r t s c h a f t . a t

Alle Beiträge finden Sie auch auf unserer Homepage sowie die   
eine oder andere Ergänzung zu einzelnen Themenschwerpunkten, 

die wir aus  Platzgründen in der Zeitschrift nicht mehr 
berücksichtigen konnten.
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Was sich lohnert

E
s lohnert sich«, erklärt die ehema-
lige Fernsehmoderatorin mit dem 
»Gehalt«-vollen Namen in der 
Werbung. Als sie noch regelmäßig 

als Programmansagerin am Bildschirm 
war, hat das kleine Mädchen, das ich ein-
mal war, seine ersten Belohnungen kassiert. 
Für Hilfeleistungen im Haushalt gab es da 
schon manchmal Schnitten oder noch bes-
ser ein paar Schillinge. Verdientes Geld war 
für mich etwas Besonderes. Es erfüllte mit 
Stolz. Es signalisierte Wert-Schätzung. 

Der erste Lohn

Der erste Lohn vom Ferialjob mit 16 wur-
de in den Urlaub investiert. Vier endlose 
Wochen malte ich mir in dem staubigen 
Büro aus, was ich mit diesem (sehr) klei-
nen Vermögen in den Ferien alles anstellen 
werde, meinem Geld, selbst verdient. 
Nicht einfach nur Taschengeld – das Ge-
halt fürs Tochter sein –, sondern Lohn fürs 
Früh aufstehen, fürs nicht Baden gehen, 
fürs Lernen und Dinge richtig machen, 
fürs Unterordnen – für die Bereitstellung 
meiner Arbeitskraft. Ich habe viel gelernt 
in diesem ersten Job von und über Men-
schen, Ämter und Büroarbeit. Und Ar-
beiten hat mir durchaus Freude gemacht. 

Ich hab mir dann schließlich von dem 
Geld ein Paar Schuhe gekauft in Frank-
reich. Sündteure Ledersandalen, die im 
Grunde aus drei Riemchen bestanden ha-

ben. Jenseits aller Vernunft. Wie viel exakt 
ich damals verdient hatte, weiß ich nicht 
mehr. Aber an das Gefühl, als ich meinen 
ersten Lohn bei der Bank einlöste, kann 
ich mich noch so genau erinnern wie an 
die Sandalen: Ich war erwachsen. 

Der Lohn der Arbeit, das ist ja allge-
mein bekannt und wird gerne betont, liegt 
nicht nur im Arbeitsentgelt. Es geht auch 
um die Arbeit selbst, das gute Gefühl, sie 
gut zu erledigen – ganz egal ob in der Pro-
duktion, im Handel oder in der Dienstleis-
tung. So ist es mir in diesen Tagen auch 
wunderbarer Lohn für meine Arbeit (& 
Wirtschaft), wenn ich Ihnen begegne und 
Sie unsere Zeitschrift loben. Auch Ihre An-
regungen waren bislang stets Lohn-end. 
Aber wie wir alle, bin ich auf Geld ange-
wiesen, um mein Leben zu bestreiten und 
meine Zukunft zu sichern – auf Geld für 
die Bereitstellung meiner Arbeitskraft,  
meines Wissens, meiner Erfahrung.

Und genauso geht es wohl auch der 
Kindergärtnerin, die das große Leid eines 
kleinen Buben lindert, dem Fabriksarbei-
ter, der am »Auto des Jahres« mitgearbeitet 
hat, dem Supermarktverkäufer, der der 
Kundin das Gesuchte präsentiert, der Ärz-
tin, die ein Leben rettet. Sie alle freuen sich 
sicher über Dank, Wertschätzung, Aner-
kennung, ein Lächeln, sie freuen sich, dass 
sie ihren Job gut erledigt haben, aber letzt-
endlich brauchen Sie alle faire Löhne und 
Gehälter. Auch und gerade in wirtschaft-

lich schwierigen Zeiten. Immerhin haben 
17 ATX-Unternehmen heuer insgesamt 
2,2 Mrd. Euro an Dividende an ihre Ak-
tionärInnen ausgeschüttet. Und es ist nicht 
Leistung, die sich hier für diese bezahlt 
macht – es ist Gewinn, mit dem man Ar-
beitsplätze retten könnte, Löhne zahlen 
könnte, KV-Erhöhungen finanzieren. 

Leistung muss sich lohnen

»Leistung muss sich lohnen«, forderte der 
Finanzminister erst vor kurzem in einer 
Grundsatzrede, und da möchte man ja 
auch gerne zustimmen. »Leistungsgerech-
tigkeit« verlangt er für mehr »Verteilungs-
gerechtigkeit« und lässt all jene unerwähnt, 
die ein Einkommen ohne Leistung haben. 

Sicher: Arbeit muss sich lohnen. Aber 
die Zahl jener, für die sich ihre Arbeit we-
nig lohnt, weil sie mit dem Einkommen 
nicht auskommen, steigt, und auch die 
Arbeitslosenzahlen wachsen konstant. Für 
andere wiederum hat sich lebenslange Ar-
beit in der Pension nicht wirklich gelohnt. 
Immer mehr Menschen sind armutsgefähr-
det. Hier muss nach wie vor der Staat Ver-
antwortung tragen. Denn unser reiches 
Österreich kann und muss sich den Sozi-
alstaat leisten. Eine Gesellschaft kann näm-
lich nicht nur auf Leistung fixiert sein. Sie 
muss auch auf ausreichend Solidarität und 
Menschlichkeit schauen. 

Denn auch das lohnert sich.

Katharina Klee
Chefredakteurin

Standpunkt
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Veranstaltung

Menschenw�rdige Arbeit 
GewerkschafterInnen diskutierten am 6. Oktober 2009 im AK-Bildungszentrum darüber, wie die 
Wirtschaftskrise Arbeitsplätze gefährdet, und was Gewerkschaften dagegen tun können.

Am 6. Oktober, dem Vorabend des Welttags 
für menschenwürdige Arbeit, veranstal-
teten ÖGB und Arbeiterkammer Wien 
(AK) im AK-Bildungszentrum in Wien 
eine Podiumsdiskussion zum Thema 
»Wie die Wirtschaftskrise Arbeitsplätze 
gefährdet, und was Gewerkschaften da-
gegen tun.«

Nach einleitenden Worten von ÖGB-
Präsident Erich Foglar und AK-Vizeprä-
sidentin Renate Lehner präsentierte Mi-
chael Leßmann vom Fachbereich Mit-
glieder und Kampagnen im Vorstand der 
IG Metall die Kampagne »Gemeinsam 
für ein gutes Leben«. Anschließend stell-

ten Sylvia Tatra von der Gewerkschaft 
vida, Bernd Kulterer, GPA-djp, Robert 
Okenka, GdG-Jugend, und Organisato-
rin Pia Lichtblau von weltumspannend 
arbeiten verschiedene Initiativen des 
ÖGB und seiner Gewerkschaften für 
menschenwürdige Arbeit vor. 

Bei der darauffolgenden Podiumsdis-
kussion, moderiert von A&W-Chefre-
dakteurin Katharina Klee, informierte 
Sally Choi vom Asia Monitoring Center 
über die Situation von Wander- und 
HausarbeiterInnen in ihrer Heimat Chi-
na. An dieser Diskussion mit der Frage-
stellung »Wie können wir Menschen für 

ÖGB-Präsident Erich Foglar begrüßte in seinen einleitenden  Worten 
die IGB-Initiative »Decent work – decent life«.

Walter Sauer, ÖGB, Michael Leßmann, IG Metall, Sally Choi, Asia Mo-
nitoring Center, Moderatorin Katharina Klee und Mario Becksteiner.

Robert Okenka, GdG-Jugend, Sylvia Tatra, vida, Bernd Kulterer, GPA-djp, 
und Pia Lichtblau von weltumspannend arbeiten stellten Projekte vor.

Sally Choi vom Asia Monitoring Center (im Bild rechts von ihrer 
 Dolmetscherin) informierte über die Situation in China.
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Projektplattform  
Menschenwürdige  Arbeit:

www.fairearbeit.at

dieses Thema begeistern? Welchen Bei-
trag können Gewerkschaften leisten?« 
nahmen auch IG Metaller Michael Leß-
mann, Dr. Walter Sauer, Mitarbeiter in 
der ÖGB-Stabsstelle Internationales, und 
der Gewerkschaftsforscher Mag. Mario 
Becksteiner teil.
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 Aus AK und Gewerkschaften

GPA-djp, vida:

Privatkinderg�rten
BAGS-KV und einheitliche Ausbildungskriterien gefordert.
An Kindergartenpädagogen/-innen und Assi-
stentInnen werden in jüngster Zeit immer 
höhere Anforderungen gestellt, die aller-
dings kaum Ausdruck in einer gesteiger-
ten gesellschaftlichen Wertschätzung die-
ser Berufsgruppe finden. Die Gewerk-
schaft der Privatangestellten, Druck, 
Journalismus, Papier (GPA-djp) sowie die 
Gewerkschaft vida fordern eine Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen und eine 
bessere Entlohnung für diese Berufsgrup-
pe ein. Ein Beitritt der Trägerorganisation 
für private Kindergärten zur Berufsverei-
nigung von Arbeitgebern für Gesund-
heits- und Sozialberufe (BAGS) wäre ein 
wichtiger Schritt in diese Richtung. 

Der Arbeitsdruck für diese Berufsgrup-
pen steigt ebenso wie die Ansprüche. Es 
bleibt wenig Zeit für Aus- und Weiterbil-
dung und die Vorbereitung der kommen-
den Themenbereiche. Diese Tätigkeiten 
werden oftmals im Anschluss an die ei-
gentliche Arbeitszeit erledigt und somit 
nicht abgegolten. Die beiden Gewerk-
schaften fordern für alle in privaten Kin-
dergärten tätigen Pädagogen/-innen aber 

auch für die HelferInnen ein höheres Ge-
halt, mehr Vorbereitungszeit, weniger Kin-
der pro Gruppe sowie ein Bundesgesetz, 
das österreichweite Rahmenbedingungen 
und Standards der Betreuung vorgibt.

Für eine große Gruppe der im Ge-
sundheits- und Sozialbereich Beschäf-
tigten gilt der BAGS-Kollektivvertrag, 
der Mindeststandards für die Beschäf-
tigten festsetzt. Für den Großteil der Be-
schäftigten in privaten Kindergartenein-
richtungen gilt der BAGS-KV jedoch 
nicht, die Entlohnung erfolgt auf Basis 
von Mindestlohntarifen, die unter dem 
Niveau des BAGS-KV liegen. Die Ver-
handlungen zum Mindestlohntarif star-
ten im Herbst, und es soll mit 1. 1. 2010 
zu einer Anhebung des Tarifs kommen.

Zudem würden derzeit beim Min-
destlohntarif keinerlei Ausbildungen an-
gerechnet. Die Gewerkschaften setzen 
sich dafür ein, dass bundesweit eine Aus-
bildung vorgeschrieben wird und parallel 
dazu die Löhne und Gehälter steigen. 
Aktuelle Infos:

soziales-gesundheit.vida.at

Arbeiterkammer:

Die e-card-Geb�hr
Im November wird Ihnen das Serviceentgelt für die e-card abgebucht.
Das Serviceentgelt für die e-card ist immer 
im November fällig. Die Gebühr von 
10,– Euro wird von den DienstgeberIn-
nen eingehoben, und zwar für die eigene 
e-card und für die von mitversicherten 
EhepartnerInnen oder Lebensgefährten/ 
-innen. Von der Gebühr befreit sind mit-
versicherte Kinder und PensionistInnen.

Haben Sie mehrere Dienstgebe-
rInnen, wird die Gebühr auch mehrmals 
eingehoben. Aber einmal zahlen genügt. 
Heben Sie sich daher die November-
Lohnzettel gut auf, denn sie können bares 
Geld wert sein. 

Und so gehts: Sie schicken Kopien der 
Lohnzettel mit einem formlosen Antrag 
zur Gebietskrankenkasse, und die zu viel 

bezahlten Gebühren werden rückerstattet.  
Die e-card gilt für alle Vertragsärzte/-in-
nen in Österreich, in allen EU-Staaten, 
in Island, Norwegen, Liechtenstein und 
der Schweiz. Sie bekommen nicht jedes 
Jahr eine neue Karte, sie bleibt gültig. 

Wenn Sie die Karte beim Arzt- oder 
Spitalsbesuch nicht dabei haben, genügt 
zur Behandlung auch Ihre Sozialversiche-
rungsnummer. Wichtig ist, dass Sie die 
e-card jedenfalls nachbringen. Wenn die 
Karte verloren oder gestohlen wurde, ru-
fen Sie bei der e-card-Serviceline an. 

Alle Infos und Musterbriefe im Inter-
net unter: 

www.arbeiterkammer.at/online/ 
die-e-card-gebuehr-31928.html
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NGOs:

Netzwerk ÈI SHOP FAIRÇ gestartet
KonsumentInnen-Netzwerk für weltweit faire Arbeitsbedingungen.
Viele Produkte, die wir in Europa kaufen, 
werden in Asien, Lateinamerika, Afrika 
und Osteuropa unter menschenunwür-
digen Arbeitsbedingungen produziert. 
KonsumentInnen wissen darüber nur 
teilweise Bescheid, wie eine neue Umfra-
ge, die die Organisation Südwind bei 
ACNielsen in Auftrag gegeben hat, zeigt.

Die entwicklungspolitischen Orga-
nisationen Südwind und die Clean Clo-
thes Kampagne fordern gemeinsam mit 
KonsumentInnen faire Arbeitsbedin-
gungen bei Zulieferbetrieben in Billig-
lohnländern. Während bei Kleidung das 
Wissen in der Bevölkerung schon sehr 

verbreitet ist, ist es bei Spielsachen, 
Schnittblumen und Computern weniger 
vorhanden. Denen, die über Missstände 
in der Produktion Bescheid wissen, ist 
das laut Umfrage gar nicht recht: Drei 
Viertel der Bevölkerung sind auf Nach-
frage hin bereit, sich aktiv für die Ein-
haltung sozialer Mindeststandards ein-
zusetzen. 

Für den Großteil bedeutet das, gezielt 
Produkte zu kaufen, die solchen entspre-
chen, oder sie verstehen darunter, aktiv 
Informationen an Freunde oder Bekann-
te weiterzuleiten. Genau hier hakt das 
Netzwerk I SHOP FAIR ein und gibt 

KonsumentInnen österreichweit die 
Möglichkeit, sich aktiv für weltweit faire 
Arbeitsbedingungen einzusetzen: Petiti-
onen, Aktionen und Informationsveran-
staltungen werden gemeinsam mit Kon-
sumentInnen entwickelt. 

Besonderes Augenmerk liegt dabei 
auf der Herstellung von Bekleidung, 
Spielzeug, Computern und Blumen. Mit 
dem Start von I SHOP FAIR wird im 
Herbst 2009 mit Aktionen ein Themen-
schwerpunkt auf die Produktion von Be-
kleidung in Billiglohnländern gelegt.

Alle Infos unter 
www.ishopfair.net

GPA-djp:

TOP-Infomesse am 10. November 2009
Informieren Sie sich über alles, was für Sie als BetriebsrätIn wichtig ist!
Die Gewerkschaft der Privatangestellten, 
Druck, Journalismus, Papier hat jahr-
zehntelange Praxis in der Beratung und 
Betreuung von BetriebsrätInnen. 

Informieren Sie sich bei unserer Top-
Infomesse für Nicht-GPA-djp-Mitglieder 
über unser umfangreiches Leistungsan-
gebot, und tauschen Sie sich mit anderen 
BetriebsrätInnen aus.

Termin: Dienstag, 10. November 
2009, 17 Uhr bis ca. 20 Uhr (Einlass ab 
16.30Uhr)

Ort: Vista GPA-djp, 1034 Wien, Alfred- 
Dallinger-Platz 1

Sie erhalten TOP-Informationen von 
ExpertInnen zu allen Fragen rund um das 
Thema Betriebsrat:
– Kollektivvertrag
– Betriebsvereinbarung
–  Aus- und Weiterbildungsangebote für 

BetriebsrätInnen
– Stress- u. Burn-out-Prävention
– Betriebsrat in der Krise (Kurzarbeit)
– Arbeitsmaterialien, Rechtsbehelfe

– Betriebsrats-Fonds
–  Datenschutz, Kontrollsysteme
und vieles mehr

Jede Teilnehmerin/jeder Teilnehmer 
an der TOP-Infomesse erhält einen Be-
ratungsscheck für eine arbeitsrechtliche 
Erstberatung im Wert von EUR 100,–.

Wir ersuchen um Anmeldung bei 
Kollegin Irene Aahs – Telefon: 05 0301-
21258, Fax: 05 0301-71258, E-Mail: 
irene.aahs@gpa-djp.at

Mehr Infos: www.gpa-djp.at

Podiumsdiskussion 

»Soziale Krise verhindern«

Datum: Dienstag, 10. November 2009, 18.30 Uhr
Ort: Fachbuchhandlung des ÖGB-Verlags, Rathausstraße 21, 1010 Wien
Podiumsdiskussion mit VertreterInnen aus ÖGB, AK, NGOs und ExpertInnen der Zivilgesellschaft
Auf die internationale Krise der Finanzmärkte folgte unweigerlich die Krise der Realwirtschaft. Aktuell birgt diese Wirtschaftkrise unmittelbar 
die Gefahr einer weitreichenden Beschäftigungskrise – mit dem Bedrohungsszenario einer umfassenden »sozialen Krise«.
Moderation: Katharina Klee, Chefredakteurin Arbeit&Wirtschaft
Mit anschließendem Buffet. Eintritt frei! 
Nähere Informationen: veranstaltung@oegbverlag.at
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Geisterfahrt beenden
Der stv. EGB-Generalsekretär Reiner Hoffmann hält Einkommenssteigerungen  

gerade jetzt in Zeiten der Krise für unbedingt notwendig.

Arbeit&Wirtschaft: In Österreich haben 
Stimmen aus Wirtschaft und Industrie 
Nulllohnrunden gefordert. Wie sieht das 
in anderen Ländern aus?

Reiner Hoffmann: Lohnzurückhaltung 
oder gar Nullrunden sind gerade in der 
jetzigen ökonomischen Situation die völlig 
falsche Antwort. Natürlich versuchen die 
ArbeitgeberInnen vor dem Hintergrund 
der Krise, ihre Lohnkosten zu reduzieren, 
vergessen dabei aber, dass wir gerade jetzt 
eine Stärkung der Binnennachfrage benö-
tigen. Nulllohnrunden würden letztlich 
dazu beitragen, dass die Arbeitneh-
merInnen die Zeche für die Krise bezah-
len, die sie nicht zu verantworten haben. 

Wir brauchen Realeinkommensstei-
gerungen. Natürlich sind wir uns als Ge-
werkschafterInnen bewusst, dass auf der 
betrieblichen Ebene viele Kompromisse 
geschlossen werden, wenn es um Beschäf-
tigungssicherung geht. Aber das muss an 

mindestens zwei Kriterien gebunden sein: 
Erstens müssen die Unternehmen ihre 
wirtschaftliche Situation offenlegen und 
die Lohnzurückhaltung kann nur befris-
teter Natur sein. Gleichzeitig müssen im 
qualitativen Bereich Zugeständnisse ge-
macht werden, beispielsweise bei der 
wirksamen Durchsetzung von Mitbe-
stimmungs- und Beteiligungsrechten der 
ArbeitnehmerInnen oder bei Arbeitszeit-
modellen, die als Überbrückung dienen, 
um Beschäftigung zu sichern.

Solche Lösungsansätze funktionieren 
immer dann, wenn wir starke betriebliche 
Interessenvertretungen und starke Ge-
werkschaften haben. Andernfalls werden 
die ArbeitnehmerInnen schlicht und er-
greifend über den Tisch gezogen.

Eine der Ursachen dieser Krise ist, 
dass es in den vorigen zehn Jahren eine 
zunehmende Umverteilung gab. Die Ein-
kommen aus Kapital haben erheblich zu-
genommen, während die Einkommen 

aus Arbeit stark zurückgegangen sind. 
Was gesamtwirtschaftlich dann den ne-
gativen Effekt hat, dass die Reichen im-
mer reicher werden und ihr Geld speku-
lativ anlegen, während die Arbeitneh-
merInnen weniger Kaufkraft haben, um 
damit zu konsumieren, um die Binnen-
nachfrage zu stärken und um letztlich 
damit auch Arbeitsplätze zu sichern.

Dieses Phänomen betrifft ganz Europa, 
aber betrifft es alle Länder im gleichen 
Ausmaß?

Man kann drei Gruppen ausmachen. Po-
sitive Erfolge hatten wir in der letzten 
Zeit in den neuen Mitgliedsstaaten der 
EU, in Mittel- und Osteuropa. In diesen 
Ländern hatten wir deutlich höhere 
Wachstumsraten und damit auch deut-
lich höhere Produktivitätsgewinne und 
daher sind auch die Löhne deutlich hö-
her gestiegen als in anderen westeuropä-

Z u r  P e r s o n

Reiner Hoffmann 
30. Mai 1955 geboren in Wuppertal

1972 bis 1974 Ausbildung zum Groß- und Außenhandelskaufmann bei der Hoechst AG

1982 Abschluss als Diplom-Ökonom an der Universität Gesamthochschule Wuppertal

1983 Assistent beim Wirtschafts- und Sozialausschuss (WSA) der Europäischen Gemeinschaft, Brüssel, wissen-
schaftlicher Mitarbeiter am Fachbereich Wirtschaftswissenschaften der Universität Wuppertal

1984 bis 1994 Mitarbeiter der Hans-Böckler-Stiftung, Düsseldorf, in verschiedenen Positionen

1994 bis 2003 Direktor des Europäischen Gewerkschaftsinstituts (EGI), Brüssel

Seit 2003 stellvertretender Generalsekretär des Europäischen Gewerkschaftsbundes (EGB)
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ischen Ländern. In der Krise zeigt sich 
allerdings nun, dass dieser Prozess nicht 
einfach fortgeschrieben werden kann. 
Die se Länder sind leider auch damit kon-
frontiert, dass sie deutlich schwächere 
betriebliche Interessenvertretungen und 
Gewerkschaften haben als viele westeu-
ropäische Länder. Zu der zweiten Grup-
pe gehören u. a. Spanien und Italien, die 
in den Vorjahren sehr gute Realeinkom-
menssteigerungen hatten. Das hat dazu 
beigetragen, dass auch dort die Lohn-
stückkosten gestiegen sind, was sich 
dann wiederum auf die Produktivität und 
die Wettbewerbsfähigkeit ausgewirkt hat. 

Und wir haben Länder – dazu gehört 
insbesondere Deutschland –, wo wir eine 
sehr moderate Lohnpolitik betrieben ha-
ben, nicht ganz freiwillig, sondern vor 
dem Hintergrund hoher Arbeitslosigkeit. 
Die Löhne sind daher nicht in dem Ma-
ße gestiegen, wie sich die gesamtwirt-
schaftliche Produktivität entwickelt hat. 
Das führt gesamtwirtschaftlich zu einer 
Schwächung des Binnenmarktes. 

Welche Tendenzen gibt es auf dem euro-
päischen Arbeitsmarkt?

Es ist uns zwar gelungen, seit einigen Jah-
ren in ganz Europa mehr als sechs Mio. 
Arbeitsplätze zu schaffen, diese Arbeits-
plätze haben jedoch nichts mit guter Ar-
beit zu tun, sondern wir können im Ge-
genteil eine Prekarisierung der Beschäfti-
gungsverhältnisse beobachten. Viele 
Arbeitsplätze sind im Niedriglohnbereich 
entstanden, mit befristeten Arbeitsverhält-
nissen oder mit Teilzeitbeschäftigung. Das 
hat überall in Europa eine Spaltung im 
Arbeitsmarkt hervorgebracht. Damit ein-

her geht Lohnungerechtigkeit und ein 
Auseinanderklaffen der sozialen Schere. 
Hier gibt es erheblichen Korrekturbedarf. 

Das bedeutet, dass wir auch und ge-
rade mit der Lohnpolitik zu einer gesamt-
wirtschaftlichen Stabilisierung beitragen 
müssen. Ein zweiter Aspekt ist die Steu-
erpolitik. Die Einkommen der Arbeitneh-
merInnen haben darunter gelitten, dass 
eine ungerechte Steuerpolitik bei den 
Massensteuern die Einkommen überpro-
portional stark belastet haben. Auch hier 
müssen wir ebenso wie bei der Lohnpo-
litik gegensteuern, um ein höheres Maß 
an sozialer Gerechtigkeit zu erreichen.

Sind von der Prekarisierung und den 
Teilzeitjobs nicht ganz besonders die 
Frauen betroffen?

Die Europäische Stiftung zur Verbesse-
rung der Arbeits- und Lebensbedin-
gungen hat kürzlich eine Studie zur Loh-
nentwicklung in Europa herausgegeben. 
Eines der zentralen Ergebnisse ist, dass die 
ungleiche Entlohnung von Männern und 
Frauen in Europa nach wie vor ein ganz 
zentrales Problem ist. Im europäischen 
Durchschnitt verdienen Frauen 15 Prozent 
weniger als Männer, in Deutschland 25 
Prozent weniger. Dies ist ein gesellschaft-
licher Skandal, vor allem wenn wir uns 
vergegenwärtigen, dass das Gebot der 
Lohngleichheit in den europäischen Grün-
dungsverträgen von 1957 verankert ist!

Die Ursache ist, dass Frauen erstens 
viel häufiger in den sogenannten Nied-
riglohnsektoren arbeiten, insbesondere 
im Bereich personenbezogene Dienstleis-
tungen und Einzelhandel. Zweitens sind 
Frauen viel häufiger von Kurzarbeit be-

troffen. Das alles obwohl Frauen nicht 
schlechter qualifiziert sind als Männer, 
im Gegenteil, Frauen verfügen über ein 
sehr hohes Qualifikationspotenzial. Das 
passt nicht zum europäischen Sozialmo-
dell, hier besteht ganz dringender Hand-
lungsbedarf.

Du hast erwähnt, dass es Firmen gibt, 
wo die Arbeit besser verteilt wird – wo 
geschieht das derzeit?

Wir haben gegenwärtig zwei Instru-
mente, die genutzt werden, um Entlas-
sungen vor dem Hintergrund der Wirt-
schaftskrise zu vermeiden: Das eine ist 
die Kurzarbeit, die zum Teil sehr extensiv 
genutzt wird. In Deutschland machen 
mittlerweile über 1,5 Mio. Arbeitneh-
merInnen davon Gebrauch. Hier gelingt 
es häufig, Vereinbarungen zu finden, die 
80 bis 90 Prozent des Nettoeinkommens 
sichern, bei einer Reduzierung von bis zu 
50 Prozent der Arbeitszeit. Das sind Maß-
nahmen, die man erfolgreich betreiben 
muss, weil die Einkommensverluste mi-
nimiert werden und das Beschäftigungs-
niveau in den Betrieben erhalten bleibt. 

Neben dem Instrument der Kurzar-
beit werden aber auch Öffnungsklauseln 
in den Tarifverträgen genutzt, wo für ei-
nen begrenzten Zeitraum Lohnbestand-
teile nicht ausbezahlt werden, z. B. bei 
Zahlungen des Weihnachts- oder Ur-
laubsgeldes. Hier wird aber vereinbart, 
dass diese Einkommensverzichte nicht 
fortgeschrieben werden und die Einkom-
mensbestandteile wieder ausbezahlt wer-
den, sobald es dem Unternehmen wirt-
schaftlich wieder besser geht. Diese Maß-
nahme kann dazu beitragen, die Einkom-

Das bedeutet, dass wir 
auch und gerade mit  
der Lohnpolitik zu einer 
gesamtwirtschaftlichen 
Stabilisierung beitragen 
müssen. 
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menssituation zu stabilisieren. Sie kann 
auch stärkere Mitwirkungsmöglichkeiten 
eröffnen, oder aber im Bereich qualitative 
Arbeitspolitik und Arbeitszeit zu vernünf-
tigen Lösungen führen. Das gelingt aller-
dings nur dann, wenn wir vernünftige Ta-
rifverträge haben, wenn wir starke Ge-
werkschaften haben und starke betrieb-
liche Interessenvertretungen. 

Wie verhalten sich die ArbeitgeberInnen 
in der Krise?

Die Tendenz in Europa ist, dass die Ar-
beitgeber sich zuhauf aus ihrer tariflichen 
Verantwortung verabschieden, indem sie 
aus den Arbeitgeberverbänden austreten 
und somit nicht mehr tarifgebunden sind. 

Wir haben eine deutliche Schere bei 
der Einkommenssituation der Arbeitneh-
merInnen, die tarifgebunden sind und je-
ner, die es nicht sind. Hier werden z. T. 
Hungerlöhne gezahlt, die unter 7 Euro 50 
in der Stunde liegen. Es gibt ganze Bran-
chen, die praktisch tarifvertragsfrei sind, 
weil die Arbeitgeber sich ihrer Verantwor-
tung als Tarifpartner entziehen. Da hilft 
auf Dauer nur, dass Druck ausgeübt wird. 

Das muss auch über eine gesetzliche 
Regelung und Mindestlöhne erfolgen. Es 
kann nicht angehen, dass wir immer mehr 
Menschen in Europa haben, die mit ihrem 
Erwerbseinkommen keine vernünftige Le-
bensgrundlage mehr haben – eine Familie 
gut zu ernähren und ihr auch kulturelle 
Möglichkeiten und Bildung zu eröffnen, 
die natürlich vom Einkommen abhängig 
sind. Ein zunehmender Teil der Arbeit-
nehmerInnen fällt durch den Rost und 
daran müssen wir dringend was ändern. 

In welchen Ländern ist der Rückzug der 
ArbeitgeberInnen aus den Verbänden 
besonders stark?

Das ist besonders deutlich in Deutsch-
land. Wir hatten hier einen Tarifde-
ckungsgrad von 75 bis 77 Prozent, heu-
te sind wir bei 65 Prozent. In GB sind die 
ArbeitnehmerInnen, die unter Tarifver-

trägen arbeiten, bereits nur noch bei 40 
Prozent. Das erklärt auch, warum unter 
eine Labour-Regierung in den 90er-Jah-
ren der Mindestlohn eingeführt wurde, 
weil es einfach kein anderes Mittel mehr 
gab, die Lohnabwärtsspiralen zu stoppen. 

Wie tricksen die ArbeitgeberInnen in 
Ländern, wo es einen Mindestlohn gibt, 
z. B. in Frankreich? 

Dort spielt der Mindestlohn eine wesent-
lich größere Rolle. Der Tarifdeckungsgrad 
ist in Frankreich noch relativ hoch, das 
hat damit zu tun, dass in vielen Branchen 
die verhandelten Vereinbarungen für all-
gemein verbindlich erklärt werden. Da-
durch kommt ein viel größerer Anteil in 
den Genuss von Tariflöhnen. 

Man muss darüber nachdenken, ob 
es sinnvoll ist, die Löhne für allgemein 
verbindlich zu erklären, wenn sich die 
ArbeitgeberInnen aus den AG-Verbänden 
zurückziehen. Für die Gewerkschaften ist 
das nicht ganz unproblematisch, weil wir 
mit unserer Tarifpolitik den Beschäftigten 
in Unternehmen einen Anreiz geben, sich 
gewerkschaftlich zu organisieren. Dieser 
Anreiz würde dann wegfallen, wie sich 
am Beispiel Frankreich zeigt, wo der ge-
werkschaftliche Organisationsgrad au-
ßerordentlich niedrig – deutlich unter 
zehn Prozent – ist. In Österreich und in 
Deutschland ist der Organisationsgrad 
relativ hoch – wenn auch rückläufig. 

In dieser Zeit des Neoliberalismus, der 
darin besteht, immer höhere Profite in 
immer kürzeren Fristen zu erzielen – also 
die Shareholder-Value-Mentalität, die uns 
wirtschaftlich und sozial überhaupt nicht 
weiterführt –, da seh ich durchaus Chan-
cen, dass Gewerkschaften und progressive 
Kräfte in Europa dieser Geisterfahrt end-
lich mal ein Ende setzen werden!

Man muss sich im Klaren sein, dass 
die nicht erwirtschafteten Löhne und 
auch die Lohnunterschiede zwischen 
Männern und Frauen dazu beitragen, dass 
wir in 15 bis 20 Jahren einen wesentlich 
höheren Anteil an Altersarmut haben 
werden, und dem muss man jetzt vor-
beugen – dem kann man nicht mit Null-
lohnrunden begegnen.

Wie will der EGB verhindern, dass Ar-
beitnehmerInnen verschiedener EU-Län-
der gegeneinander ausge spielt werden? 

Es gibt zwei Maßnahmen, die in der letz-
ten Zeit mit zunehmendem Erfolg prak-
tiziert werden: Zum einen das Instrument 
der Europäischen Betriebsräte, wo wir in 
den transnationalen Unternehmen grenz-
überschreitende betriebliche Interessen-
strukturen haben aufbauen können. 

Gerade bei Opel kann man ganz deut-
lich sagen, dass durch den EBR eine 
Standortsicherungspolitik betrieben wer-
den konnte, und kein Opel-Standort in 
Europa bislang geschlossen wurde. Das 
hat den Personalabbau nicht verhindern 
können, aber es wurden die Lasten über 
die verschiedenen Standorte in Europa 
verteilt. Es wird sich zeigen, ob mit der 
neuen Eigentümerstruktur diese europä-
ische Zusammenarbeit weiterhin funkti-
onieren kann – die Grundlagen dafür sind 
jedenfalls geschaffen.

Ein zweites Instrument ist die stärkere 
grenzüberschreitende Koordinierung der 
Tarifpolitik. Das soll dazu beitragen, dass 
wir keine Lohnkonkurrenz gegeneinan-
der machen. Die Tarifpolitik – mit Bezug 
auf die unterschiedliche wirtschaftliche 
Situation – soll zwei Kriterien gerecht 
werden: Erstens dem Ausgleich für die 
Preissteigerung und zweitens der Aus-
schöpfung der Produktivitätsgewinne. 

Wir glauben, dass die Lohnkoordi-
nierung noch viel effizienter vorangetrie-
ben werden sollte, weil das ein Instrument 
ist, um diesem Absenkungswettlauf Ein-
halt zu gebieten. Gerade die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit zwischen 
Österreich, Deutschland, Ungarn, Tsche-
chien usw. wurde deutlich intensiviert. 
Am Ende des Tages bleibt die Tarifpolitik 
natürlich in den Händen der nationalen 
Gewerkschaften, aber die engere Verzah-
nung und Koordinierung bleibt das er-
klärte Ziel aller im EGB zusammenge-
schlossenen Gewerkschaften.

Wir danken für das Gespräch.

Barbara Lavaud für Arbeit&Wirtschaft

k o n t a k t

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an die Redaktion

aw@oegb.at

W e b l i n k

Europäischer Gewerkschaftsbund:
www.etuc.org
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Del. Papier (Innsbruck): Sehr ge-
ehrte Delegierte! Ich spreche im Namen 
der Innsbrucker Gehilfenschaft und 
kann gegenüber meinen Vorrednern et-
was günstiges berichten … Der Gehil-
fenausschuss setzt sich für die Kolle-
genschaft ein und so haben wir eine ge-
regelte Arbeitszeit von 7 Uhr früh bis 
8 Uhr abends mit Ausnahme Samstag; 
an Sonntagen ist die Sperrstunde das 
ganze Jahr über 12 Uhr, ebenso wird 
bei Normatagen am zweiten Feiertage 
überhaupt nicht aufgesperrt. …

Unseren Bemühungen ist es nun 
nach längeren Verhandlungen gelun-
gen, im Einvernehmen mit den Prinzi-
palen folgenden Minimallohntarif zu 
schaffen, welcher am 15. August in 
Wirksamkeit trat:

Minimallohntarif:

Drei Jahre nach der Auslehre K 70,–

Von drei bis sechs Jahren K 80,–

Nach sechs Jahren K 90,–

(Fixer Lohn)

… Diesen Minimallohn durchzu-
setzen, ist uns nur gelungen, nachdem 
die Meister gesehen haben, dass die 
Kollegen stramm zusammenhalten. 
Ich appelliere deshalb an Sie, schreiten 
Sie in der Provinz an die Gründung der 
Organisation, und setzen Sie sich dann 
mit der Zentrale ins Einvernehmen, denn 
nur dann wird es möglich sein, den Fri-
seurgehilfenstand zu heben. Sie können 

an unserer Organisation, welche am 
1. Juni gegründet wurde, ersehen, wel-
chen Vorteil wir durch dieselbe erzielen 
können. (Lebhafter Beifall.)

Die mühsamen ersten Schritte zu überbe-

trieblichen Kollektivvertragsverhandlungen für 

das Gewerbe wurden vor dem Ersten Weltkrieg 

im Rahmen der Gehilfenausschüsse der Zwangs-

genossenschaften getan. Rechtsgrundlage dafür 

war eine Bestimmung der Gewerbeordnung, die 

es diesen Ausschüssen erlaubte, mit den »Prinzi-

palen« (also den ArbeitgeberInnen, die in den 

Genossenschaften das Sagen hatten) verbindliche 

Vereinbarungen abzuschließen. Das gelang in der 

Praxis immer erst, wenn sich die Mehrheit der 

Gehilfen einer Gewerkschaft angeschlossen hat-

te (Frauen waren bis 1918 nicht zugelassen).

Ausgewählt und kommentiert 

von Dr. Brigitte Pellar

brigitte.pellar@aon.at

Minimallohntarif schaffen 
Schon vor 100 Jahren setzten sich GewerkschafterInnen für Kollektivver-

träge ein, wie das Protokoll des 2. Verbandstags der Friseurgehilfen beweist.

Karl Alscher, der Obmann des Gehilfenausschusses der Wiener Friseure und Mitbegründer ihrer 
Freien Gewerkschaft, starb 1908 erst 40-jährig an der „Proletarierkrankheit“ Tbc. Kollegen aus 
dem In- und Ausland spendeten von ihrem geringen Lohn, um ein Grabdenkmal zu finanzieren. 
Es wurde 1909 im Rahmen einer Feier aufgerichtet.
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Krise und Lohnpolitik 
Die Beschäftigung wird weiter sinken, fürchten ExpertInnen. Reallohnerhöhungen 

sind notwendig, um das Niveau des privaten Konsums aufrecht zu erhalten.

I
m Jahr 2009 wird die österrei-
chische Wirtschaft von der 
schwersten Rezession seit der gro-
ßen Weltwirtschaftskrise vor 80 

Jahren heimgesucht – der durchschnitt-
liche Reallohn pro Beschäftigten steigt 
aber mit 1,8 Prozent so stark wie seit 
1998 nicht mehr. Durch die 2009 vor-
genommene Senkung der Lohnsteuer 
werden die Netto-Reallöhne sogar um 
drei Prozent zunehmen. Wie ist diese 
Entwicklung zu erklären, wie ist sie zu 
bewerten? 

Beteiligt am Produktivitätszuwachs

In den Kollektivvertrags(KV)-Ver-
handlungen wird jeweils die Erhöhung 
der nominellen »Geld«-Löhne für die 
einzelnen Wirtschaftsbranchen festge-
legt. Dabei streben die Gewerkschaften 
eine Abgeltung des Kaufkraftverlustes 
durch Inflation und darüber hinaus ei-
ne Reallohnerhöhung als Beteiligung 
der ArbeitnehmerInnen am Produkti-
vitätszuwachs an. 

Bei der einen Komponente, der In-
flation, wird die Verbraucherpreisent-
wicklung (VPI) während der zu Ende 
gehenden Periode, aber auch die erwar-
tete Preisentwicklung während der künf-
tigen Periode aufgrund der jeweilig 
 aktuellen Preisprognose berücksich - 
tigt. Gerade die vergangenen zwei Jahre 

(seit 2007) haben gezeigt, dass damit ein 
beträchtliches Unsicherheitsrisiko ver-
bunden ist. Die enorm starken Preis-
schwankungen auf den internationalen 
Rohstoffmärkten, vor allem dem Öl-
markt, haben massive Auswirkungen auf 
die Verbraucherpreise in Österreich und 
der EU gehabt, die nicht vorhergesehen 
wurden. 

Achterbahn der Verbraucherpreise

Am Beispiel der KV-Abschlüsse in der 
Metallindustrie seit 2007 kann man 
zeigen, wie sehr deshalb die erwartete 
und die tatsächliche Reallohnentwick-
lung auseinanderlaufen können. Die 
unerwartet starke Beschleunigung der 
Inflation im Jahr 2008 hatte zur Folge, 
dass die aus dem KV-Abschluss vom 
 Oktober 2007 erwartete Reallohn-
erhöhung von 1,5 Prozent praktisch 
ganz verloren ging. Beim darauffol-
genden KV-Abschluss vom Oktober 
2008 kehrte sich diese Entwicklung 
um. Durch die unerwartet starke Ver-
langsamung der Inflation ist die  reale 
Erhöhung der KV-Löhne nun  etwa 
doppelt so hoch (drei Prozent) wie er-
wartet (1,5). Details dazu siehe Kasten.

Von der achterbahnartigen Bewe-
gung der Verbraucherpreise waren die 
Kollektivvertragslohnabschlüsse der 
einzelnen Gewerkschaften in ganz un-
terschiedlichem Ausmaß betroffen. Bei 
späterem Zeitpunkt (z. B. den KV-Ab-
schlüssen im Mai 2008 im Baugewerbe) 
wirkte sich die Beschleunigung der In-
flation weniger aus. Andererseits führte 
der Rückgang der Inflationsrate und 
der Prognosen im Jahr 2009 dazu, dass 

i n f o & n e W s

Zum Zeitpunkt der Lohnverhandlungen 
im September/Oktober 2007 betrugen die 
letztverfügbaren Werte für den laufenden 
VPI 1,7 und 2,1 Prozent, die Inflationspro-
gnose für 2008 lautete auf zwei Prozent. 
Auf dieser Basis wurde mit einer KV-Lohn-
erhöhung von 3,6 Prozent abgeschlossen. 
Das hätte eine Reallohnerhöhung (brut-
to) um 1,6 Prozent ergeben. Aber es kam 
ganz anders: Durch die internationale 
Rohstoffpreishausse beschleunigte sich 
der Preisauftrieb stark, im Durchschnitt 
der Geltungsdauer des KV betrug die 
Preissteigerung 3,5 Prozent, aus der er-
warteten Reallohnerhöhung wurde nichts, 
wegen der kalten Progression ergab sich 
für die Nettolöhne ein deutliches Minus. 
Zum Zeitpunkt der Lohnverhandlungen 
im Herbst 2008 war die laufende Inflati-
on noch ziemlich hoch (3,7 bzw. 3,8 Pro-
zent), die Prognose für 2009 lautete auf 
2,2 Prozent. Der Lohnabschluss auf dieser 
Basis betrug 3,9 Prozent für die KV- bzw. 
3,8 Prozent für die Istlöhne, was wiede-
rum etwa 1,5 Prozent Reallohnzuwachs 
bedeutet hätte. 
Nun trat aber die umgekehrte Preisent-
wicklung ein wie 2007. Ölpreis- und re-
zessionsbedingt kam es zu einem dras-
tischen Rückgang des Inflationstempos. 
Im Durchschnitt der Geltungsperiode des 
KV beträgt die Preissteigerung nur noch 
etwa 0,8 Prozent. Die Erhöhung der KV-
Löhne ist dadurch aus heutiger Sicht er-
heblich mehr wert als 1,5 Prozent, nämlich 
doppelt so viel. Netto fällt die Erhöhung 
noch um einiges kräftiger aus.

Autor: Dr. Günther Chaloupek
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die KV-Lohnerhöhungen schon deut-
lich unter dem Metallabschluss vom 
Oktober des Vorjahres lagen (z. B. Elek-
troindustrie im Mai 2009 mit 2,2 Pro-
zent, Nebenbedingungen).

Kern der Sozialpartnerschaft

Unangetastete Geltung der Einzelheiten 
der KV-Vereinbarung während der Ver-
tragsdauer ist ein wesentlicher Stabilitäts-
vorteil und damit ein Kernbestandteil des 
österreichischen Systems der Arbeitsbe-
ziehungen und der Sozialpartnerschaft. 
Voraussetzung dabei ist, dass in unter-
schiedlichen Situationen immer die 
 gleichen Prinzipien angewendet werden. 
Was nicht angeht ist, dass ein Prinzip 
dann in Frage gestellt wird, wenn seine 
Anwendung nicht zum eigenen Vorteil 
gereicht. Gerade dies haben einzelne Ver-
treter von Industrieseite in letzter Zeit 
versucht.

Mit dem Hinweis auf den Rückgang 
bei Aufträgen und Produktion wurden 
für 2009/2010 Forderungen nach einer 
»Nulllohnrunde« erhoben, vorgeblich 
auch, um die ohnehin sinkende Beschäf-
tigung nicht noch zusätzlich zu ge-
fährden. Tatsächlich aber würde der 
 Verzicht auf Lohnerhöhungen für das 
Jahr 2010 einen Rückschlag für die oh-
nehin noch auf unsicheren Beinen ste-
hende Erholung der Wirtschaft mit sich 
bringen.

Das geringe Wachstum des privaten 
Konsums war der Hauptgrund für die 
viel beklagte »Schwäche der Binnennach-
frage« im Konjunkturzyklus 2003/2009. 
Dass trotz des starken Rückgangs der Be-
schäftigung der private Konsum 2009 
nicht eingebrochen ist, sondern sogar 
leicht zugenommen hat, ist dem Real-
lohnzuwachs in diesem Jahr zuzuschrei-
ben, der durch eine Lohnsteuersenkung 
zum richtigen Zeitpunkt verstärkt wurde. 
2010 gibt es keinen weiteren Impuls aus 
einer Steuersenkung. 

Die Beschäftigung wird im nächsten 
Jahr noch einmal sinken. Eine Reallohn-
erhöhung ist daher die Voraussetzung da-
für, dass das Niveau des privaten Konsums 
zumindest aufrecht erhalten werden bzw. 
bei einem Rückgang der Sparquote leicht 
zunehmen kann.

In der Rezession 2009 steigt die Lohn-
quote (Anteil der Löhne und Gehälter 

am Volkseinkommen) deutlich an. Da-
mit wird aber nur ein Teil des Rückgangs 
der vergangenen Jahre wettgemacht. Mit 
68,8 Prozent erreicht die Lohnquote 2009 
noch nicht den Wert von 2000 (70,3 Pro-
zent), und schon gar nicht jenen von 
1995, des letzten Jahres mit einer Nor-
mallage (72,9 Prozent). 

Langfristig liegen die Löhne daher 
weiterhin hinter der Produktivitätszunah-
me zurück. Ausreichend Spielraum für 
eine Reallohnerhöhung 2010 besteht 
nicht zuletzt auch deshalb, da sich die in-
ternationale Wettbewerbsfähigkeit der 
österreichischen Wirtschaft im vorigen 
Konjunkturaufschwung (2005/08) um 
gut fünf Prozent verbessert hat.

Neues Wachstumsmodell gefordert

Seit den 90er-Jahren hat sich die Wirt-
schaft weltweit zunehmend nach einem 
Wachstumsmodell entwickelt, das an-
getrieben wurde von den Nachfrageef-
fekten der Finanzblase, d. h. von einer 
immer höheren Verschuldung der Fi-
nanzinvestoren und der Haushalte, mit 
starker Zunahme der Ungleichheit der 
Vermögens- und (weniger) der Ein-
kommensverteilung. Beide Grundlagen 
sind mittel- und langfristig nicht trag-
fähig:

■  Die Verselbstständigung der Finanz-
märkte bescherte uns die größte Krise 
der Weltwirtschaft seit 80 Jahren!

■  Der überwiegende Teil der Bevölke-
rung – ArbeitnehmerInnen – hat kei-
nen Anteil aus dieser Art von Wachs-
tum gehabt. 

Gefordert ist nun ein neues Wachs-
tumsmodell: ein gleichgewichtiges 
Wachstum auf der Angebots- und 
Nachfrageseite der Wirtschaft, d. h. 
wachsende (Konsum-)Nachfrage ge-
stützt auf eine Zunahme der realen 
Löhne und Gehälter parallel zur Pro-
duktivität. Darüber hinaus muss eine 
Reform der Finanzmarktregulierung 
die Bildung neuer Finanzblasen verhin-
dern und dafür sorgen, dass der Finanz-
sektor auf seine dienende Funktion ge-
genüber der Realwirtschaft zurückge-
führt wird.

k o n t a k t
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E
nde September hatten die Kolle-
gInnen aus dem grafischen Ge-
werbe die Verzögerungen und 
Ausflüchte satt. 2.000 von ihnen 

versammelten sich zu einer Protestde-
monstration in Wien. Zur Vorgeschichte: 
Die ArbeitgeberInnen der Druckbranche 

forderten zehn Prozent Lohn- und Ge-
haltsreduktion und meinten, dass dies 
umsetzbar sei. 

Gleichzeitig forderte die Gewerk-
schaft ebenfalls einige kleine Verände-
rungen – im Sinne der KollegInnen – in 
den jeweiligen Kollektivverträgen und 
eine angemessene Lohn- und Gehaltser-
höhung für 2009 auf Basis des Jahres 
2008.

Diese kontroversiellen Forderungen 
beinhalten ein Konfliktpotenzial, das sich 
nur durch verantwortungsvolles Verhan-
deln von beiden Seiten lösen lässt oder in 
einer Auseinandersetzung endet.

Tageszeitung- und Rollendrucker

Bei Beginn der Verhandlungen wurde 
rasch klar, dass die ArbeitgeberInnen in 
sich äußerst inhomogen agierten. 

Die Verhandlungskurien für den Be-
reich Tageszeitung kamen rasch voran 
und erreichten im Konsens ein für  
beide Seiten akzeptables Verhandlungs-
ergebnis. 

Etwas schwieriger liefen die Verhand-
lungen bei den großen Rollendruckern, 
doch auch hier wurde schlussendlich ein 
Ergebnis erzielt, das wir als Gewerk-
schaftskurie gerade noch akzeptieren 
konnten.

Am schwierigsten sind die Verhand-
lungen im Bereich Bogendruckereien. 
Hier sind sich die Verhandler der Arbeit-
geberInnen völlig uneins. Es befinden 
sich in diesem Segment große, mittlere 
und ganz kleine Druckbetriebe im nati-
onalen Wettbewerb, die sich durch falsche 
Investitionspolitik in den vergangenen 
zehn Jahren die Druckpreise völlig rui-

niert haben. Es gab insgesamt drei Ver-
handlungsergebnisse bzw. Übereinstim-
mung zwischen den Verhandlungskurien 
der ArbeitgeberInnen und der Gewerk-
schaft. Diese vermeintlichen Endergeb-
nisse wurden aber jeweils vom Hauptvor-
stand des Verbandes Druck & Medien-
technik mit Mehrheit abgelehnt. 

So eine Blamage hat es in der langen 
Geschichte der grafischen Sozialpartner-
schaft noch nie gegeben und das führt 
auf beiden Seiten zu internen Verwer-
fungen. Ein Teil der Mitglieder des Ar-
beitgeberverbandes (Tageszeitungen und 
ein Teil der Rollenbetriebe) würde am 
liebsten sofort aus ihrem Verband austre-
ten und bleiben nur, da durch einen Aus-
tritt die Gesamtsituation verschärft wür-
de und eine Satzung des Kollektivver-
trages unmöglich wird. 

Sollte dieser Fall eintreten, dann ist 
der Arbeitgeberverband am Ende, da kein 
Unternehmen einen Verband benötigt, 
der keine arbeitsrechtliche Bedingungen, 
Löhne und Gehälter mit der Gewerk-
schaft ausverhandeln kann. 

Völlige Fehleinschätzung

Als Dienstleister für die grafischen Be-
triebe wäre der Verband völlig unnötig, 
da die Wirtschaftskammern dies sicher 

In Frage gestellt
Als der Verband Druck & Medientechnik Ende 2008 die KVs zu den grafischen 

Gewerben kündigte, folgte daraus die größte Existenzbedrohung seiner Geschichte.

Autor: Franz Bittner
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besser können. Das ist leider einer klei-
nen, aber wichtigen Minderheit von Ver-
bandsfunktionären im Verband völlig 
egal, sie vertreten die Meinung: Ohne 
Kollektivvertrag würden ihre Betriebe 
besser wirtschaften. Eine völlige Fehlein-
schätzung – die auch die meisten Arbeit-
geberInnen so sehen – trotzdem setzte 
sich diese kleine Gruppe gegen die Mehr-
heit bisher durch. Warum eigentlich?

Konfliktsituation

Der Hauptvorstand des Verbandes be-
steht aus 32 Mitgliedern, wobei neun 
Mitglieder zugleich Landesinnungsmeis-
ter sind und ein Mitglied Bundesin-
nungsmeister ist. Diese haben eine Dop-
pelfunktion. Einerseits sind sie normale 
Mitglieder des Hauptvorstandes, ande-
rerseits sind sie Funktionäre der jewei-
ligen Landeswirtschaftskammer bzw. 
Bundeswirtschaftskammer und besitzen 
dadurch Sonderrechte. Eines dieser Son-
derrechte ist, dass ihre Stimme – sollte 
es zu einem Kollektivvertragsabschluss 
kommen – bei den Satzungsverhand-
lungen wichtig ist. 

Als der Hauptvorstand bei seiner bis 
jetzt letzten Sitzung dem Verhandlungs-
ergebnis zwischen Gewerkschaft und Ver-
band mit einfacher Mehrheit die Zustim-
mung gab, verweigerten sechs der »Lan-
desfürsten« die Zustimmung bei der not-
wendigen Satzung. 

Damit wurde das positiv abgestimmte 
Verhandlungsergebnis ad absurdum, und 
die sechs »Renegaten« nahmen den Ar-
beitgeberverband in Geiselhaft. Dass sich 
solch eine Vorgehensweise unsere Ge-
werkschaft nicht gefallen lassen kann, 
verstehen sogar hartgesottene Arbeitge-
berInnen. Daraufhin beschloss das Ge-
werkschaftspräsidium, dass das Ende der 
Fahnenstange längst erreicht sei und die 
Kollegenschaft informiert und mobili-
siert werden müsse.

Am 29. September kam es in Wien 
zu der größten Demonstration, die die 
älteste Teilgewerkschaft des ÖGB je ab-
gehalten hat. Über 2.000 KollegInnen 
aus ganz Österreich nahmen an dieser 
mächtigen Kundgebung teil und überga-
ben dem Präsidenten des Arbeitgeberver-
bandes eine Protestresolution und droh-
ten mit gewerkschaftlichen Maßnahmen, 
sollte es in den kommenden sechs Wo-

chen zu keinem akzeptablen Kollektiv-
vertragsabschluss kommen.

Derzeit finden in den österreichischen 
Druckereien Informations- und Betriebs-
versammlungen statt, um die Kollegen-
schaft zu informieren. Zusätzlich werden 
jene sechs »Landesfürsten« die sich im 
Glauben befinden, sie könnten ihren Ver-
band und die Gewerkschaft GPA-djp in 
Geiselhaft nehmen – um ihren arbeit-
nehmerfeindlichen Forderungen zum 
Durchbruch zu verhelfen –, besonders 
 betreut.

Situation der Beschäftigten

■  Seit 1. April 2009 sollten die jähr-
lichen Lohn- und Gehaltserhöhungen 
bereits in Kraft sein.

■  Seit sieben Monaten warten die Be-
schäftigten auf die Abgeltung der  Inflation 
und eine kleine Reallohn erhöhung aus 
dem Jahr 2008.

■  Seit 1. Juli 2009 gibt es keinen gül-
tigen Kollektivvertrag.

■  Seit vier Monaten versuchen einzelne 
Arbeitgeberprinzipale, die gewerkschaft-
lichen Errungenschaften der vergangenen 
Jahrzehnte für ihre Beschäftigten zu ver-
schlechtern, wobei manche Arbeitgebe-
rInnen durchaus erfolgreich sind.

■  Seit vier Monaten können Arbeitge-
berInnen, die keine Mitgliedschaft zum 
Verband Druck & Medientechnik haben, 
das kollektive Arbeitsrecht zuungunsten 

ihrer MitarbeiterInnen verschlechtern 
und jene Betriebe in Bedrängnis bringen, 
die Mitglieder des Arbeitgeberverbandes 
sind, da bei diesen Betrieben die Nach-
wirkung des grafischen Kollektivvertrages 
gilt.

Sollte sich die Unvernunft einzelner 
Mitglieder des Verbandes Druck & Me-
dientechnik in den nächsten Wochen 
nicht ändern, dann wird es in vielen gra-
fischen Betrieben zu Arbeitskämpfen und 
Streiks kommen müssen, da dieser soziale 
Interessenkonflikt in der Zwischenzeit zu 
einem gesamtgewerkschaftlichen Thema 
geworden ist.

Die gewerkschaftliche Verhandlungs-
führung hat in den vergangenen sieben 
Monaten Augenmaß, Verständnis für die 
wirtschaftliche Situation der Betriebe und 
Verantwortung gezeigt. Auf die Erpres-
sung einzelner Arbeitgeberfunktionä-
rInnen werden die Betriebsräte, die Be-
schäftigten gemeinsam mit ihrer Gewerk-
schaft die notwendigen Antworten geben. 
Es sollten sich aber auch dann jene Ar-
beitgebervertreter nicht zu Wort melden, 
die jetzt genüsslich zu dieser Situation 
geschwiegen haben.

k o n t a k t
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ÖGB-Pressereferat

A
ber oft ist die Gehaltsabrechnung 
ein einziges Rätsel. Bruttolohn, 
Lohnsteuer, Sozialversicherungs-
beitrag. Was bedeuten all diese Pos-

ten? Zählen Sie zu den Menschen, die re-
gelmäßig ihre Abrechnung exakt durchge-
hen und sich über die hohen gesetzlichen 
Abgaben ärgern? Oder gehören Sie zu je-
nen Menschen, die nur auf die Auszah-
lungssumme schauen?Eine Umfrage unter 
ArbeitnehmerInnen ergab, dass die we-
nigsten Beschäftigten in der Lage sind, ih-
ren eigenen Lohnzettel richtig zu interpre-
tieren. Die am Lohn-/Gehaltszettel auf-
scheinenden Steuer- und Abgaben-
leistungen sind für viele nicht nachvoll-
ziehbar.

Der Schlüssel zum Lohnzettel

Die Lohnabrechnung muss folgende 
Angaben enthalten: 
■  Bruttobezüge = Grundlohn: Der 
Bruttobezug setzt sich zusammen aus den 
geleisteten Stunden im Monat und dem 
vereinbarten Stundenlohn. Je mehr Stun-
den im Monat und je höher der Stunden-
lohn, desto höher ist das Grundgehalt.
■  Beitragsgrundlage für die Sozialver-
sicherungsbeiträge ist die Summe aller 
sozialversicherungspflichtigen Lohnbe-
standteile.
■  Pflichtbeiträge für die Sozialversi-
cherung (SV): Das sind Beiträge, die der 
Arbeitgeber an die Sozialversicherung 

zahlt. Diese werden vom Bruttolohn ab-
gezogen. Sie dienen dazu, finanziellen 
Schutz bei Arbeitslosigkeit, Krankheit, 
Pflegebedürftigkeit, Betriebsunfällen 
und im Alter zu geben.

Aufstellung über die SV-Beiträge

Krankenversicherung (KV): Unterschei-
det sich bei ArbeiterInnen und Angestell-
ten um einen minimalen Prozentsatz. Ar-
beiterInnen zahlen 3,95 Prozent und An-
gestellte 3,83 Prozent für die 
Krankenversicherung. Die Aufgaben der 
Krankenversicherung reichen von der 
Früherkennung und Behandlung von 
Krankheiten bis hin zur Rehabilitation.
Arbeitslosenversicherungsbeitrag (AV): 
Beträgt drei Prozent für alle Arbeitneh-
merInnen. Mit der Arbeitslosenversiche-
rung sichern sich Arbeitnehmer für den 
Fall der Arbeitslosigkeit ab, sie bekommen 
dann monatlich Arbeitslosengeld.
Arbeiterkammerumlage (AK): Auf-
grund der Pflichtmitgliedschaft in der 
Arbeiterkammer muss diese Umlage ge-
leistet werden. Ausnahmen sind: Arbeits-
lose, Lehrlinge, Zivildiener/Grundwehr-
diener und Karenzierte. Sie zahlen keine 
AK-Umlage. Zurzeit beträgt die AK-Um-
lage 0,5 Prozent.  
Pensionsversicherungsbeitrag (PV): 
Liegt bei 10,25 Prozent. Die Leistungen 
aus der Pensionsversicherung sind die 
Pensionen, die den Lebensstandard auch 
nach der Erwerbstätigkeit sichern sollen. 
Der Wohnbauförderungsbeitrag be-
trägt ein Prozent und ist je zur Hälfte vom 
Arbeitgeber und vom Arbeitnehmer zu 
tragen. Die ArbeitnehmerInnen zahlen 
also 0,5 Prozent. Dieser Beitrag wird für 

den geförderten Wohnbau verwendet. 
Keinen Wohnbauförderungsbeitrag zah-
len unter anderem:

– Lehrlinge
– geringfügig Beschäftigte
– Gutsangestellte

■  Lohnsteuer: Jedem/r Arbeitneh-
merIn wird die Lohnsteuer vom Brutto-
lohn abgezogen. Die Lohnsteuer wird mit 
der Lohnsteuerbemessungsgrundlage 
(sie he nächsten Punkt) berechnet. Die 
Höhe der Abgaben schwankt dabei je 
nach Gehalt. ArbeitnehmerInnen, deren 
Einkommen im Jahr unter 11.000 Euro 
liegt, zahlen keine Lohnsteuer. Liegt der 
Bruttoverdienst jährlich beispielsweise 
bei 21.000 Euro so werden 36,50 Prozent 
an Lohnsteuer abgeführt, bei einem Ver-
dienst von über 60.000 Euro jährlich lie-
gen die Abgaben bei 50 Prozent.
■  Bemessungsgrundlage für die Lohn-
steuer: Betrag für den Lohnsteuer bezahlt 
werden muss. 

Bruttolohn
– Sozialversicherungsbeitrag
– Gewerkschaftsbeitrag
= LSt.-BM-Grundlage
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Dein Lohnzettel
ArbeitnehmerInnen freuen sich jeden Monat auf ihre Gehaltsabrechnung – aus gutem 

Grund. Zeigt sie Ihnen doch, wie viel sie im vergangenen Monat verdient haben.

i n f o & n e W s

Eine Projektgruppe des 58. Lehrgangs der 
Sozialakademie von AK und ÖGB erstell-
te einen Folder und eine Informationsbro-
schüre, die die Abgaben und Leistungen, 
die sich daraus finanzieren lassen, erklärt. 
So zum Beispiel werden in der Broschüre 
direkte und indirekte Steuern, Lohnneben-
kosten und vieles mehr genau beschrie-
ben. Infos unter: Tel.: 01/534 44/149 Dw., 
E-Mail: servicecenter@oegb.at



In Summe beträgt die Höhe der  
SV-Beiträge für ArbeitnehmerInnen  
18,2 Prozent und bei Angestellten 18,07 
Prozent.  

Individuelle Bezüge wie Zulagen, 
Überstunden, Prämien und Pendlerpau-
schale sind in diesen angegebenen Beträ-
gen nicht mitgerechnet. Genauso wenig 
die Betriebratsumlage und der Gewerk-
schaftsbeitrag, den viele Arbeitneh-
merInnen mittels Gehaltsabzug einzah-
len. In so einem Fall wird der Gewerk-
schaftsbeitrag auch auf der Gehalts-
abrechnung ausgewiesen. Der Mitglieds-
beitrag beträgt derzeit ein Prozent des 
Bruttoeinkommens. 

Die Gewerkschaften verhandeln jähr-
lich den Kollektivvertrag (KV). Die jähr-
liche Lohnerhöhung, Weihnachts- und 
Urlaubsgeld sind nur durch den KV ge-
sichert und nicht durch ein Gesetz. Gibt 
es einen Betriebsrat im Betrieb, wird auch 
die Betriebsratsumlage in der Höhe von 
maximal 0,5 Prozent abgezogen. Der 
 Betriebsrat dient als direktes Sprachrohr 
zur Geschäftsleitung, aber vor allem auch 
zur Arbeiterkammer und den Gewerk-
schaften.

Doch nicht nur ArbeitnehmerInnen 
zahlen Beiträge an die Sozialversicherung, 
sondern auch die ArbeitgeberInnen. Die 
sogenannten Lohnnebenkosten, die der 
Arbeitgeber für seine Beschäftigten be-
zahlt, werden vom Bruttogehalt berech-
net und an die Sozialversicherung über-
wiesen. Diese fallen aber deutlich höher 
aus als die Arbeitnehmerausgaben. Näm-
lich insgesamt 30,73 Prozent.
Lohnnebenkosten des Arbeitgebers:
■  Krankenversicherung (KV): 3,7 Pro-
zent für ArbeiterInnen, 3,83 Prozent für 
Angestellte.
■  Pensionsversicherung: 12,55 Prozent
■  Unfallversicherungsbeitrag (UV): 
1,40 Prozent.
■  Arbeitslosenversicherung (AV): 
3 Prozent 
■  Insolvenzentgeltsicherungsgesetz 
(IESG): 0,55 Prozent
■  Bei der »Abfertigung neu« muss zu-
sätzlich ein Beitrag an die Mitarbeiter-
vorsorgekasse ausgewiesen sein. Dieser 
beträgt 1,53 Prozent. 
■  Kommunalsteuer: 3 Prozent werden 
an die Gemeinden ausgewiesen. Die 
Kommunalsteuer ist eine lohnabhängige 
Gemeindeabgabe. 

■  Familienlastenausgleichsfonds 
(FLAF): 4,5 Prozent. Die wichtigste Lei-
stung des FLAF ist die Familienbeihilfe. 

Als weitere Lohnnebenkosten werden 
zum Beispiel auch das Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld, Feiertagsentgelt und Karenz-
geld bezeichnet. 

All die genannten Beispiele sind di-
rekte oder indirekte Lohnbestandteile. 
Eine Verringerung dieser würde zu Ein-
kommensverlusten und zu einer Ver-
schlechterung der sozialen Absicherung 
führen. Erscheinen die Abzüge trotzdem 
noch zu hoch, gibt es die Möglichkeit, 
über Freibeträge monatlich einen Teilbe-
trag zurückzubekommen. 

PVKV

WBF AK

AV

3  Sozialversicherungs-
beitrag

Pensionsversicherung (PV)
10,25 %

Krankenversicherung (KV)
 bei ArbeiterInnen  3,95%
 bei Angestellten  3,75%

Arbeitslosenversicherung (AV)
3,00%

Wohnbauförderungsbeitrag (WBF)
0,50%

Arbeiterkammerumlage (AK) 0,50%

1  Gewerkschaftsbeitrag
Gewerkschaftsbeitrag max. 1% 
vom Bruttobezug: 
Die Gewerkschaften verhandeln 
jährlich deinen Kollektivvertrag. 
Die jährliche Lohnerhöhung, 
Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld, ... 
sind nur durch diesen gesichert 
und nicht durch ein Gesetz.

2  Betriebsratsumlage
Betriebsratsumlage max. 0,5% 
vom Bruttobezug: 
dein Betriebsrat → eure Stim-
me im Betrieb und dein direkter 
Draht zu Arbeiterkammer und 
Gewerkschaft.

4  Lohnsteuer
Lohnsteuer bezahlt man bei 
einem Einkommen von
      0 € bis  10.000 €  jährlich
     0,00%
 10.000 €  bis 25.000 €  jährlich
     38,30%
 25.000 €  bis 51.000 €  jährlich
     43,60%
  über 51.000 €  jährlich
     50,00%

Die Lohnsteuer wird von der 

5  Lohnsteuerbemessungs-
grundlage berechnet:

Bruttobezug
- SV-Beitrag

- Gewerkschaftsbeitrag
= LSt.-BM-Grundlage

Auf die individuellen Bezüge (z.B.: 
Überstunden, Zulagen,  Prämien, 
 Pendlerpauschale, ...) wurde keine 
Rücksicht genommen.

Dies sind Beiträge (Lohnnebenkosten) die dein/e ArbeitgeberIn an 
die Sozialversicherung abführt. Eine Verringerung dieser indirekten 
Lohnnebenkosten würde zu einer Verschlechterung deiner sozialen 
Absicherung führen.

Als weitere Lohnnebenkosten werden zum Beispiel auch das Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld, Feiertagsentgelt, Arztbesuche und Be-
hördenwege während der Arbeitszeit, Krankengeld, ... bezeichnet.

→ All die genannten Beispiele sind direkte Lohnbestandteile. Eine 
Befürwortung zur Senkung dieser würde somit zu Einkommens-
verlusten führen.

LOHNNEBENKOSTEN
Lohnnebenkosten, die dein/e 
ArbeitgeberIn zahlt (AG-Bei-
träge, alle angeführten Beiträge 
werden vom Bruttobezug (100%) 
berechnet):

 KV Krankenversicherung
  bei ArbeiterInnen 3,70%
  bei Angestellten 3,83%
 PV Pensionsversicherung 12,55%
 UV Unfallversicherung 1,40%
 ALV Arbeitslosenversicherung 3,00%
 IESG Insolvenzentgeltsicherungsgesetz 0,55%
 WBF Wohnbauförderung 0,50%
 MVK Mitarbeitervorsorgekasse 1,53%
  (Abfertigung NEU)

Summe der SV-Beiträge vom Bruttobezug
  für ArbeiterInnen 23,23%
  für Angestellte 23,36%

Dazu kommt der Beitrag zum 
 FLAF  Familienlastenausgleichsfonds 4,50%
und die 
 Kommunalsteuer an die Gemeinden 3,00%

Gesamt vom Bruttobezug 30,73%

3,70%
3,83%

12,55%

Dies sind Beiträge (Lohnnebenkosten) die dein/e ArbeitgeberIn an 

Herrn
Karl Weigl
Brühler Straße 73
2340 Mödling

       58   31/08/2008     07:48     1/1

Bildungshaus GmbH                           123456

Mödling       Bildung    1      4 Arbeiter

08/2008

1234010170

01.01.2006 Prod.-Arb.

1384,47

1688,04
293,12

2089,16
380,23

08 2008  Grundlohn      161,70     12,92  2089,16
08 2008  Gewerkschaftsbeitrag          -20,89
08 2008  Betriebsratsumlage          -10,45

31,34

673,35

Bruttolohn

1

2StundenlohnGeleistete 
Stunden

Bildungshaus GmbH                           123456

01.01.2006 Prod.-Arb.

ICH BIN‘S 
DEIN LOHNZETTEL!

3

5
4

Höhe der SV-Beiträge 
gesamt vom 
Bruttobezug:

bei ArbeiterInnen
 18,20%
 bei Angestellten
 18,00%
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A
uch ohne schwere Weltwirt-
schaftskrise mit unbekannten 
Folgen hat der Finanzmarkt- 
Kapitalismus der vergangenen 

Jahre tiefe Spuren in Arbeitswelt und Ge-
sellschaft hinterlassen. Kurzfristige Stei-
gerung von Gewinn und Aktienkurs ge-
hen zulasten arbeitender Menschen. Leih-
arbeit ist ein willkommenes Instrument 
dafür.

Der Anteil »klassischer« Beschäfti-
gung ist in den vergangenen Jahren deut-
lich gesunken, die Zahl der Leiharbeite-
rInnen aber wächst kontinuierlich. In den 
vergangenen zehn Jahren hat sich deren 
Zahl in Österreich mehr als verdreifacht. 
Mitte des Vorjahres waren mehr als 
68.000 Menschen als LeiharbeiterInnen 
beschäftigt. Leiharbeitsfirmen sind ge-
wachsen, ihre Zahl hat zugenommen und 
sie gehören zu den besten »Kunden« des 
AMS. 21 Prozent der im AMS gemel-
deten offenen Stellen kamen im ver-
gangenen Jahr von Zeitarbeitsfirmen. 
1998 lag dieser Anteil noch bei rund 4,1 
Prozent der gemeldeten Stellen.

In den 1970ern Arbeitskräfteersatz

Zu Beginn der Entwicklung der Leihar-
beitsbranche war der Ad-Hoc-Ersatz cha-
rakteristisch: geringe Nutzungsintensität, 
punktuelle, auf wenige Arbeitsbereiche 
beschränkter Einsatz und eine vergleichs-
weise kurze Einsatzdauer. Betriebe nutz-

ten Leiharbeit, um kurzfristigen Perso-
nalausfall zu kompensieren. Stand in den 
1970er- und 1980er-Jahren Leiharbeit 
als Arbeitskräfteersatz im Mittelpunkt, 
hat sie zwischenzeitlich quantitativ stark 
an Bedeutung verloren.

Leiharbeit als Anpassungsinstrument 
– als Flexibilitätspuffer – an reale Schwan-
kungen des Auftragsvolumens gehört 
ebenfalls zur klassischen Typologie. 
Durch Leiharbeit reduzieren Unterneh-
men vor allem Such- und Einstellungs-
kosten, denn Verleihfirmen übernehmen 
die Selektion und Rekrutierung poten-
zieller Arbeitskräfte, jedoch mit dem Ri-
siko der »Verfügbarkeit« von Arbeitskräf-
ten in ausreichendem Umfang. Oft ist 
der kurzfristige Bedarf so höher, als ein-
zelne Verleihfirmen Leiharbeitskräfte zur 
Verfügung stellen können.

Heute strategisches Instrument

Unternehmen nutzen neuerdings Leih-
arbeit nicht mehr nur als Anpassungsins-
trument, sondern als strategisches Instru-
ment. Sie wird eingesetzt, um ungewisse 
Entwicklungen der Märkte auf Profita-
bilität und damit die Kapitalrendite zu 
kontrollieren. Damit wird Leiharbeit 
zum Instrument des Finanzmarktkapita-
lismus. Die Leiharbeitskräfte werden zu 
einem festen Bestandteil der Belegschaft 
und dauerhaft für die gleichen Arbeiten 
wie die Stammkräfte eingesetzt. Dispo-
nenten der Verleihfirmen übernehmen 
Teile der Steuerung und Kontrolle der 
Arbeit, entweder in Form des On-Site-
Managements oder durch regelmäßige 
Besuche im Betrieb. Zur Stabilisierung 
der Profitabilität im Falle eines unerwar-

teten Auftragseinbruchs können die Leih-
arbeitskräfte unmittelbar an die Verleih-
firma zurückgeschickt werden. Durch 
Leiharbeit wird ein erheblicher Teil des 
Beschäftigungsrisikos »ausgelagert«, der 
gesetzliche Kündigungsschutz faktisch 
ausgehebelt. Gerade Leiharbeit diesen 
Typs kann zum neuen bevorzugten In-
strument der kapitalorientierten Beschäf-
tigungsformen werden.

Leiharbeit bleibt unfreiwillig

Die Angst um den Arbeitsplatz lässt viele 
in den sauren Apfel beißen, für viele ist 
Leiharbeit besser als Arbeitslosigkeit. Al-
lerdings wählen nur wenige freiwillig 
dieses Beschäftigungsverhältnis. Laut ei-
ner Sora-Umfrage haben sich 55 Prozent 
der Befragten für Leiharbeit entschie-
den, weil sie sonst keine Arbeit gefunden 
hätten. Lediglich 20 Prozent davon sind 
der Ansicht, damit die für sie passende 
Beschäftigungsform gefunden zu haben. 
LeiharbeiterInnen bekommen als Erste 
grobe Konjunkturschwankungen, aus-
gelöst durch die Finanzmarktkrise, zu 
spüren.

Niederschlag findet diese »Zwangs-
lage« im Arbeitklima-Index. Seit 1997 
vierteljährlich erhoben ist er Maßstab für 
den wirtschaftlichen und sozialen Wan-
del und lässt relevante Schlüsse auf die 
Befindlichkeit aller Beschäftigten zu und 
die zeigt sich relativ düster. Der jüngst 
veröffentliche »Resignationsindex« hat 
gegenüber dem Vorjahr um weitere vier 
Punkte zugelegt und hält bei einem 
Höchststand von 65 Punkten. Deutlich 
erkennbar, dass viele ArbeitnehmerInnen 
ihre Erwartungen an die berufliche Tä-

Profitvehikel – Leiharbeit
Auch in Österreich wächst die Zahl der LeiharbeiterInnen kontinuierlich. Längst 

wird Leiharbeit von Unternehmen als strategisches Instrument genutzt.

Autor: Dr. Franz Mangelberger

 
Freier Journalist
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tigkeit nach unten geschraubt haben und 
nicht mehr an eine positive Veränderung 
ihrer Arbeitsbedingungen glauben. Rund 
zehn Prozent der Beschäftigten müssen 
zur Gruppe der völlig Resignierten ge-
zählt werden. Wenn Krisen aufziehen, 
stehen LeiharbeiterInnen meist ganz vor-
ne auf der Liste der »Freisetzungen«, ih-
nen bläst der eisige Wind als Erste ins 
Gesicht. Aber auch der Stammbelegschaft 
wird durch LeiharbeiterInnen täglich vor-
geführt, wie schnell sich die Arbeitsver-
hältnisse ändern können.

Leiharbeit ist im Kommen

ExpertInnen gehen davon aus, dass es zu 
einer verstärkten Zunahme von Leihar-
beit nach der »Krise« kommen wird. Zu 
diesem Schluss kommt eine aktuelle Stu-
die des Deutschen Otto-Brenner-Insti-
tutes der IG-Metall. Die Ursachen dafür 
sind dreierlei. Zum einen sind viele Un-
ternehmen in den vergangenen »guten« 
Zeiten bezüglich Leiharbeit auf den Ge-
schmack gekommen. Für Unternehmen, 
die sich an kurzfristigen Renditen orien-
tierten, hat sich die strategische Nutzung 
des Instruments Leiharbeit als kurzfris-
tige Absicherung der Kapitalrendite und 
der Profitabilität bewährt. Dass kurzfris-
tige Kosteneinsparungen möglicherweise 
langfristige Folgekosten in Form von sin-
kender Mitarbeiterloyalität, einer Über-
alterung der Belegschaften, Qualitätspro-
blemen entstehen können, wird unter 
dem Druck der Kurzfristigkeit kaum 
wahrgenommen.

Zum anderen stehen, bedingt durch 
die Krise, neue Rationalisierungen bevor. 
Arbeitsabläufe werden zerlegt, betrieb-

liches Wissen der Arbeitskräfte wird ent-
wertet, Erfahrungswissen betrieblicher 
FacharbeiterInnen wird in Daten und In-
formationssysteme verlagert und so nicht 
nur Produktionsfluss und Warenfluss, 
sondern auch Arbeit gesteuert. Anlern-
zeiten für LeiharbeiterInnen verringern 
sich, die qualifizierten Arbeitskräfte sind 
einfacher austauschbar und die Barrieren 
für strategische Nutzung der Leiharbeit 
werden durchlässig.

Zu guter Letzt fördert strategische 
Nutzung von Leiharbeit Schließungspro-
zesse, die für Verleihfirmen zunehmend 
mehr qualifizierte Arbeitskräfte verfügbar 
machen. Je mehr Betriebe die neuen Nut-
zungsstrategien einsetzen, desto größer ist 
die Verfügbarkeit auch an qualifizierten 
Leiharbeitskräften. Verleihfirmen spielen 
bereits auf dem »Klavier«, es mehren sich 
Anzeichen dafür. Direkt vom Arbeits-
markt werden aus diesen Berufsgruppen 
kaum noch Arbeitskräfte rekrutiert. Da-
mit sinken für Arbeitskräfte, die in der 
aktuellen Krise arbeitslos werden, die 
Chancen, direkt in ein reguläres Arbeits-
verhältnis zurückzukehren. Während 
minder ausgebildete Leiharbeitskräfte in 
großer Zahl betriebsbedingt gekündigt 
werden, versuchen die Verleihfirmen qua-
lifizierte Arbeitskräfte zu halten. Die Ver-
leihfirmen warten nur darauf, arbeitslos 
gewordene FacharbeiterInnen als poten-
zielle Leiharbeitskräfte zu rekrutieren, um 
für den »neuen« Aufschwung, für wirt-
schaftliche bessere Zeiten gerüstet zu sein.

Bis zu einem Drittel Leihpersonal

Schwankende Anforderungen von 
Kunden/-innen, Rendite und Kostenvor-

gaben können nur bedient werden, wenn 
sich die Belegschaft bis zu einem Drittel 
aus Leihpersonal zusammensetzt. Sie wer-
den nur bezahlt, wenn es Arbeit gibt und 
können einfach entlassen werden. Die 
Leiharbeit wird zum strategischen Mana-
gement-Ins trument. Ursprünglich ge-
dacht für Boomzeiten, oder um kurz-
fristig Personal einzustellen, wird die 
Leiharbeit mehr und mehr zu anderen 
Zwecken genutzt. 

Reservearmee 

Die Studie kommt zu dem Schluss, dass 
eine wachsende Zahl von Unternehmen 
versucht, Leiharbeit verstärkt zur Pro-
fitsteigerung zu nutzen. Leiharbeite-
rInnen werden, reduziert auf ihre strate-
gische Nutzung, zu einer »Reservearmee« 
und führen dem Stammpersonal ihre 
 Ersetzbarkeit direkt vor Augen, einem 
positiven Arbeitsklima nicht gerade 
 dienlich. 
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Zu guter Letzt fördert strategische Nutzung von Leiharbeit 
 Schließungsprozesse, die für Verleihfirmen zunehmend mehr qualifizierte 
Arbeitskräfte verfügbar machen. 
Je mehr Betriebe die neuen Nutzungsstrategien einsetzen, desto größer  
ist die Verfügbarkeit auch an qualifizierten Leiharbeitskräften.
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Studie des Otto-Brenner-Institutes:
www.igmetall.de/cps/rde/xchg/internet/

style.xsl/view_1765.htm
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Arbeitsklima in der Krise
Die Wirtschaftskrise hat die Arbeitszufriedenheit in Österreich deutlich 

 beeinträchtigt. Prognosen, wonach das Schlimmste überwunden sei, helfen kaum.

Autor: Mag. Norbert Ramp MSc

 
Arbeiterkammer Oberösterreich

D
ie von den Finanzmärkten aus-
gegangene Krise der Wirtschaft 
hat bei ArbeitnehmerInnen Spu-
ren hinterlassen. Das zeigt der 

Österreichische Arbeitsklima Index der 
Arbeiterkammer Oberösterreich. Seit-
dem die Wirtschaftskrise im 2. Halbjahr 
2008 unmittelbar an den Arbeitsplätzen 
spürbar wurde, ist die Arbeitszufrieden-
heit auf dem Weg nach unten. 

Ergab die Berechnung des Arbeitskli-
ma Index im Herbst 2007 noch den Spit-
zenwert von 112 Indexpunkten, so fiel er 
bis zum Herbst 2008 auf 109 Punkte. Auf 
diesem Wert ist er seither geblieben. Die 
109 Indexpunkte liegen zwar immer noch 
deutlich über dem vor 13 Jahren mit 100 
Punkten fixierten Ausgangspunkt der 
Messungen, aber erst in den kommenden 
Monaten wird deutlich werden, ob es sich 
nur um eine »Delle« in der Aufwärtsent-
wicklung handelt oder ob gar eine Trend-
wende eingetreten ist.

Angst vor der Zukunft 

Der genaue Blick auf die Daten des Ar-
beitsklima Index gibt Auskunft über die 
Ursachen der sinkenden Arbeitszufrie-
denheit. So ist die Zahl der Pessimis-
tInnen unter den unselbstständig Er-
werbstätigen stark gestiegen: Im Jahr 
2009 sehen 46 Prozent schwarz für die 
wirtschaftliche Zukunft Österreichs, am 
Ende des Jahres 2007 waren es nur 19 

Prozent gewesen. Dementsprechend 
auch die Einschätzung der Arbeitsplatz-
sicherheit. Zwei Drittel der Beschäftigten 
waren zum Beginn des Jahres 2009 der 
Meinung, die Jobs seien in Österreich 
»sehr« oder »ziemlich unsicher«. 

Der eigene Arbeitsplatz wird nach wie 
vor als sicherer eingestuft, aber auch hier 
ist ein eindeutiger Trend festzustellen: Im 
Frühjahr 2009 hielt jede/r Fünfte seinen 
Job für zumindest »ziemlich unsicher«, 
ein Jahr zuvor war nur jede/r Achte dieser 
Meinung gewesen. 

Die Krise ist männlich

Die Sicherheit des eigenen Arbeitsplatzes 
wird von den Geschlechtern unterschied-
lich eingeschätzt. Männer beantworten 
diese Frage seit Jahren deutlich optimis-
tischer als Frauen. Die Krise hat allerdings 
dazu geführt, dass sich das zumindest 
kurzfristig umgekehrt hat: Von Herbst 
2008 bis ins Frühjahr 2009 schätzten 
77,8 Prozent der Männer ihren Arbeits-
platz als sicher ein. Bei den Frauen waren 
es hingegen 78,6 Prozent. Dieser Befund 
deckt sich auch mit dem Verlauf der 
 Wirtschaftskrise, die vor allem männer-
dominierte Produktionsbranchen getrof-
fen hat. Seit Frühsommer 2009 hat sich 
das Verhältnis wieder »normalisiert«, 
Männer schätzen ihre Arbeitsplätze wie-
der sicherer ein als Frauen (81,6 zu 80,6 
Prozent).

Auch die Frage nach Einschätzung der 
Chancen, im Fall des Falles wieder eine 
annehmbare Arbeitsstelle zu finden, wird 
negativer beantwortet. Zwar stieg im ers-
ten Halbjahr 2008 die Zahl der optimi-
stischen ArbeitnehmerInnen noch an: 

nach 50,7 Prozent im Frühjahr auf mehr 
als 55 Prozent im Sommer. In den Mona-
ten danach folgte der Absturz – Anfang 
2009 waren nur noch 47 Prozent der un-
selbstständigen Beschäftigten der Mei-
nung, dass sie – wenn notwendig – wieder 
leicht einen annehmbaren Arbeitsplatz 
finden würden.

Nach Geschlechtern differenziert stellt 
sich das Bild folgendermaßen dar: Män-
ner sind bei dieser Frage seit Jahren kon-
tinuierlich optimistischer als Frauen. Die 
Zahl der Optimisten ist seit Frühjahr 2008 
zwar deutlich gesunken, es waren aber 
stets mehr Männer zuversichtlich, wieder 
einen zu Job zu finden. Bei den Arbeit-
nehmerinnen waren hingegen stets die 
Pessimistinnen in der Überzahl, nur kurz 

i n f o & n e W s

Was ist der Arbeitsklima Index?

Der Arbeitsklima Index ist ein wissen-
schaftliches Instrument, um wirtschaft-
liche und soziale Veränderungen aus Sicht 
der Beschäftigten zum Thema zu machen. 
Der Index bildet damit ein Gegengewicht 
zu den üblichen makroökonomischen 
Maßzahlen, die die Anliegen und Inte-
ressen der Beschäftigten nicht abbilden 
können.

Für den Arbeitsklima Index werden regel-
mäßig rund 1.000 Personen befragt. Er ist 
damit für alle Beschäftigten repräsenta-
tiv. Die Arbeiterkammer Oberösterreich 
veröffentlicht die Ergebnisse viermal im 
Jahr, die Ergebnisse stoßen in Presse und 
Öffentlichkeit auf großes Interesse.
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vor Ausbruch der Krise im Sommer 2008 
– als die Jobaussichten sehr gut bewertet 
wurden – hatten die Optimistinnen mit 
50,1 Prozent eine knappe Mehrheit.

Krise auch in den Geldbörsen

Die Zufriedenheit mit dem Einkommen 
ist ebenfalls in der Krise in Bewegung ge-
raten. Hatten zu Jahresbeginn 2008 noch 
mehr als 61 Prozent der Befragten ange-
geben, sie seien mit ihrem Einkommen 
»sehr« beziehungsweise »ziemlich zufrie-
den«, so sank dieser Wert zum Jahresen-
de auf 55,8 Prozent. Er ist seitdem wieder 
auf 60 Prozent angestiegen. Bei dieser 
Entwicklung ist auch der Verlauf der In-
flationsrate, die im Jahr 2008 deutlich 
höher lag als heuer, mitzudenken. 

Die regionale Entwicklung der Ar-
beitszufriedenheit weist ebenfalls einige 
auffallende Trends auf. In den ver-
gangenen Jahren war stets ein West-Ost-
Gefälle gemessen worden, die Arbeitszu-
friedenheit war prinzipiell im Westen und 
Norden höher als im Osten und Süden. 
Die Wirtschaftskrise hat sich vor allem 
im Norden und Süden bemerkbar ge-
macht. In den Bundesländern Oberöster-
reich und Salzburg sank der Arbeitsklima 
Index vom Herbst 2007 von 115 Punk-
ten auf 109 Punkte im Frühjahr 2009. 
Noch dramatischer der Rückgang in den 
südlichen Bundesländern Steiermark und 
Kärnten mit 106 Indexpunkten im Früh-
jahr 2009 nach 114 Indexpunkten im 
Herbst 2007. Im Westen (Tirol und 
Vorarlberg) als auch im Osten (Wien, 
Niederösterreich, Burgenland) hat sich 
die Krise hingegen weniger stark ausge-
wirkt. Der Index blieb dort relativ stabil.

Die unterschiedliche Entwicklung des 
Arbeitsklima Index lässt sich aus den 
strukturellen Unterschieden zwischen den 
Regionen erklären. Dort, wo es große, 
meist exportorientierte Industriebetriebe 
gibt – wie etwa in Oberösterreich oder 
der Steiermark – war der Einbruch der 
Arbeitszufriedenheit größer als in den üb-
rigen Bundesländern. Tirol und Vorarl-
berg mit ihrem höheren Dienstleistungs-
anteil wurden ebenso wie Wien und 
 Niederösterreich mit vielen Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst von der Krise 
 weniger getroffen.

Index hat sich bewährt

Der Arbeitsklima Index hat sich seit sei-
ner Einführung Mitte der Neunzigerjah-
re zu einem stabilen und zuverlässigen 
Messinstrument für die Stimmung unter 
den Beschäftigten in Österreich entwi-
ckelt. Seine Zuverlässigkeit hat er auch 
in der aktuellen Wirtschaftskrise bewie-
sen, die vorliegenden Ergebnisse weisen 
den Weg für künftige Politik im Interes-
se der ArbeitnehmerInnen.

Jobsicherheit: Die Wirtschaftskrise 
hat die Angst vor dem Verlust des Arbeits-
platzes unter den ArbeitnehmerInnen 
deutlich erhöht. Einerseits wird die wirt-
schaftliche Zukunft Österreichs deutlich 
negativer gesehen als vor der Krise, zu-
dem wird der persönliche Arbeitsplatz als 
gefährdeter erlebt. Die Angst um den Job 
ist vor allem bei Männern spürbar größer 
geworden, Frauen scheinen hier generell 
realistischer zu sein. Auch die Chancen 
auf einen neuen Arbeitsplatz werden 
deutlich negativer bewertet als noch vor 
der Krise.

Einkommen: Die Zufriedenheit mit 
dem Einkommen ist in den ersten Mo-
naten der Krise deutlich gesunken. Dieses 
Ergebnis ist besonders bedenklich, wenn 
sie vor dem Hintergrund der Entwicklung 
seit Beginn der Arbeitsklima-Messungen 
Mitte der Neunzigerjahre gesehen wird. 
Die mittlerweile 13 Jahre umfassenden 
Daten zeigen, dass die Zufriedenheit mit 
dem Einkommen auch in Zeiten guter 
Wirtschaftsentwicklung nicht zunimmt. 
Der kontinuierliche Trend des Arbeitskli-
ma Index nach oben spiegelt sich nicht in 
einer vergleichbaren Aufwärtsentwick-
lung der Einkommenszufriedenheit wi-
der. Die derzeit laufenden Kollektivver-
tragsverhandlungen werden daran wohl 
nichts ändern, wird doch die Arbeitgeber-
seite nicht müde, auf die in diesem Jahr 
besonders schwierige wirtschaftliche Si-
tuation hinzuweisen, die angeblich kaum 
Spielraum für höhere Einkommen gebe. 
Für die VerhandlerInnen der Arbeitneh-
merseite eine schwierige Situation.

Hatten zu Jahresbeginn 2008 noch mehr als 61 Prozent der Befragten angegeben, 
sie seien mit ihrem Einkommen »sehr« beziehungsweise »ziemlich zufrieden«, 
so sank dieser Wert zum Jahresende auf 55,8 Prozent. 
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733 Euro, 12-mal im Jahr
Die bedarfsorientierte Mindestsicherung wird mit 1. September 2010 eingeführt. 

GewerkschafterInnen kritisieren die abgespeckte Form.

Autorin: Mag. Lucia Bauer

 
Büro des Vorsitzenden GPA-djp

D
ie bedarfsorientierte Mindestsi-
cherung kommt nicht nur zwei 
Jahre später als ursprünglich ge-
plant, sondern auch in einer 

deutlich abgespeckten Form. Noch im 
Regierungsprogramm war vereinbart 
worden, die Mindestsicherung 14-mal 
auszuzahlen. Die Kürzung auf zwölf Mo-
natsraten bedeutet für die Betroffenen, 
dass sie rund 130 Euro im Monat (oder 
1.466 Euro jährlich) weniger erhalten 
werden als ursprünglich geplant. Damit 
liegt die Mindestsicherung um ca. 170 
Euro unter der Armutsgefährdungsquote. 
Armutsfest ist das nicht. Auch das Ziel 
den Zugang zu erleichtern, und die 
Leistungen über alle Bundesländer hin-
weg zu vereinheitlichen, wird mit dieser 
Regelung nicht erreicht. 

Laut Schätzungen des Sozialministe-
riums werden die Kosten für die bedarfs-
orientierte Mindestsicherung in der der-
zeit geplanten Form jährlich 50 Mio. Eu-
ro für die Länder und 120 Mio. für den 
Bund betragen. Die ursprünglich ge-
plante 14-malige Auszahlung würde im 
Vergleich dazu rund 20 Mio. Euro mehr 
kosten. 

Sozialhilfe und Mindestsicherung

Da die bestehende Sozialhilfe je nach 
Bundesland unterschiedlich geregelt ist, 
und die ausgezahlten Leistungen oft aus 
mehreren Teilleistungen bestehen, ist ein 

Vergleich mit der neuen Mindestsiche-
rung nicht leicht möglich und wenn, 
dann für jeden Einzelfall unterschiedlich. 
Wie viel an Sozialhilfe jemand derzeit be-
kommen kann, hängt von unterschied-
lichen Faktoren ab: wo man wohnt, wie 
groß die Wohnung ist, wie viele Kinder 
man hat, ob man arbeitsfähig ist etc. In 
den meisten, aber nicht allen Bundeslän-
dern können zusätzliche Geldleistungen 
für Heizkosten oder andere Anschaf-
fungen auf Antrag gewährt werden. Erst 
die Praxis wird zeigen, welche dieser 
Leistungen die Länder über den Sockel-
betrag der Mindestsicherung hinaus wei-
ter auszahlen werden. Durch das Ver-
schlechterungsverbot bleibt zwar gewähr-
leistet, dass niemand schlechter gestellt 
wird. Die große finanzielle Verbesserung 
für die Menschen, die auf diese Hilfe an-
gewiesen sind, bleibt aber aus. 

Eine Million unter der Armutsgrenze

Auch 14-mal im Jahr ausbezahlt, wäre  
die Mindestsicherung im Übrigen noch 
weit davon entfernt, eine »soziale Hän-
gematte« zu sein. Laut EU-SILC1 liegt 
die mittlere Armutsgefährdungsquote für 
Österreich bei etwas mehr als 900 Euro. 
Diesen Betrag würde auch die 14-mal 
ausbezahlte Mindestsicherung deutlich 
unterschreiten. 

Im Schnitt werden pro Sozialhilfebe-
zieherIn und Monat derzeit 179 Euro 
ausgegeben. Das bedeutet, dass nur die 
wenigsten SozialhilfebezieherInnen ihren 
Lebensunterhalt tatsächlich aus der So-
zialhilfe decken. Daran wird sich auch 
durch die Einführung der Mindestsiche-
rung wohl nicht viel ändern.

Einer der Hauptkritikpunkte an der 
derzeitigen Sozialhilfe ist die hohe Zu-
gangsbarriere. Etwa eine Million Men-
schen leben in Österreich unter der Ar-
mutsgrenze.2 Nur jede/r Sechste davon 
bezieht auch tatsächlich Sozialhilfe. Das 
bedeutet, die Zahl der EmpfängerInnen 
von Geldleistungen der offenen Sozial-
hilfe (ohne SeniorInnen- und Pflege-
heime) steht in keinem Zusammenhang 
mit der Zahl der Einkommensarmen. 
Laut Berechnungen der Armutskonferenz 
unterscheiden sich diese Zahlen auch 
nach Bundesländern ganz erheblich. 

Viele wissen nicht Bescheid

Während in Wien jede dritte Person, die 
unter der Armutsgrenze lebt, zumindest 
einmal eine Leistung aus der offenen So-
zialhilfe bekommt, ist es im Burgenland 
nur jede 43. Person, in Kärnten jede 41. 
Von den Einkommensarmen, die keine 
Sozialhilfe beziehen, ist ein Teil nicht an-
spruchsberechtigt.3 Aber auch die An-
spruchsberechtigten erhalten nur zum 
Teil eine Geldleistung. 

Das Europäische Zentrum für Wohl-
fahrtspolitik hält in einer Studie fest, dass 
49 bis 61 Prozent der Anspruchsberech-
tigten – etwa 150.000 Personen – keine 
Sozialhilfe beziehen. Die Gründe da - 
für sind unterschiedlich: Viele Betrof -
fene wissen nicht über ihre Ansprüche 
Bescheid, sie finden sich im Dickicht  
der unterschiedlichen Bestimmungen 

1  Erhebung zur Ermittlung der Armutsgefährdungsquote
2  Quelle: Statistik Austria (2009): Einkommen, Armut und Lebens-

bedingungen. Ergebnisse aus EU-SILC 2007
3  Z. B. Personen, deren Einkommen unter der EU-SILC-Schwelle, 

aber über der jeweiligen Landes-Sozialhilfe-Schwelle liegt
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nicht zurecht, sie schämen sich oder ha-
ben Angst vor dem möglichen Regress. 
Oft sind auch grobe Mängel im Sozial-
hilfevollzug dafür verantwortlich, dass 
Menschen um ihre Unterstützung um-
fallen.

Reform nicht gelungen

Die Mindestsicherung sollte den Sozial-
hilfevollzug grundsätzlich reformieren, 
für die Betroffenen mehr Rechtssicher-
heit, raschere Entscheidungen und einen 
niederschwelligeren Zugang erreichen. 
Dieses Ziel wurde mit der vorliegenden 
Regelung eindeutig verfehlt. 

Die zwölf Auszahlungen stellen einen 
Mindeststandard dar. Darüber hinaus 
kann jedes Land die Mindestsicherung 
durch Zuschüsse erhöhen. Die Mindest-
sicherung ersetzt nicht die Sozialhilfe, 
sondern fügt sich in das bestehende Sys-
tem der neun Bundesländerregelungen 
ein. Durch den deutlich niedriger als vor-
gesehen angesetzten Mindeststandard 
wird die Zielsetzung, die unterschied-
lichen Leistungshöhen (bisher aufgrund 
unterschiedlicher Sozialhilfegesetze) zu 
harmonisieren, verfehlt werden. 

Für die betroffenen Menschen werden 
weiterhin mehrere Stellen zuständig sein. 

Unter dem Motto: »Trampolin statt 
Hängematte« sollen in Zukunft für Be-
zieherInnen der Mindestsicherung die-
selben Bedingungen gelten wie für Ar-
beitslosengeld- und Notsstandshilfebe-
zieherInnen. BezieherInnen der Mindest-
sicherung müssen dem AMS zur Verfü-
gung stehen und arbeitswillig sein, an-
sonsten kann die Leistung um die Hälfte 
gekürzt werden. Diese Maßnahme er-

scheint im Hinblick auf ihre existenzge-
fährdende Wirkung überzogen und ist 
daher abzulehnen. 

Zwei wesentliche Verbesserungen 
bringt die neue Regelung immerhin: 
MindestsicherungsbezieherInnen haben 
in Zukunft Anspruch auf eine e-card, und 
damit unbeschränkten Zugang zu medi-
zinischen Leistungen. Die stigmatisie-
renden Sozialhilfekrankenscheine gehö-
ren damit der Vergangenheit an. Dieser 
Schritt stellt daher eine wirkliche Verbes-
serung für die Betroffenen dar und erfüllt 
eine wichtige gewerkschaftliche Forde-
rung.

Eine weitere Verbesserung ist die Be-
grenzung des Regresses, weil gerade die 
Rückzahlungsverpflichtung bei Aufnah-
me einer Berufstätigkeit vielen Menschen 
den Wiedereinstieg ins Berufsleben er-
schwert hat. In Zukunft wird es klare 
Ausnahmen für die Vermögensverwer-
tung (z. B. benötigtes Kfz, Hausrat etc.) 
und einen fixen Vermögensfreibetrag in 
Höhe der fünffachen Leistungshöhe für 
Alleinstehende geben (2009: 3.665 Eu-
ro). Damit Menschen Armut überwinden 
können, wäre es wichtig, diese Grenze zu 
erhöhen. Vor allem für Mehrpersonen-
haushalte erscheint die Grenze äußerst 
niedrig.

Thema Armutsbekämpfung bleibt

Das Thema Armutsbekämpfung wird 
uns in den kommenden Monaten leider 
noch stärker beschäftigen. Die drama-
tisch steigenden Arbeitslosenzahlen sind 
ein eindeutiges Alarmzeichen. Begleitend 
zur Mindestsicherung sollten laut Regie-
rungsprogramm auch mindestsichernde 

Elemente in der Arbeitslosenversiche-
rung ausgebaut werden. Die bislang er-
folgten Schritte sind nach Ansicht der 
GPA-djp nicht ausreichend. 

Die im Rahmen des Arbeitsmarktpa-
kets II festgelegte Aufwertung der Be-
messungsgrundlage beim Arbeitslosen-
geld bringt für Arbeitslose nur minima-
le Verbesserungen. Die von Gewerk-
schaftsseite geforderte deutliche Anhe-
bung der Ersatzrate beim Arbeitslosen-
geld und Verbesserungen bei der Not-
standshilfe wurden nicht einmal ansatz-
weise umgesetzt. 

Auch 14-mal im Jahr ausbezahlt, wäre die Mindestsicherung 
im Übrigen noch weit davon entfernt, eine »soziale Hängematte« 
zu sein. Laut EU-SILC liegt die mittlere Armutsgefährdungsquote 
für Österreich bei etwas mehr als 900 Euro. 
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Alle Infos vom Bundesministerium für 
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz:

www.bmsk.gv.at/cms/site/doku-
ment.html?channel=CH0052&doc=C

MS1218182092804

Armutsgefährdungsquote 
bei Statistik Austria:

www.statistik.at/web_de/statistiken/
soziales/armut_und_soziale_

eingliederung/index.html
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Flache Kurven im Job
Die Einkommensschere zwischen den Geschlechtern klafft noch weit auseinander.  
Eine Studie bestätigt: Eine Frau muss ein Mann sein, um Karriere zu machen.

Autorin: Astrid Fadler

 
Freie Journalistin

S
exy ist das Thema berufliche 
Chancengleichheit trotz anzüg-
licher Wortspiele und neuer Kre-
ationen wie Equal Pay Day nicht 

wirklich. Als Jahrzehnte alter Dauerbren-
ner könnte es sogar langweilig werden, 
doch es geht um Gerechtigkeit – und für 
manche um die Existenz.

Einkommenstransparenz gefordert

Mehr Transparenz fordern ÖGB, Frauen- 
und Sozialministerium: So sollen in Be-
trieben die Einkommensunterschiede zwi-
schen Männern und Frauen zuerst sichtbar 
gemacht und dann beseitigt werden. Die-
se Unterschiede sind nach wie vor eklatant: 
Laut Einkommensbericht des Rechnungs-
hofs 2008 verdienten weibliche Angestell-
te 49 Prozent der mittleren Männerein-
kommen. Der Anteil der Teilzeit Arbeiten-
den steigt, 89 Prozent aller Teilzeit - 
beschäftigten sind weiblich. Vergleicht 
man nur Vollzeitbeschäftigte, bringen es 
Frauen beim Einkommen auf durch-
schnittlich 78 Prozent der Männer, bleibt 
noch immer ein Rückstand von 22 Prozent 
(2006/07). Laut Lohnsteuerstatistik 2007 
der Statistik Austria beträgt der Unter-
schied sogar 26,2 Prozent. Die schlechtesten 
Einkommen gibt es in der Dienstleistungs-
branche, hier sind auch die Unterschiede 
zwischen den Geschlechtern am größten.

Mit der Initiative »gleich = fair« for-
dern Frauen- und Sozialministerium, dass 

Unternehmen im Gleichbehandlungsge-
setz dazu verpflichtet werden sollen, an-
onymisiert das Einkommen für die ver-
schiedenen Bezugsgruppen offenzulegen. 
ÖGB-Präsident Erich Foglar: »An sich 
gibt es in den Kollektivverträgen keine 
Unterschiede mehr zwischen Männern 
und Frauen. Aber in der Praxis werden 
Frauen sehr wohl niedriger eingestuft und 
schlechter bezahlt. Es gibt sogar Unter-
nehmen, wo es verboten ist, den Arbeits-
kollegInnen das Gehalt mitzuteilen.« Der-
zeit ist geplant, nur Firmen mit mindes-
tens 25 MitarbeiterInnen zur Transparenz 
zu verpflichten – obwohl gerade im öf-
fentlichen Dienst und bei Großunterneh-
men die Einkommensunterschiede ten-
denziell geringer sind und ein großer Teil 
der österreichischen Betriebe weniger als 
25 MitarbeiterInnen hat.

Kein Betriebsrat zur Kontrolle

In kleineren Firmen gibt es auch häufiger 
keine BetriebsrätInnen – die übrigens 
theoretisch auch heute schon das Recht 
haben, in Gehaltslisten u. ä. Einsicht zu 
nehmen und so zu prüfen, ob Arbeitneh-
merinnen benachteiligt werden. Frauen-
ministerin Gabriele Heinisch-Hosek will 
diese Möglichkeit ausweiten und konkre-
tisieren: »Wir möchten, dass Betriebsrä-
tInnen betriebsintern die Gehälter bzw. 
die Einstufung prüfen und Maßnahmen 
zur Gleichstellung der Geschlechter vor-
schlagen. Zwei Jahre später soll dann 
nachgeschaut werden, wie weit die Frauen 
aufholen konnten.« Transparenz wäre 
auch für nicht angestellte Mitarbeite-
rInnen sinnvoll, denn hier sind die Män-
ner ebenfalls im Vorteil. So verdienten 

i n f o & n e W s

Frau kann nicht alles haben …?

Angeblich sind die typisch weiblichen Soft 
Skills wie Teamorientierung, Kommunika-
tionstalent und Einfühlungsvermögen ja 
in den Führungsetagen sehr gefragt. Tat-
sächlich wird vor allem der (schlecht be-
zahlte) Dienstleistungssektor von Frauen 
besetzt, wobei auch dort in den Manage-
mentpositionen die Männer dominieren. 
In den 20 ATX-gelisteten Unternehmen 
in Österreich findet sich unter 80 Vor-
standspositionen nur eine Frau (Brigitte 
Ederer)! Sie hat nach eigenen Aussagen 
bewusst auf Kinder verzichtet. Und das 
tun/müssen viele andere Frauen auch: 
80 Prozent der männlichen Führungs-
kräfte in Deutschland sind Väter, 75 Pro-
zent der Top-Managerinnen sind kinder-
los. Während 90 Prozent der deutschen 
Top-Manager verheiratet sind, sind Kar-
riere-Frauen zu 60 Prozent ledig oder ge-
schieden. Die Zahlen für Österreich dürf-
ten ähnlich sein.

Die Benachteiligung von Frauen im Be-
rufsleben ist ein gesellschaftliches Phä-
nomen und überall zu finden: Das mittlere 
Jahreseinkommen (vor Steuern, nach Ab-
zug der Sozialversicherungsbeiträge) der 
ausschließlich Selbstständigen betrug 
2005 bei den Frauen 7.575 Euro, bei den 
Männern 12.248 Euro. Die Unterschiede 
zwischen den einzelnen Wirtschaftsbe-
reichen sind groß, allerdings gibt es hier 
ein anderes Phänomen als bei unselbst-
ständig Tätigen: Je höher das mittlere Ein-
kommen einer Branche, desto größer der 
Einkommensnachteil der Frauen.
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laut Journalistenreport 2007 fünfmal 
mehr männliche als weibliche freiberuf-
liche Journalisten über 5.000 Euro mo-
natlich.

Dr. Dr. Guido Strunk, Senior Scien-
tist am Forschungsinstitut für Gesund-
heitsmanagement und Gesundheitsöko-
nomie und sein Team haben erstmals 
2005 die Karriereverläufe von Männern 
und Frauen verglichen. Fazit: Es gab – 
trotz gleicher Voraussetzungen große Ein-
kommensunterschiede, die weiblichen 
Teilnehmerinnen gelangten deutlich sel-
tener in Führungspositionen als ihre Kol-
legen. Kurzum: Eine Frau muss ein Mann 
sein, um Karriere zu machen. In einem 
kürzlich veröffentlichten Update dazu 
untersuchten Guido Strunk und Anett 
Hermann die Karrieren von 94 WU-Ab-
solventInnen mit 26 identischen Voraus-
setzungen (Alter, Abschlussjahr, Noten, 
Ehrgeiz etc.) und fanden nach wie vor 
dramatische Einkommensunterschiede. 

Im ersten Berufsjahr waren die Ge-
hälter der Frauen nur geringfügig nied-
riger, im Lauf von zehn Jahren verdienten 
Männer mit den gleichen Vorausset-
zungen durchschnittlich 70.000 Euro 
mehr als Frauen. Rechnet man jene 
Frauen heraus, die im Vergleichszeitraum 
in Karenz waren, liegt der Einkommens-
unterschied immer noch bei stolzen 
61.000 Euro. Das heißt: Kinder spielen 
zwar eine Rolle, aber offenbar nicht die 
entscheidende. Und auch Frauen, die be-
wusst Karriere statt Kinder wählen, fallen 
hinter die Männer zurück.

Als besonders karriererelevant stellte 
sich die tatsächlich geleistete Wochenar-
beitszeit heraus. Je mehr Wochenarbeits-
zeit, desto höher das Gehalt. Und hier 

übertrafen die Männer die Frauen deut-
lich. Es besteht allerdings die Möglich-
keit, so die Studie, »dass die geringere 
Wochenarbeitszeit von Frauen mehr die 
Öffnungszeiten der Kinderbetreuungs-
einrichtungen widerspiegelt als die Leis-
tungsbereitschaft.«

Flache Karrierekurven

Strunk stellte auch fest, dass die Chancen 
auf Karriere und gute Bezahlung in grö-
ßeren Unternehmen besser sind. Leider 
wirkt sich dieser Umstand bei Frauen 
deutlich weniger aus als bei ihren männ-
lichen Kollegen. Unabhängig von der 
Größe eines Unternehmens verlaufen 
weibliche Karrieren flacher als männ-
liche. Mit einem Satz: Frauen können 
sich noch so anstrengen, die Chance, dass 
der genauso qualifizierte Kollege bevor-
zugt wird, ist groß. Manche haben es 
dann eben satt, fortwährend gegen Wi-
derstände zu kämpfen bzw. zu argumen-
tieren. Strunk wirft in seiner Untersu-
chung die Frage auf, ob die »typisch weib-
lichen Eigenschaften« (weniger 
Risikobereitschaft und Ehrgeiz, mehr 
Harmoniebedürfnis etc.) nicht eher eine 
Folge fehlender Chancengleichheit als 
deren Ursache sind.

Auch die EU sieht punkto Einkom-
mensschere Handlungsbedarf und emp-
fiehlt den Mitgliedsstaaten unter anderem 
folgende Lösungsansätze:

■  Mehr Frauen in gut bezahlte tech-
nische Berufe.

■  Ausbau hochwertiger und erschwing-
licher Kinderbetreuungseinrichtungen.

■  Gezielte Maßnahmen, um die Kin-
derbetreuung zwischen beiden Eltern 
aufteilen zu können.

■  Bekämpfung von Stereotypen, damit 
Frauen und Männer ihr Potenzial voll 
ausschöpfen können (Überprüfung von 
Unterrichtsmaterialien auf Rollenkli-
schees, Sensibilisierungsmaßnahmen am 
Arbeitsplatz etc.).

■  Förderung einer paritätischen Vertre-
tung von Frauen und Männern in Ent-
scheidungsprozessen und Führungsposi-
tionen.

Es dürfen Wetten abgeschlossen wer-
den, wie lang es dauert, bis der Equal Pay 
Day im Dezember begangen werden 
kann.
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Fazit: Es gab – trotz gleicher Voraussetzungen 
große Einkommensunterschiede, 
die weiblichen Teilnehmerinnen gelangten 
deutlich seltener in Führungspositionen 
als ihre Kollegen. Kurzum: Eine Frau muss 
ein Mann sein, um Karriere zu machen.
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Forderungen der ÖGB-Frauen:
www.oegb.at/servlet/

ContentServer?pagename=OEGBZ/
Page/OEGBZ_Index&n=OEGBZ_0.a&c

id=1204494031904



H
eute leben mehr Sklaven als zur 
Zeit des transatlantischen Skla-
venmarktes aus Afrika geraubt 
wurden«, schreibt der US-ame-

rikanische Soziologe Kevin Bales. Nach 
seiner Schätzung lebten (1999) über 27 
Mio. Menschen »gewaltsam versklavt und 
gegen ihren Willen zum Zweck der Aus-
beutung gehalten«. Ein Merkmal bestün-
de darin, dass die Sklaven zur Wegwerf-
ware würden, sobald der Sklavenhalter 
sie nicht mehr brauche. Diese genössen 
»alle Vorteile des Eigentums, ohne seine 
Verpflichtungen zu haben«. Immerhin 
kostete ein Sklave im US-amerikanischen 
Süden bis zu 100.000 US-Dollar. Im heu-
tigen globalen Wilden Westen ist die Wa-
re Mensch bedeutend billiger. 

64 türkische Kurden

»Eine unvorstellbare fast 28-stündige Tor-
tur ließen 64 Kurden freiwillig über sich 
ergehen«, berichtete die Kronenzeitung 
am 12. Oktober 2009 unter dem Titel 
»Geschleppte Kurden: Zukunft als Ar-
beitssklaven«. Im Vorabend-TV wurden 
der volle Urinbehälter und die Gemüse-
kisten im Lkw gezeigt, hinter denen die 
jungen Männer bei Tiefkühltemperatur 
nach Österreich importiert worden wa-
ren. Die »Illegalen« hätten alle um Asyl 
angesucht, meldete der Boulevard. 

»Es gibt viel Gerede über sklavenar-
tige Praxis und Zwangsarbeit«, meinte 

der ILO-Beauftragte gegen Zwangsarbeit 
Roger Plant, in einem Interview der ILO-
online. Stichhaltiges Datenmaterial aber 
fehle. Oft steht die »illegale Einreise« im 
Zentrum der öffentlichen Diskussion. 
Das aber entspricht nicht der Realität. 
Ein Großteil der undokumentierten Mi-
grantInnen wird erst nach der legalen 
Einreise durch die bestehenden Rege-
lungen im Zielland illegalisiert, wissen 
die Opferschutzorganisationen. 

Kosten des Zwangs

Weltweit fristen rund 12,3 Mio. Men-
schen ein Leben als ZwangsarbeiterInnen, 
schätzt die Internationale Arbeitsorgani-
sation, ILO. Laut dem im Mai 2009 ver-
öffentlichten Bericht »Die Kosten des 
Zwanges« ist rund die Hälfte der Betrof-
fenen unter 18 Jahren. »Zwangsarbeit ver-
ursacht unsägliches Leid. Und die Opfer 
werden auch noch bestohlen«, so ILO-
Generalsekretär Juan Somavia. Jährlich 
würden ZwangsarbeiterInnen weltweit 
um rund 15 Mrd. Euro Lohn gebracht. 
Nicht nur die Finanzen und die Wirt-
schaft sind in der Krise: auch der Arbeits-
markt. Ähnliche Faktoren, vor allem Gier, 
konstatiert die ILO, erlaubten es Arbeit-
geberInnen und ZwischenakteurInnen, 
Profite auf Kosten der Armen zu schlagen.

Einbehalten des Reisepasses, Andro-
hung oder Anwendung physischer Ge-
walt, Einschränkung der Bewegungsfrei-
heit, Einbehalten des Lohnes, Drohung 
einer Anzeige bei der Behörde, wenn der 
oder die Betroffene illegalen Einwande-
rungsstatus hat, und nicht zuletzt die 
Schuldknechtschaft sind laut ILO ein-
deutige Hinweise auf Zwangsarbeit.

Rund 20 Prozent aller Zwangsarbeit, 
so die ILO in ihrem »Global Report 2005« 
entsteht aus Menschenhandel, dem »An-
werben auf illegale, missbräuchliche Wei-
se durch Mittel wie Zwang, Erpressung 
oder Täuschung mit dem Ziel der Aus-
beutung. Menschenhandel schließt un-
terschiedliche Praktiken wie Zwangsar-
beit, Prostitution und verschiedene For-
men der sexuellen Ausbeutung ein.

Bis vor kurzem konzentrierte sich die 
Bewegung gegen den Menschenhandel 
in Europa und den USA auf den Handel 
zum Zweck der sexuellen Ausbeutung. 
Erst in der letzten Zeit wird der Zwangs-
arbeit und Zwangsknechtschaft vermehr-
te Aufmerksamkeit geschenkt. In Europa 
konzentriert sich die Zwangsarbeit auf 
den informellen Sektor, wie Pflege, Haus-
arbeit, Bau, Landwirtschaft und Vertrags-
reinigung. In den USA bieten »Sweat-
shops« und die Landwirtschaft eine Basis 
zur Ausbeutung.

Die Länder Asiens und des Pazifiks 
vereinen traditionelle und neue Formen 
der Zwangsarbeit. Laut ILO (2005) sind 
rund 9,5 Mio. in Asien im traditionellen 
landwirtschaftlichen Bereich eingesetzt. 
Immer öfter aber auch in Hausarbeit, im 
Bergbau, in Steinbrüchen und Teppich-
knüpfereien. Der größte Teil der Millio-
nen von ZwangarbeiterInnen in Indien, 
Pakistan und Nepal gehört zu den »nied-
rigen« Kasten, der indigenen Bevölkerung 
oder ethnischen Minderheiten.

Gesetze

Seit 2000 gibt es mit dem UN-Protokoll 
zur Verhütung, Bekämpfung und Bestra-
fung des Menschenhandels ein internati-

Globaler Wilder Westen
Im 19. Jahrhundert zahlten Händler oft hohe Preise für Sklaven. Ein Grund, 

sorgsam mit der Ware umzugehen. Heute sind Menschen oft spottbillig.

Autorin: Mag. Gabriele Müller
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onales Rechtsinstrument. Fast alle EU-
Länder haben unterzeichnet und ihre na-
tionalen Gesetze angepasst. In Österreich 
bieten Artikel 104a, Strafgesetzbuch, 
»Ausbeuterischer Menschenhandel«, Ar-
tikel 217, »Grenzüberschreitender Han-
del in Prostitution« und Artikel 166 »Aus-
beutung eines Fremden«, Fremdenpoli-
zeigesetz, rechtliche Handhabe. Die 
Frauenberatungsstelle LEFÖ und die In-
terventionsstelle für Betroffene des Frau-
enhandels, IBF, verweisen auf das Nieder-
lassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG). 
Paragraph 72 ermöglicht den befristeten 
Aufenthalt aus humanitären Gründen. 
Demnach kann Zeuginnen und Opfern 
von Menschenhandel eine humanitäre 
Aufenthaltserlaubnis gewährt werden. 
Hierbei handelt es sich aber nur um eine 
Kann-Bestimmung, deren Anwendung 
den Behörden überlassen bleibt.

Zahlen

Der zweite »Globale Bericht über Men-
schenhandel« des UN-Büros gegen Dro-
gen und Verbrechen (UNODC) liefert 
Daten aus 155 Ländern. Der Bericht ver-
mehre zwar das partielle Wissen um die 
Kräfte, die an den modernen Sklaven-
märkten beteiligt sind, kommentiert 
UNODC-Exekutivdirektor Antonio 
Maria Costa. Anders als bei der Drogen-
kontrolle, wo bereits umfassende Daten 
der gesamten Wertschöpfungskette vor-
liegen, gibt es beim Menschenhandel kei-
ne internationalen Standarddaten. »Das 
fragmentierte Wissen und isolierte Maß-
nahmen intensivieren das Verbrechen«, 
meint Costa. Die Präventivmaßnahmen 
müssten berücksichtigen, dass »ein asia-

tischer Vater seine Tochter unter anderen 
Umständen verkauft, als es die Kräfte 
sind, die ein afrikanisches Kind zum 
 Militärdienst führen. Kinderbettelei in 
Europa ist anders als in Australien.«

Schicksale

Im August berichtete die Wochenzeitung 
»Falter« von der Menschenrechtsaktivis-
tin Joana Adesuwa Reiterer. Die Nigeri-
anerin hatte ihren damaligen Mann Tony 
in Benin kennengelernt. Erst in der klei-
nen Wohnung in Hernals merkte sie, dass 
Tony, der angebliche Leiter eines Reise-
büros, mit nigerianischen Frauen handel-
te. Ein freundlicher Mann gab der wei-
nenden Frau auf der Parkbank die Tele-
fonnummer der Wiener Frauenhäuser.

Heute hilft die ehemalige Gattin eines 
Menschenhändlers mit ihrem 2006 ge-
gründeten Verein »Exit« nigerianischen 
Zwangsprostituierten. Durch Beratung 
und Videos klärt sie über das menschen-
verachtende System auf. 

Publik wurde das Thema auch durch 
den Film »Ware Frau: Auf den Spuren 
moderner Sklaverei von Afrika nach Eu-
ropa«, der Politikwissenschafterinnen 
Mary Kreutzer und Corinna Milborn. 
Sieben Frauen berichten, wie sie den 
Menschenhandel überlebt haben. Rund 
100.000 Frauen aus Nigeria arbeiten als 
Prostituierte außerhalb des Landes. Als 
Besonderheit wird wahrgenommen, dass 
es »Frauen sind, die über andere Frauen 
herrschen«. Die beteiligten Männer wer-
den so im System unsichtbar. 

»Wir alle sind Menschenhändler und 
Menschenhändlerin durch Auslassung«, 
meinte die Schriftstellerin Marlene Stree-

ruwitz in ihrer Rede zur Verleihung des 
Concordia-Preises an die beiden Filmpro-
duzentinnen. »Es geht um die Rolle un-
serer Kultur und Wirtschaft in den kom-
plexen Zusammenhängen der globalen 
Verstrickungen.« 
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Menschenhandel schließt  Praktiken
wie Zwangsarbeit, Prostitution und verschiedene 
 Formen sexueller Ausbeutung ein.

W e b l i n k s

Internationale Arbeitsorganisation:
www.ilo.org 

Anti Slavery International:
www.antislavery.org 

Globale Allianz gegen Frauenhandel:
www.gaatw.net 

Digitale Bibliothek von Terre des Hommes:
www.childtrafficking.com 

UNO-Protokoll zur Verhütung, 
 Bekämpfung und Bestrafung des 

 Menschenhandels, insbesondere des 
Frauen - und Kinderhandels: 

www.unodc.org/unodc/index.html 

Verein Exit
www.adesuwainitiatives.org/page/

Informationen zu Kindersklaven:
www.tdh.de

Informationen zur Sklaverei:
www.amnesty.org
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S
ie wollen ihren Partner loswer-
den? Schnell, unkompliziert und 
emotionslos? Ohne Unannehm-
lichkeiten wie Weinkrämpfe und 

Vorwürfe über sich ergehen lassen zu 
müssen? Sagen Sie es dem Berliner Bernd 
Dressler, und er macht Schluss für sie: 
Per Brief, Anruf, Mail oder – wenn es mit 
Stil sein soll – persönlich. Bernd Dressler 
hat es sich zum Beruf gemacht, die Be-
ziehungen von anderen Personen zu be-
enden. Eine ungewöhnliche Berufswahl, 
kommt Mr. Schlussmacher doch aus der 
eher konservativen Versicherungsecke. 

Dem Himmel so nahe

Aber damit ist er nicht allein: Pfarrerin 
zu sein ist schon ungewöhnlich – auch 
wenn in der evangelischen Religion 
durchaus üblich. Aber Seelsorgerin auf 
einem Flughafen – die Arbeitsumgebung 
der Bayerin Gabriele Pace ist nicht alltäg-
lich: Während im Minutentakt die Flug-
zeuge den Münchner Flughafen in alle 
Himmelsrichtungen verlassen, ist sie für 
die Passagiere da – um zu beten oder Trost 
zu spenden.

Wir arbeiten, um leben und überle-
ben zu können: als ManagerIn, Kranken-
pflegerIn, LehrerIn, FabriksarbeiterIn, 
InstallateurIn, VerkäuferIn oder Bäuerin 
und Bauer. Doch es gibt auch Berufe ab-
seits der Klassiker, die unsere europäische 
Arbeitswelt beherrschen. 

Um das tägliche Brot zu verdienen, 
nehmen Männer und Frauen zum Teil 
die bizarrsten, zum Teil die gefährlichsten 
Jobs an. Die meisten, weil sie es müssen; 
viele, weil sie es wollen. Geld verdienen 
und im selben Augenblick seine Würde 
verlieren – ein guter Tausch? Andere reizt 
der Nervenkitzel, die Abenteuerlust oder 
der Gedanke, möglichst schnell viel Bares 
auf die Hand zu bekommen. Einen ge-
fährlichen Beruf auszuüben bedeutet aber 
nicht automatisch, auf einen Schlag viel 
Geld zu verdienen. Oft ist das Gegenteil 
der Fall.

Millionen Menschen setzen täglich 
ihr Leben aufs Spiel, nur um knapp über-
leben zu können. Sie arbeiten unter den 
extremsten und schlechtesten Arbeitsbe-
dingungen, in einer gesundheitsschädi-
genden Umgebung, haben keinerlei 
Rechte, und erhalten einen Minimal-
lohn. 

Der Job der MinenarbeiterIn gilt als 
besonders gefährlich, gesundheitsgefähr-
dend und schlecht bezahlt. Während in 
den USA und Europa der Beruf Minen-
arbeiterIn aufgrund von Ressourcenaus-
beutungen deutlich zurückgegangen ist, 
graben in Asien, Russland und in Süda-
merika immer noch Tausende Minenar-
beiterInnen in den Tiefen der Berge nach 
Rohstoffen. Vor allem die lateinamerika-
nischen BergarbeiterInnen sind für ihre 
schlechten Arbeitsbedingungen bekannt. 
Als Paradebeispiel dafür gelten die »mi-
neros«, die in den Minen nahe der be-
rühmten bolivianischen Stadt Potosí nach 
Silber graben. Die mineros, meist indi-
gener Abstammung, arbeiten trotz der 
Giftgase ohne die in Europa üblichen 
 Arbeitsschutzvorschriften und erhalten 

rund vier Dollar am Tag. Oft werden Kin-
der und Frauen eingesetzt, die sich auf-
grund ihrer Größe in den engen Stollen 
viel besser bewegen können. Dabei wer-
den mineros selten mehr als 38 Jahre alt, 
die meisten sterben an Silikose – der 
Staublunge –, ersticken oder werden 
 während Sprengungen durch Felsplatten 
erschlagen. 

Für 70 Euro in die Hölle

Ähnlich gefährlich und noch schmutziger 
sind die Arbeiten in den Abwasserkanä-
len in Entwicklungsländern wie z. B. In-
dien. Hunderte von Tagelöhnern, meist 
Angehörige der untersten Kaste, waten 
nackt und ohne Schutzausrüstung me-
tertief in den Exkrementen der Kanalisa-
tion des Molochs New Delhi und säubern 
die verstopften Abflussrohre. Dabei ster-
ben pro Jahr fast rund hundert Arbeiter: 
Die meisten ertrinken in Fäkalien, ersti-
cken an den gefährlichen Gasen oder er-
liegen chronischen Krankheiten wie Tu-
berkulose oder Hepatitis. Die Entloh-
nung für das Schuften in der Hölle: 70 
Euro im Monat.

Geld oder Stolz?
Arbeiten, um zu leben, oder leben, um zu arbeiten? Bei vielen Berufen  

weltweit kann diese Frage nicht klar beantwortet werden.

D V D - t i P P

Workingmen’s Death  
Michael Glawogger

Deutschland/Österreich 
2005, � 21,99 

Vorbestellung:
ÖGB-Fachbuch handlung, 1010 Wien, 
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fachbuchhandlung@oegbverlag.at
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Das älteste Gewerbe der Welt ist 
gleichzeitig auch menschenunwürdigste 
und florierendste: die Prostitution. 
Escort-Girls oder »Edel-Huren«, die die-
sen Beruf freiwillig und mit »Leiden-
schaft« ausüben, können wöchentlich 
oder gar täglich mehr verdienen als ein 
gewöhnlicher Angestellter in einem 
ganzen Monat. Zwangsprostituierte hin-
gegen werden nicht nur gezwungen, ih-
ren Körper zu verkaufen, sie müssen auch 
oft ihren gesamten Lohn an den Zuhälter 
abliefern. 

»Easy money« trotz Lebensgefahr

Andere setzen ihr Leben aufs Spiel und 
verdienen Spitzengehälter. So wie die 
Liechtensteinerin Simone Bargetze: Im 
Schatten des Schauspielers riskiert sie in 
Actionszenen ihr eigenes Leben. Sprin-
gen, stürzen, klettern, fallen, Messerste-
chereien, Schlägereien – Stuntfrauen 
und -männer setzen alles um, was Schau-
spielerInnen sich nicht trauen oder nicht 
können. Wichtig ist dabei die Vorberei-
tung: Selbst der kleinste Treppensturz 
muss präzise eingeübt werden, die To-
desgefahr schwebt bei jeder Übung und 
bei jedem Stunt mit. Für Adrenalinjun-
kies ein Traumberuf. Die Gagen sind 
abhängig vom Budget der Filmgesell-
schaft und vom Stuntrisiko. Bargetze hat 
es geschafft: Sie ist eine der berühmtesten 
Stuntfrauen in Hollywood. Trotzdem 
bleibt es ein undankbarer Job, denn die 
Anerkennung bekommen immer ande-
re. Königskrabbenfischer in Alaska haben 
den Ruf, den gefährlichsten Job der Welt 
auszuüben. Je nachdem wie die Saison 
ausfällt, kann ein Fischer in wenigen Ta-

gen ein Jahresgehalt verdienen, zwischen 
25.000 (rund 17.000 Euro) und 50.000 
(73.450 Euro) Dollar. Für den Reichtum 
in kurzer Zeit setzen die Fischer allerdings 
ihr Leben aufs Spiel: Härteste körperliche 
Arbeit bei arktischen Temperaturen und 
20-Stunden-Schichten, Kampf gegen 
Wind und Wellen, Packeis, das das Schiff 
zum Kentern bringen kann, und die stän-
dige Gefahr, vom schweren Krabbenfang-
korb aus Stahl getroffen und getötet zu 
werden. 

Auch die Frauen und Männer des 
amerikanischen Sicherheitsunterneh-
mens Blackwater hegen wohl weniger den 
Wunsch, aus idealistischen Gründen für 
den Weltfrieden zu kämpfen als in kurzer 
Zeit viel Geld zu verdienen: Sie dürfen 
sich über sechsstellige Jahresgehälter freu-
en; ihr Einsatzgebiet umfasst neun Län-
der. Lukrativstes Einsatzgebiet der Schat-
tenarmee, die keinem Rechtssystem und 
keinem Militärkommando untersteht, ist 
der Irak. Tagessätze von 450 (306 Euro) 
bis 650 (440 Euro) Dollar sind dort 
durchaus üblich. 

Jobs können hart und anstrengend, 
gefährlich und herausfordernd sein. Oder 
einfach schräg und ungewöhnlich: Be-
rufsfelder, von denen man sich kaum vor-
stellen kann, dass sie existieren. Der 
Schlussmacher Bernd Dressler hat es vor-
gemacht: Man kann jede seiner Fähig-
keiten zu Geld machen. Oder einfach nur 
etwas Phantasie haben, wie bei  
diesen Jobs: Viel Einfühlsamkeit und 
 Pietät erfordert der anspruchsvolle und 
abwechslungsreiche Beruf des Tatort-
reinigers. 

Hingegen müssen die Foodstylis-
tInnen mit Kreativität und Stressresistenz 

aufwarten, wenn sie zubereitete Speisen 
so präparieren müssen, dass sie auch 
 fotogen sind. Oder WorterfinderInnen, 
die vor allem in Frankreich und Island 
gebraucht werden, um eigene Wörter zu 
erfinden, nur um den Siegeszug der An-
glizismen zu stoppen. 

Der beste Job der Welt

Wenig Mitleid muss man mit Ben Sout-
hall haben. Die Job Description des 
Briten klingt Otto Normalbürger gegen-
über wie blanker Hohn: Southall ist noch 
bis Ende des Jahres sogenannter »Island 
Caretaker«: Er muss ein halbes Jahr in 
einer Villa mit Verpflegung am austra-
lischen Great Barrier Reef verbringen. 
Sein Arbeitsalltag besteht aus »schwim-
men, schnorcheln, Freundschaften mit 
den Einheimischen schließen und das 
tropische Queensland-Klima und den 
Lifestyle dort genießen« und das Erlebte 
auf einem Blog festhalten. Für die schwe-
re Arbeit erhält er neben Kost und Logis 
insgesamt 78.000 Euro. Der »Best Job In 
The World« ist eine Werbekampagne des 
Tourismusverbands Queensland. Wollen 
wir hoffen, dass Southall diese Arbeits-
bedingungen ohne bleibende Schäden 
überlebt. 
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Um das tägliche Brot zu verdienen, 
nehmen Männer und Frauen zum Teil 
die bizarrsten, zum Teil die gefährlichsten Jobs an. 
Die meisten, weil sie es müssen; 
viele, weil sie es wollen.
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Kein Recht auf Arbeit
Asylwerbende haben keinen Zugang zum Arbeitsmarkt in Österreich – und das 

wird wohl noch einige Zeit länger so bleiben.

Autorin: Mag. Ruth Bauer

 
Freie Journalistin

W
ird in Österreich über Asyl und 
AsylwerberInnen gesprochen, 
so denken leider viele zuerst an 
Kriminelle, Drogenhändle-

rInnen und faule »TachiniererInnen«, die 
sich auf »unsere« Staatskosten ein besse-
res Leben ermöglichen wollen – insge-
samt also eine Bedrohung der inneren 
Sicherheit. Aber auch Menschen, die sich 
zu einer differenzierteren Einstellung 
durchringen können, haben oft sehr we-
nig Ahnung von und Verständnis für die 
Situation der AsylwerberInnen. 

»SozialschmarotzerInnen«?

Würden sie sich mit der Vorgeschichte 
vieler dieser Menschen auseinanderset-
zen, würden so manche wohl ihre Mei-
nung ändern. Der Glaube, dass Asylsu-
chende unberechtigterweise das österrei-
chische Sozialsystem ausnutzen wollen, 
ist weit verbreitet. Im Internet kursieren 
Fehlinformationen en masse, in denen 
behauptet wird, AsylwerberInnen wür-
den viel mehr Sozialleistungen beziehen, 
als arbeitslose ÖsterreicherInnen. Nicht 
nur, dass die NGO »Asylkoordination« 
diese Behauptung ausräumen konnte, 
indem sie nachrechnete, wie knapp be-
messen die Hilfe für AsylwerberInnen 
eigentlich ist: Das Hauptproblem, mit 
dem sich diese Menschen konfrontiert 
sehen, besteht vor allem darin, dass sie 
nicht arbeiten dürfen. Absurd – denn 

zumindest so lange das Asylverfahren 
läuft, halten sich Asylsuchende legal in 
Österreich auf. 

Keine Arbeit 

Würde man Asylwerbenden den Zugang 
zum Arbeitsmarkt ermöglichen, so wären 
sie nicht mehr in derselben Weise abhän-
gig von der – allen Flüchtlingen zuste-
henden – Grundversorgung, sondern 
würden darüber hinaus noch Steuern 
und Sozialabgaben zahlen, eine höhere 
Kaufkraft haben und somit zur positiven 
wirtschaftlichen Entwicklung Öster-
reichs beitragen. Schon aus diesem 
Grund kann ein Arbeitsverbot nicht im 
Sinne Österreichs sein. Dazu kommt, 
dass viele von denen, die in Österreich 
um Asyl ansuchen, hoch qualifiziert sind. 
Sie verfügen oftmals über sehr gute Aus-
bildungen und haben nicht selten Uni-
versitätsabschlüsse, die bei uns aber kaum 
anerkannt werden. Gerade im Kranken-
pflegebereich wäre es von Vorteil, Men-
schen mit Qualifikationen in diesem Be-
reich arbeiten zu lassen. Doch dies ist 
derzeit leider nicht erlaubt.

Die einzigen Tätigkeiten die Asylwer-
berInnen im Moment offenstehen, sind 
saisonale Arbeiten und Arbeit als Ernt-
helferInnen, die jedoch mit Quoten ge-
regelt sind. Häufig werden diese Jobs an 
ausländische ArbeiterInnen vergeben, die 
nur für die Saison nach Österreich kom-
men. Eine andere Option, für Asylwer-
berInnen ist gemeinnützige Arbeit, wie 
Straßenreinigung, Park- und Sportanla-
genbetreuung und Ähnliches. Doch auch 
für diese Arbeiten gibt es keine gerechten 
Löhne, sondern es wird lediglich ein »An-

erkennungsbeitrag« von drei bis fünf Eu-
ro pro Stunde ausgezahlt. 
Häufig hört man, dass es nicht richtig 
sein könne, in Zeiten wachsender Ar-
beitslosigkeit den Arbeitsmarkt gerade 
für AsylwerberInnen zu öffnen. Dabei 
wird gerne vergessen, dass das Recht auf 
Arbeit ein Menschenrecht ist – es mutet 
doch eher seltsam an, dass gewisse Grup-
pen von diesem Menschenrecht ausge-
schlossen bleiben. Und auch das neue 
Fremdenrechtsgesetz, das derzeit im Par-
lament diskutiert und höchstwahr-
scheinlich beschlossen wird, scheint auch 
wenig dazu geeignet, Hoffnung auf Ver-
besserung der Situation aufkeimen zu 
lassen. NGOs wie »Asylkoordination« 
und »Asyl in Not« stellen große Mängel 
an dem Gesetz fest und rufen zu Pro-
testaktionen dagegen auf. 

AsylwerberInnen

Wer sich mit Asyl und AsylwerberInnen 
beschäftigt, sollte sich auch über die Be-
griffe im Klaren sein. Asylsuchende sind 
keine MigrantInnen. Sie haben ihre Län-
der normalerweise nicht freiwillig verlas-
sen, um sich anderswo ein besseres Leben 
aufzubauen. Die meisten von ihnen wur-
den vertrieben, mit dem Tod bedroht, 
politisch verfolgt, eingesperrt und nicht 
selten gefoltert. Viele hatten keine Wahl, 
als ihre Länder zu verlassen – einfach nur 
um ihre nackte Existenz zu retten. Sie 
vertrauen sich, weil sie keine andere 
Möglichkeit sehen, der Willkür oftmals 
krimineller Schlepper und Menschen-
händlerInnen an. Dies geschieht nicht 
selten unter Lebensgefahr. Betreten sie 
schließlich europäischen Boden, werden 
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sie erneut als illegal kriminalisiert, ver-
folgt und als BetrügerInnen, die das Sys-
tem ausnutzen wollen denunziert. 

Schon 1951 wurde, vor dem Hinter-
grund der Geschehnisse während und 
nach dem 2. Weltkrieg, die sogenannte 
Genfer Flüchtlings-Konvention (GFK) 
von den Bevollmächtigen der Vereinten 
Nationen beschlossen. Danach ist als 
Flüchtling anzusehen, wer aus begrün-
deter Furcht vor Verfolgung wegen sei-
ner/ihrer Rasse, Religion, Nationalität, 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten so-
zialen Gruppe oder wegen seiner/ihrer 
politischen Überzeugung das Land ver-
lassen muss, dessen Staatsangehörigkeit 
er/sie besitzt und dessen Schutz er/sie 
nicht in Anspruch nehmen kann oder 
auch aus Angst nicht will. In jedem Fall 
müssen sich die Unterzeichnerstaaten der 
GFK an das Refoulment-Verbot halten, 
d. h. Flüchtlinge dürfen nicht in Staaten, 
in denen ihnen Verfolgung droht aus- 
bzw. an der Grenze abgewiesen werden; 
allerdings in sogenannte »sichere Dritt-
staaten«. Nicht selten werden Asylsu-
chende aus Österreich in solche sicheren 
Drittstaaten abgeschoben und in der 
ganzen EU herumgereicht. 

Wirtschaftsflüchtlinge

Österreich ist eines der reichsten Länder 
der Welt. Da scheint es nicht weiter ver-
wunderlich, dass viele Menschen aus är-
meren Ländern, sich ein besseres Leben 
bei uns erträumen. Von Menschen in 
Afrika, Asien oder Lateinamerika hört 
man immer wieder, dass viele von ihnen 
sich ein Leben in Europa schier paradie-
sisch vorstellen. Nicht zuletzt die Medi-

en propagieren dieses Bild weltweit. Und 
so versuchen dann manche dieser Men-
schen, nach Europa zu reisen und sich 
hier ein besseres Leben aufzubauen. Be-
denkt man die reale Situation vieler 
Menschen besonders in den Ländern des 
Südens, wird schnell klar, dass eine Er-
weiterung der GFK erwogen werden 
sollte. 

Die bisherigen Bedingungen, um als 
Flüchtling anerkannt zu werden, greifen 
viel zu kurz. Menschen, die aus wirt-
schaftlicher Not, vor Hunger, Dürre und 
Umwelt- und Naturkatastrophen fliehen, 
sollten ebenfalls als Flüchtlinge aner-
kannt werden. Auch sie versuchen nichts 
weiter, als ihr Überleben zu sichern.   
Diese Menschen als »Wirtschaftsflücht-
linge« abzutun erscheint kurzsichtig – 
besonders da Hunger in der Welt ein 
wachsendes Problem darstellt und auch 
Wasser als Ressource immer weniger 
wird. 

»Das Boot ist voll«?

Dass Österreich besonders großzügig sei 
bei der Vergabe von Asyl, oder dass hier 
unverhältnismäßig viele Asylwerbe-
rInnen leben, wie gerne behauptet wird, 
entspricht nicht der Wahrheit. Wir be-
finden uns weltweit nur an 43. Stelle im 
Ranking der Asylländer. In Wahrheit 
sind es vor allem die Entwicklungsländer, 
die als Auffangbecken für Flüchtlinge 
fungieren. An erster Stelle steht Pakistan, 
mit zwei Mio. aufgenommenen Flücht-
lingen, gefolgt von Syrien, mit 1,5 Mio. 
vertriebenen Irakern im Land. An dritter 
Stelle folgt der Iran mit 963.500 Flücht-
lingen und schließlich Deutschland, als 

größtes Asylland Europas mit 579.000 
Flücht lingen.

Es würde sich lohnen

In Österreich leben derzeit 30.773 
Flüchtlinge. Davon warten 11.000 Men-
schen seit über drei Jahren auf eine Ent-
scheidung über ihre Anerkennung als 
Flüchtling. Etwa 200 davon warten sogar 
bereits seit über zehn Jahren auf ihren 
Bescheid – das behindert bei der Integra-
tion und ist unmenschlich und frustrie-
rend für die Betroffenen. Eine abstruse 
Situation – bedenkt man die Verschwen-
dung von Talenten und Ressourcen – 
und auch die Kosten sind nicht unbe-
trächtlich. Würde man den Arbeitsmarkt 
für diese Menschen öffnen, würde dies 
sowohl dem österreichischen Staat als 
auch den betroffenen Menschen helfen 
– es würde sich für alle lohnen.
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Würde man Asylwerbenden den Zugang zum Arbeitsmarkt ermöglichen, 
so wären sie nicht mehr in derselben Weise abhängig von der –  
allen Flüchtlingen zustehenden – Grundversorgung, sondern würden 
darüber hinaus noch Steuern und Sozialabgaben zahlen,  
eine höhere Kaufkraft haben und somit zur positiven wirtschaftlichen 
Entwicklung Österreichs beitragen. 
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Weitere Infos:
www.asyl.at

www.asyl-in-not.org
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D
ie Problematik der »working 
poor« – Menschen, die trotz Er-
werbsarbeit unter der Armuts-
grenze leben – ist sowohl in Ent-

wicklungsländern als auch in unseren 
Breiten traurige Realität. »Sozial ist nicht 
nur das, was Arbeit schafft, sondern Ar-
beit, die vor Armut schützt«, so Martin 
Schenk von der österreichischen Armuts-
konferenz. Vor Armut schützen neben 
gut ausgebauten sozialen Sicherungssys-
temen Arbeitsplätze mit existenzsi-
chernden Löhnen – sogenannten »living 
wages«. 

Es geht um Existenzsicherung

Im Vergleich zu den Mindestlöhnen fris-
tet der Begriff der living wages ein Schat-
tendasein – er erscheint beispielsweise 
nicht unmittelbar in den einschlägigen 
internationalen Vereinbarungen auf (sie-
he Kasten) obwohl sich diese Texte in-
haltlich sehr wohl auf die anzustrebende 
Existenzsicherung von Löhnen beziehen. 
Im Unterschied zu gesetzlich fixierten 
Mindestlöhnen haben living wages die 
Existenzsicherung eines gesamten Haus-
haltes zum Ziel, weshalb ihre Höhe von 
den jeweiligen Lebenshaltungskosten so-
wie der Größe der Familie abhängt. 

In den USA reicht der staatlich fixierte 
Mindestlohn von 5,85 US$ pro Stunde 
für eine Existenzsicherung bei weitem 

nicht aus. Daher setzen sich seit den 
1990er-Jahren Basisbewegungen dafür 
ein, living wages in kommunalen 
Gesetzes initiativen vorzuschreiben. 1994 
wurde in Baltimore der erste solche Er-
lass beschlossen, in der Zwischenzeit sind 
rund 140 Städte und Gemeinden gefolgt. 
Die Vorschriften gelten für Gemeinde-
bedienstete sowie für Unternehmen, die 
entweder durch öffentliche Gelder unter-
stützt werden oder Aufträge der öffent-
lichen Hand ausführen. Die Höhe der 
living wages ist gewöhnlich so angesetzt, 
dass durch einen Vollzeitjob die Armuts-
grenze für eine vierköpfige Familie er-
reicht werden kann. Zusätzlich schreiben 
einige der Gesetze auch bestimmte Sozi-
alleistungen oder die Unterstützung von 
Gewerkschaften vor. 

Auf internationaler Ebene findet sich 
die Forderung nach living wages in eini-
gen Verhaltenskodizes wieder, mit denen 
sich immer mehr multinationale Unter-
nehmen zur Einhaltung bestimmter 
Mindeststandards verpflichten. Sie rea-
gieren damit auf den zunehmenden 
Druck von KonsumentInnen, Gewerk-
schaften und NGOs, die ausbeuterische 
Arbeitsbedingungen nicht tolerieren 
wollen. Aber auch wenn Verhaltensko-
dizes einen wichtigen Beitrag zur welt-
weiten Verbesserung von Arbeitsbedin-
gungen darstellen: Sie umfassen immer 
nur die ArbeitnehmerInnen eines be-
stimmten Unternehmens oder einer 
Branche und sie sind rechtlich nicht bin-
dend. Unternehmen unterzeichnen ihre 
Einhaltung auf freiwilliger Basis. 

Eine verbindliche Umsetzung 
existenzsichernder Löhne für alle Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer welt-

weit steht indes noch aus, wäre aber zur 
Reduzierung der working poor dringend 
notwendig. 

L�hne zum Leben
Im Vergleich zu den Mindestlöhnen fristet der Begriff der »living wages« –  

der existenzsichernden Löhne – auch international eher ein Schattendasein.

Autorin: Mag. Pia Lichtblau

 
»Menschenwürdige Arbeit für menschenwürdiges 

Leben«, weltumspannend arbeiten – ÖGB 
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ILO-Konvention zur Festlegung von Min-
destlöhnen (Konvention 131, 1970) 

Art. 3: »Die Elemente, die bei der Festle-
gung der Höhe der Mindestlöhne zu be-
rücksichtigen sind, sollen, sofern dies 
möglich und angesichts der jeweiligen 
nationalen Gegebenheiten angemessen 
ist, Folgendes beinhalten: 

a) Die Bedürfnisse der ArbeiterInnen und 
ihrer Familien, wobei das allgemeine Ni-
veau der Löhne im Land, die Lebenshal-
tungskosten, Leistungen der sozialen Si-
cherungssysteme und der relative Lebens-
standard anderer sozialer Gruppen zu be-
rücksichtigen sind; (…).«

Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte, 1948

Art. 23, Abschnitt 3: »Jeder, der arbeitet, hat 
das Recht auf gerechte und befriedigende 
Entlohnung, die (...) eine der menschlichen 
Würde entsprechende Existenz sichert, ge-
gebenenfalls ergänzt durch andere soziale 
Schutzmaßnahmen.«
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Ein Lohn f�r den Mut
Ende September wurde vom ÖGB Oberösterreich erstmals ein Award  

für mutige BetriebsrätInnen verliehen.

Autorin: Mag. Carmen Janko

 
ÖGB Oberösterreich

E
ine gestandene Innviertlerin, die 
sechs Kinder allein großgezogen 
hat. Eine Buchhalterin, die einen 
neuen Job sucht, weil Mobbing 

und Terror sie aus der Firma getrieben 
haben. Ein Arbeiter aus Eferding, gegen 
den seine Firma vor Gericht zieht. Ein 
erfolgreicher Sozialplan-Verhandler, der 
zusehen muss, wie ein hochprofitables 
Unternehmen seine Pforten für immer 
schließt. Und ein leidenschaftlicher Ge-
werkschafter, der in mühsamer Knochen-
arbeit einen Betrieb organisiert: Fünf Per-
sönlichkeiten standen im Mittelpunkt des 
Festakts »90 Jahre Betriebsrat« am 19. 
September in Linz, bei dem erstmals die 
Betriebsrats-Awards verliehen wurden. 

Betriebsratsgründung ist oft Kampf

90 Jahre alt ist das Betriebsrätegesetz. In 
vielen Betrieben herrscht aber immer 
noch Willkür. Obwohl das Arbeitsverfas-
sungsgesetz vorsieht, dass in Betrieben 
mit mehr als fünf Beschäftigten ein Be-
triebsrat einzurichten ist, gleicht der Weg 
dorthin oft einem harten Kampf. Dank 
und Anerkennung für BetriebsrätInnen 
gibt es selten. Noch weniger für jene, die 
schon vor der Wahl auf der Strecke blie-
ben, gekündigt oder aus der Firma ge-
mobbt wurden. »Dass es möglich ist, Ar-
beitnehmerInnen ihrer Rechte zu berau-
ben, ohne auch nur die geringste Strafe 
zu kassieren, zeigt akuten Handlungsbe-

darf«, sagt ÖGB-Landesvorsitzender Dr. 
Johann Kalliauer. Mit der ersten Verlei-
hung von Betriebsrats-Awards will der 
ÖGB Oberösterreich Bewusstsein schaf-
fen. »Das Arbeitsverfassungsgesetz muss 
geändert werden. Es darf nicht sein, dass 
KollegInnen ihre Existenz aufs Spiel set-
zen müssen, nur um einen Betriebsrat zu 
installieren.«

Aus der Firma gemobbt

Heidi Wesetslintner passt so gar nicht ins 
klassische Bild eines Betriebsrates. Sie ist 
kein »Betriebskaiser«, freigestellt, mit ei-
genem Büro, bester Infrastruktur und 
hohem Status im Betrieb. Wesetslinter ist 
Buchhalterin. Sie und einige Kollegen 
wollten es sich nicht mehr gefallen lassen, 
dass ihnen der Chef, dessen Hobby teure 
Rennpferde sind, Jahr für Jahr die kollek-
tivvertragliche Lohnerhöhung vorent-
hält. Was liegt da näher, als die Wahl eines 
Betriebsrates? Mit Widerstand hat sie ge-
rechnet. Was dann aber alles in Bewegung 
gesetzt wurde, um Wesetslintner und ih-
re Kollegen Reinhold Leitner und Chris-
tian Kneißl loszuwerden, überstieg ihre 
Vorstellungskraft. Ungezählte (gewon-
nene) Gerichtsverfahren, Schmuddel-
kampagnen und persönliche Angriffe 
später, sahen sich die rechtmäßig gewähl-
ten BetriebsrätInnen gezwungen, ihr Amt 
zurückzulegen. Der Gesundheit war es 
nicht mehr zumutbar, in die Firma zu 
gehen. Der Betriebsrats-Award in der Ka-
tegorie »Zivilcourage« soll ein Zeichen 
der Anerkennung für Menschen wie Hei-
di Wesetslintner sein. Menschen, die den 
Mut aufgebracht haben, bei einer Be-
triebsratswahl zu kandidieren, die aber 

wegen Widerstand des Unternehmens 
sogar aus dem Betrieb gemobbt wurden. 

»Soziales Engagement und Ehrenamt 
werden vom Land Oberösterreich hoch 
geschätzt, zweifellos wichtige Ehrenämter 
– von der Feuerwehr bis zur Rettung – 
gewürdigt. Doch das zentrale Ehrenamt 
für ArbeitnehmerInnen, der Betriebsrat, 
wird leider von offizieller Seite gern ver-
gessen«, skizziert Kalliauer die Idee hinter 
dem Betriebsrats-Award. Der Award wur-
de in fünf Kategorien verliehen. Rund 50 
engagierte, aber auch von Unternehmen 
verhinderte, BetriebsrätInnen wurden 
von Gewerkschaftsmitgliedern für den 
Award nominiert.

Einen breiten Buckel

Als Rückgrat der Gewerkschaftsbewe-
gung ehrte ÖGB-Präsident Erich Foglar 
die ausgezeichneten Arbeitnehmervertre-
terInnen. Eine, die neben Rückgrat auch 
noch einen breiten Buckel mitbringt, ist 
Margit Wenigwieser. Die Betriebsratsvor-
sitzende der Lederfabrik Vogl weiß, dass 
frau sich auf die Füße stellen muss, wenn 
sie etwas erreichen will. Ihr wurde der 
Betriebsrats-Award in der Kategorie 
»Neugründung« verliehen. Ein Grüpp-
chen Männer und Frauen wollte gemein-
sam einen Betriebsrat in der Innviertler 
Lederfabrik ins Leben rufen. Als aber der 
erste Gegenwind spürbar wurde, spran-
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gen die Männer schnell wieder ab. Übrig 
blieben mutige Frauen. »Dann machen 
wir es halt allein«, war Wenigwiesers Re-
aktion. Eine Alleinerzieherin von sechs 
Kindern lässt sich nicht so schnell unter-
kriegen, nur weil die Männer abspringen. 
Heute bemühen sich Betriebsrat und Ge-
schäftsleitung um konstruktive Zusam-
menarbeit.

Der Betriebsrats-Award wurde in 
mehreren Kategorien verliehen, um so-
wohl etablierte BetriebsrätInnen vor den 
Vorhang zu holen, die viel für ihre Kol-
legInnen erreicht haben, als auch junge 
Betriebsräte zu ehren, die unter schwie-
rigen Bedingungen einen neuen Betriebs-
rat gegründet haben. Die GewinnerInnen 
wurden von einer Jury unter Vorsitz von 
Sozialminister Rudolf Hundstorfer aus-
gewählt. Neben ÖGB-Landeschef Jo-
hann Kalliauer kürten die ehemalige 
ÖGB-Vizepräsidentin Irmgard Schmid-
leithner, FCG-Frauenvorsitzende Moni-
ka Gabriel, ÖGB-Kampagnensekretär 
Willi Mernyi und der Betriebsseelsorger 
Hans Gruber die Sieger.

1. Sozialplan für LeiharbeiterInnen

Zu den bittersten Aufgaben eines Be-
triebsrates gehört das Verhandeln eines 
Sozialplans. Im Fall des Austria Tabak 
Werks in Linz kam dazu, dass die Firma 
hoch profitabel arbeitete. Unter Finanz-
minister Karl-Heinz Grasser, der heute 
für seine originellen Privatisierungsaben-
teuer bekannt ist, wurde die ATW zu 
einem Schleuderpreis privatisiert. Mit 
dem Ergebnis, dass ein Werk nach dem 
anderen zugesperrt wurde. Was bleibt, ist 
ein Sozialplan, der Härtefälle abmildert. 

Es ist die Leistung der beiden Betriebs-
räte Ferdinand Breiteck und Andreas 
Wildberger, dass unter anderem eine frei-
willige Abfertigung, Weiterbildung in der 
Kündigungsfrist und eine betriebliche 
Vorruhestandsregelung den Verlust des 
Arbeitsplatzes erträglicher machen. Bei-
spielgebend ist der Sozialplan, weil er 
erstmals auch LeiharbeiterInnen mit ein-
bezieht. Diese Pionierarbeit wurde mit 
dem Betriebsrats-Award in der Kategorie 
»Fortschritt« ausgezeichnet. 

Betriebsrat im Widerstand

Immer wieder wehren sich Betriebsrä-
tInnen erfolgreich gegen Lohnkür-
zungen, Arbeitsplatzabbau oder Arbeits-
zeitverlagerungen. In der Kategorie »Wi-
derstand« wurde ein Betriebsrat 
ausgezeichnet, der am eigenen Leib er-
fuhr, was es bedeutet, ins Kreuzfeuer zu 
geraten. Nach der Übernahme der Büro-
möbelfirma Hali durch die Firma »fun at 
work« war für die Beschäftigten der Spaß 
vorbei. Weil er sich im Interesse seiner 
KollegInnen gegen die einseitige Kündi-
gung von Betriebsvereinbarungen und 
finanzielle Verschlechterungen wehrte, 
wurde Betriebsratsvorsitzender Josef 
Jungreithmayr zum Ziel persönlicher An-
griffe und Schikanen. Jungreithmayr und 
sein Team geben nicht auf. Aktuell läuft 
ein Verfahren am Landesgericht Wels, 
weil die Firma um Zustimmung zur Kün-
digung des Betriebsrates angesucht hat. 
Parallel zum Rechtsstreit fuhrwerken die 
neuen Eigentümer in der Firma unge-
bremst weiter. Erst kürzlich trennten sie 
sich von allen Monteuren am Hauptsitz 
Eferding. Ihre Arbeiten hat eine Fremd-

firma übernommen. BetriebsrätInnen 
müssen KämpferInnen sein. 

Gerade wenn es darum geht, einen 
neuen Betriebsrat zu errichten, ist Durch-
haltevermögen gefragt. Dass es mit Herz-
blut und Engagement machbar ist, auch 
in gewerkschaftsfernen Kreisen Erfolge 
zu feiern, zeigt das Beispiel von Karl Loi-
telsberger. Er gründete erstmals in der 
Geschichte des Unternehmens Wolf Sys-
tembau einen Betriebsrat. Nur sechs Kol-
legen von Karl Loitelsberger waren Ge-
werkschaftsmitglieder. Heute, nur fünf 
Jahre nach seiner ersten Wahl, sind von 
den 365 Arbeitern 265 bei der Gewerk-
schaft.

Strenge Strafen

90 Jahre hat das Betriebsrätegesetz am 
Buckel. Dass es noch immer Unterneh-
men gibt, die Rechte der Arbeitneh-
merInnen torpedieren, dass es noch im-
mer Menschen gibt, die ihre Arbeit ver-
lieren, weil sie Demokratie einfordern, 
ist eine Schande. BetriebsrätInnen leisten 
einen großen Beitrag zum gedeihlichen 
Miteinander in Betrieben, zum sozialen 
Frieden. Ihnen gebührt Dank und Aner-
kennung. Und jenen, die sie verhindern 
wollen, strenge Strafen.

ATW-Betriebsrat Ferdinand Breiteck  
wird für einen beispielgebenden Sozialplan  
von ÖGB-Präsident Erich Foglar  
mit dem Betriebsrats-Award ausgezeichnet.
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Interview

Arbeit&Wirtschaft: Susan George, sie 
sind Präsidentin des TNI und Mitglied 
des wissenschaftlichen Beirats von 
 »Attac«. Ist soziale Gerechtigkeit Teil 
der Wissenschaft? Welche Rolle spielen 
»Think Tanks«?

Susan George: Es sind Ideen, die die Ge-
schichte lenken. »Think Tanks« sind das 
Mittel, Ideen auf die Agenda zu bringen. 
Die meisten vertreten eine Ideologie, aber 
beim Transnational Institute ist es zumin-
dest eine großzügige, im Gegensatz zu 
den »Think Tanks« des rechten Flügels. 
Soziale Gerechtigkeit ist nicht unbedingt 
ein Teil der Wissenschaft, aber es ist em-
pirisch nachzuweisen, dass Gesellschaften 
mit höherer sozialer Gerechtigkeit erfolg-
reicher sind, gemessen nach vielen Krite-
rien, etwa besserer Gesundheit, höherem 
Bildungsniveau, weniger Haftinsassen 
oder längerer Lebenserwartung. 

Gewerkschaften sind ein wichtiger Teil 
der Bewegung für globale Gerechtigkeit. 
Wie kann ihre Rolle im Kampf der neu-
en Formen von Ausbeutung gestärkt 
werden, wenn die Mitgliederzahl sinkt?

Die Gewerkschaften haben es noch nicht 
verstanden, dass es in einer globalisierten 
Welt, wo gewöhnliche Arbeitskräfte im-
mer weniger gebraucht werden, beinahe 
ein Privileg ist, ausgebeutet zu werden. Es 
tut mir leid, so brutal zu antworten, aber 
Millionen von Menschen werden nicht 
mehr gebraucht. Jene mit regulärer, solid 
verankerter Anstellung sind heute in der 
Minderheit. Die Gewerkschaften sollten 
sich öffnen, auch gegenüber der prekären 
Arbeit, der Gelegenheitsarbeit, den Ar-
beitslosen, den Ausgeschlossenen, all je-
nen, die arbeiten wollen, denen es aber 
unter angemessenen Bedingungen nicht 
möglich ist. Das ist der Weg, um eine Be-

wegung zu schaffen, und die Anliegen der 
arbeitenden Menschen auf die Agenda zu 
bringen, national und international. 
Wenn die Zahl der Mitglieder sinkt, hat 
das einen oder mehrere Gründe. Wer die 
Frage nach dem »Warum« beantwortet, 
findet einen Weg, dem zu begegnen. 

Wenn man die Köpfe der Menschen be-
setzen kann, werden ihre Herzen und 
Hände folgen, zitieren Sie Antonio 
Gramsci, und weiter, die ideologische 
Arbeit der Rechten wäre absolut bril-
lant. Ist die Öffentlichkeitsarbeit, sind 
die Aktionen der Gewerkschaften zeit-
gemäß?

Leider nicht. Wie die Linke, haben sich 
auch die Gewerkschaften auf ihre tradi-
tionelle Arbeit konzentriert und nicht 
bemerkt, wie die Rechte daran gearbeitet 
hat, all die Forderungen und Leistungen 

Privileg der Ausbeutung
Susan George, ATTAC-Mitbegründerin, Philosophin und Politikwissenschafterin, 

ist zu Gast bei den Wiener Stadtgesprächen. Wir sprachen vorher mit ihr.

Z u r  P e r s o n

Dr. Susan George
Sie ist Autorin von 14 Büchern, Präsidentin des Transnational Institute, TNI, in Amsterdam und Ehrenpräsidentin 
von Attac-Frankreich. 

Unter ihren Büchern sind: »Wie die andern sterben. Die wahren Ursachen des Welthungers.« »Sie sterben an un-
serem Geld. Die Verschuldung der Dritten Welt.« »Der Lugano-Report oder Ist der Kapitalismus noch zu retten?« 
»WTO: Demokratie statt Drakula. Für ein gerechtes Welthandelssystem« und »Change it! Anleitung zum politischen 
Ungehorsam.« In Frankreich war sie führend an der Verhinderung des Multilateralen Investitionsabkommens MAI 
und der daraus entstehenden Bewegung »GATS-freie Zonen« beteiligt. Susan George wurde in den USA geboren 
und lebt in Frankreich.

27. Oktober 2009, 19 Uhr, Bildungszentrum der AK-Wien. Susan George im Gespräch mit Armin Thurnher: Das Versprechen, der freie 
Welt handel bringe Wohlstand für alle, hat sich als Lüge erwiesen. Während trotz Krise die Reichen immer reicher werden, nimmt die Ar-
mut weltweit zu.



Arbeit&Wirtschaft 10/2009
37

Interview

der Arbeitnehmervertretungen über 
mehr als hundert Jahre als radikal und 
unfair erscheinen zu lassen. Schauen Sie 
nach Frankreich: Hier fährt sie gut damit, 
die Bahnbediensteten als »privilegiert« zu 
bezeichnen, sie hat viele Arbeitneh-
merInnen dazu gebracht, die extreme 
Rechte zu wählen. In den USA ist es so-
gar jetzt, mit einem demokratischen Kon-
gress, extrem schwer, den »Employee Free 
Choice Act« durchzubringen, der das 
Recht auf Gewerkschaftszugehörigkeit 
verankert. Die UnternehmerInnen kön-
nen es verweigern und das erscheint der 
Mehrheit als »normal«.

In den vorigen 30 Jahren haben die 
Linke und die Gewerkschaften traditio-
nelle Methoden angewendet, wie Stra-
ßendemos. Wirklich notwendige und 
originelle Ideen werden nicht verfolgt. 
Etwa solche, wie beim englischen Luft-
fahrtkonzern Lucas Aerospace in den 
1970er-Jahren. Oder Ideen am Rande zur 
Radikalität, wie Werksbesetzungen, ge-
waltlose Entführungen von Managern ... 

Das verschärft europaweit das Pro-
blem der Aufspaltung zwischen der sanft-
mütigen, milden Sozialdemokratie, die 
bei jeder Privatisierung mitgemacht und 
schrittweise ihre traditionell offensiven 
Kämpfe aufgegeben hat, und der »left of 
the left«, die offensivere Aktionen will 
und meint, dass die traditionelle Arbei-
terbewegung sie im Stich lässt. 

Im Oktober 2001 haben Sie am Attac-
Kongress »Globalisierung ist kein 
Schicksal. Eine andere Welt ist mög-
lich.« teilgenommen. Worin bestanden 
die größten Erfolge der Bewegung für 
globale Gerechtigkeit?

Ich habe ein Buch mit dem Titel »Eine 
andere Welt ist möglich, sofern ...« ge-
schrieben, wobei das wichtigste Wort »so-
fern« ist. Aus irgendeinem Grund haben 
die Herausgeber auf Deutsch dafür op-
tiert, dem Buch den englischen Titel 
»Change it!« zu geben. Und, sofern ich 
mich recht erinnere, wurden auch ein oder 
zwei Kapitel ausgelassen. Die Tat sache, 
dass eine alternative Globalisierungsbewe-
gung überhaupt existiert, ist ein Erfolg. 

Das Prinzip der internationalen Be-
steuerung wird immer mehr akzeptiert. 
Mit der Finanzkrise gelten viele unserer 
Ideen als vernünftig, etwa die Banken 

unter Kontrolle zu bringen oder Steuer-
oasen zu schließen. Aber die G-20 haben 
die Natur der Krise nicht verstanden, wir 
werden mehr davon brauchen, bevor eine 
wirkliche Veränderung stattfindet. 

Ich bin gespannt, was in Kopenhagen 
zum Klimawandel geschieht. Das ist die 
wichtigste Sache der Welt. Wenn er sich 
einmal vollzogen hat, gibt es kein Zurück. 
Kein »Oh! Wir hatten Unrecht, jetzt än-
dern wir uns«. Wir werden Millionen 
Umweltflüchtlinge haben, völlig neue 
Probleme mit Nahrung, Wasser, Krank-
heit und Arbeit. Gewerkschaften sollten 
massiv für eine ökologische Umkehr 
kämpfen, weil eine grüne Wirtschaft fan-
tastische Arbeitsmöglichkeiten bietet – 
gute Arbeitsplätze, die nicht so leicht aus-
gelagert werden können. 

Und die Rückschläge der Bewegung?

Der Lissaboner Vertrag, das neoliberalste 
Dokument seit dem »Washington Kon-
sens«. Wir verpassen die Chance für ein 
soziales, demokratisches und ökolo-
gisches Europa. Das ist eine Tragödie. 
Auch haben wir weder die Schulden des 
Südens aufgehoben noch unsere Bezie-
hungen zu den armen Ländern verändert. 
Und natürlich: Der Vertrag verpflichtet 
uns zur Steigerung unserer militärischen 
Kapazität. Wir bekommen eine Markt-
gesellschaft, die auf freier Bewegung des 
Kapitals, der Verschlechterung der Ar-
beitnehmerInnenrechte, einer undemo-
kratischen unverantwortlichen Führer-
schaft und einem der Nato, und damit 
den USA, unterstehenden Militär beruht.

Ihr »satirisches« Buch »Lugano-Re-
port« wurde von einigen LeserInnen für 
Wirklichkeit gehalten. Was könnte die 
Dominanz des Neoliberalismus »ge-
fährden«?

Ja, der »Bericht« ist heute wahrer als vor 
zehn Jahren, als ich ihn geschrieben habe. 
Es wird mehr Krisen geben. Der neolibe-
rale Kapitalismus wird einige Privilegien 
aufgeben müssen, aber sie könnten durch 
unterschiedliche Formen von Faschismen 
ersetzt werden. Ich vertraue aber der In-
telligenz der Menschen, die bereit sind, 
in neuen Bahnen zu denken, sich zu or-
ganisieren und Grenzen zu überschreiten, 
um Allianzen zu bilden. 

Es gäbe gute Nachrichten, haben Sie in 
Ihrem Buch »Change it!« geschrieben: 
»Es ist genug Geld da.« Wohin ist das 
Geld mit der Krise verschwunden?

Das Geld ist noch da, aber es ist in Steu-
eroasen und an der Pyramidenspitze kon-
zentriert. Weniger als zehn Millionen 
Menschen besitzen über 40 Trillionen 
Dollar: 40.000.000,000.000. Es ist auch 
unter Kontrolle der transnationalen Un-
ternehmen. Die Staaten kommen ihm 
auf die Spur, sobald Banken in Schwie-
rigkeit sind. Normale ArbeiterInnen wer-
den die Schulden jahrzehntelang bezah-
len. Wir sollten die Banken verstaatlichen 
und Kredite zum Allgemeingut machen. 
Sie nannten einmal das Beispiel von Tho-
mas Clarkson, der im 18. Jahrhundert 
durch Boykott erreichte, dass kein von 
Sklaven hergestellter Zucker mehr ver-
kauft wurde. Worin liegt die Macht der 
KonsumentInnen heute?

Thomas Clarkson hat auch die Ge-
sellschaft gegen die Sklaverei gegründet. 
Sie hat den Kampf gewonnen und Groß-
britannien dazu gebracht, nicht mehr am 
Sklavenhandel zu partizipieren. Er konnte 
das noch erleben. Alle Kämpfe, die es wert 
sind, brauchen eine lange Zeit. Konsumen-
tInnen können immer noch Wunder be-
wirken, sofern sie politisiert sind. Sie haben 
eine große Rolle in Südafrika gespielt. 

Wir danken für das Gespräch.

Das Interview führte Gabriele Müller 

k o n t a k t

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an die Autorin

gabriele.mueller@utanet.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

W e b l i n k s

Transnationales Institut:
www.tni.org 

11. Wiener Stadtgespräch:
www.wienerstadtgespraech.at/ 

susan-george
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Seminarprogramm 2010

Für ArbeitnehmervertreterInnen

Alle Lehrgänge 
und Seminare auf 

einen Blick!

Hier und unter 
www.voegb.at 

Bildungsinformation der Arbeiterkammern und des VÖGB

Seminarprogramm2010-Umschlag.indd   3

21.09.2009   13:08:07

Bilde dich weiter!  
Das neue VÖGB-AK-Seminarprogramm 
für ArbeitnehmervertreterInnen 
ist da.

So kommst du 
zu deinem neuen Seminarprogramm:

Entweder du hast es gemeinsam mit deiner 
Oktober-Ausgabe der Solidarität zugeschickt bekommen. 

Oder du findest es zum Download auf www.voegb.at
Oder du bestellst es kostenlos bei margarita.skalla@oegb.at



Arbeit&Wirtschaft 10/2009 Wirtschaft&Arbeitsmarkt
39

k o n t a k t

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an die Autorin

elisabeth.glantschnig@akwien.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

Staatliche Umverteilung
Eine aktuelle WIFO-Studie zeigt auf, wie die Ungleichheit der 

Verteilung der Markteinkommen in den vergangenen Jahren zugenommen hat.

D
ie Fragen »Wer profitiert von be-
stimmten Ausgaben des Staates?« 
oder »Wer leistet welchen Beitrag 
zur Finanzierung der öffentlichen 

Haushalte?« sind gerade in Krisenzeiten 
besonders aktuell, wenn es darum geht, 
welcher budgetärer Spielraum zur Krisen-
intervention gegeben ist, und wen allfäl-
lige Kürzungen von öffentlichen 
Leistungen treffen. Eine aktuelle Studie 
des Wirtschaftsforschungsinstituts (WI-
FO) »Umverteilung durch den Staat in 
Österreich« zeigt auf, wie die Ungleichheit 
der Verteilung der Markteinkommen in 
den vergangenen 15 Jahren zugenommen 
hat. Während die Lohneinkommen ten-
denziell stagnieren oder bei benachteili-
gten Gruppen sogar sinken, sind Gewinne 
und Erträge aus Besitz und Vermögen sehr 
stark gestiegen. Aber auch innerhalb der 
ArbeitnehmerInnen hat sich die Einkom-
mensschere zwischen Besserverdienenden 
und Menschen mit niedrigem Einkom-
men weiter geöffnet.

Sozialstaat Opfer der Krise

Aus der Studie geht eindeutig hervor, dass 
die Einkommenssituation der Haushalte 
mit niedrigem Einkommen durch ver-
schiedene Staatsausgaben – insbesondere 
Sozialausgaben – wesentlich verbessert 

wird. Ohne staatliche Hilfe würde das 
untere Einkommensdrittel der Haushalte 
nur 14 Prozent der (entsprechenden) 
Markteinkommen erzielen, aber durch 
die staatliche Umverteilung verfügen sie 
über 23 Prozent der Einkommen. Viele 
dieser Haushalte mit niedrigen Verdienst-
chancen sind zu einem großen Teil von 
diesen staatlichen Leistungen – Geld und 
Sachleistungen! – abhängig. Das zeigt sich 
auch anhand von Daten zur Armutsge-
fährdung in Österreich: Wären durch die 
»Verteilungsgerechtigkeit des Marktes« 
vier von zehn Menschen armutsgefährdet, 
so ist es real – also nach staatlicher Inter-
vention – nur noch einer. 

Der Sozialstaat ist ein Opfer der Wirt-
schaftskrise, da die Einnahmen (Steuern, 
Sozialversicherungsbeiträge etc.) im 
Gleichklang mit der Wirtschaft schrump-
fen, aber gleichzeitig auf der Ausgabensei-
te die Zahl der LeistungsbezieherInnen 
und die Ausgabenerfordernisse steigen (z. 
B. durch stark gestiegene Arbeitslosigkeit). 
Jetzt nur die »TäterInnen« (internationa-
les Finanzsystem, so mancher realwirt-
schaftlicher Konzern) zu unterstützen und 
beim »Opfer« den Sparstift anzusetzen 
wäre geradezu absurd. Es wäre aber auch 
ein schwerer sozial- und wirtschaftspoli-
tischer Fehler, da Leistungen wie Arbeits-
losengeld, Notstandshilfe, Sozialhilfe, Fa-
milienleistungen oder Pensionen ganz we-
sentlich dazu beitragen, dass die Konsum-
ausgaben der privaten Haushalte gerade 
in der Wirtschaftskrise stabil bleiben. 
Während Exporte und Investitionen ak-
tuell im zweistelligen Bereich wegbrechen, 
verhindern gerade die durch den Staat sta-
bilisierten Konsumausgaben eine noch 
drastischere Wirtschaftskrise. Die Stärke 

des österreichischen Sozialstaats besteht 
eben u. a. darin, dass die Sozialausgaben 
einerseits automatisch in wirtschaftlichen 
Abschwungzeiten antizyklisch stabilisie-
rend wirken, und andererseits in verschie-
denen Bereichen existenz- und lebensstan-
dardbedrohende Lebensumstände (z. B. 
Arbeitslosigkeit, Krankheit, Alter) zumin-
dest entschärfen. Kürzungen der Sozial-
ausgaben treffen daher in der Regel Haus-
halte mit niedrigem Einkommen unver-
hältnismäßig stark, sind deshalb sozialpo-
litisch problematisch und verzögern den 
Wirtschaftsaufschwung.

Strukturelle Verbesserung

Schafft man es, die Mittel zur öffentlichen 
Aufgabenerfüllung zu erhöhen, kann man 
hohe Leistungsniveaus aufrechterhalten 
bzw. den Sozialstaat strukturell verbessern.  
Die AK Wien wird in den nächsten Aus-
gaben der Zeitschrift Aktuell näher auf die 
einzelnen Kapitel dieser Studie eingehen. 

Autorin: Elisabeth Glantschnig

AK Wien – Service und Information

Der Text stammt aus Aktuell Nr. 6/09: Verteilungsgerechtigkeit – 
Österreich auf dem Prüfstand.

W e b l i n k

Mehr Infos unter:
www.wifo.ac.at



Arbeit&Wirtschaft 10/2009 Aus AK und Gewerkschaften
40

D
as ländliche Dirndl- und Trach-
ten-Idyll im malerischen Bad 
 Ischl im Salzkammergut täuscht: 
Denn während sich Blasmusik-

kapellen im Kongresspark ein Stelldichein 
geben, beraten die Sozialpartner, wie der 
Scherbenhaufen, den die Finanzwirt-
schaft der Welt hinterlassen hat, beseitigt 
werden kann. Die Krise bewältigen und 
künftige Krisen verhindern – das waren 
die Schwerpunkte der Beratungen der 
Sozialpartner beim Bad Ischler Dialog 
2009. 

Einig im Befund

Der Sozialpartnerbeirat für Wirtschafts- 
und Sozialfragen hat in den vergangenen 
Monaten unter dem Titel »Wege aus der 
Krise« umfassende Vorschläge zur Re-
form der Finanzmärkte erarbeitet. In der 
Analyse der Ursachen der Krise sind sich 
die Sozialpartner ebenso einig wie bei den 
Maßnahmen, die nun folgen müssen. 
Entfesselte, unregulierte Finanzmärkte 
haben den Crash verursacht – Gegenmit-
tel können daher nur strengere Regeln 

und bessere, europaweit koordinierte 
Kontrolle sein. 

Die Sozialpartner schlagen Maßnah-
men vor, die in zwei Richtungen gehen: 
Die Krankheit behandeln und künftige 
Ausbrüche verhindern. »Mit einem Bild 
aus der Medizin ausgedrückt, laboriert 
die Wirtschaft an einer schweren Lun-
genentzündung und hat dagegen Anti-
biotika bekommen«, sagte WKO-Präsi-
dent Christoph Leitl in Bad Ischl. »Es ist 
wichtig, die Medikamentierung nicht 
vorzeitig abzusetzen, sprich Maßnahmen 
zur Überwindung der Krise nicht früh-
zeitig einzustellen. Das birgt die Gefahr 
eines enormen Rückfalles in sich.« 

Auch ÖGB-Präsident Erich Foglar 
warnte davor, sich zu früh zurückzuleh-
nen: »Die positiven Effekte der Konjunk-
tur-, Arbeitsmarkt- und Bankenpakete 
wären zunichte gemacht, wenn wir zu 
früh wieder mit dem Sparen beginnen.« 
Die Hauptleidtragenden wären die Ar-
beitnehmerInnen, die für die Krise am 
allerwenigsten können. Foglar sieht die 
Talsohle der Krise erreicht, es stehe aller-
dings noch ein sehr schweres Jahr 2010 
bevor, in dem mit weiter steigender Ar-
beitslosigkeit und sinkender Beschäfti-
gung zu rechnen sei.

Nach der Krise darf es keine Rückkehr 
zum Status quo geben, sonst steuert die 
Welt auf die nächste Krise zu, konstatie-
ren die Sozialpartner. »Es handelt sich 
nicht um einen Betriebsunfall, sondern 
um einen Systemfehler«, sagte Foglar und 
forderte mehr Verantwortung im Finanz-
sektor ein: »Es geht um Stabilisierung, 
Regulierung und verbesserte Kontrollins-
tanzen. Der Finanzsektor muss sich wie-
der auf seinen Kernbereich konzentrieren: 

Autor: Nani Kauer, MA

 
Leiterin ÖGB-Pressereferat

Bad Ischler Dialog 2009
Die Finanzwirtschaft kommt wieder in Fahrt, Börsenkurse erholen sich, das Zocken 

geht weiter. Der Rest der Welt wird noch jahrelang die Scherben aufräumen.

i n f o & n e W s

Die Empfehlungen der Sozialpartner: 

 1.  Europäische Aufsichtsarchitektur soll 
Finanzmarktrisiken eindämmen

 2.  Eigenmittel der Banken verbessern – 
Prozyklizität von Basel II entschärfen

 3.  Rechnungslegung: Vorsichtsprinzip 
geht vor Ertragswertmethode

 4.  Mehr Transparenz bei außerbilan-
ziellen Geschäften und strukturierten 
Produkten

 5.  Zulassung von Finanzprodukten an 
Mindestsicherheitsstandards koppeln

 6.  Zentrale Clearingstellen sollen außer-
börslichen Handel mit Derivaten über-
wachen

 7.  Transparente Regulierung für Hedge-
fonds und Private Equity

 8.  Spekulationen auf Rohstoffe und 
 Lebensmittel drastisch einschränken

 9.  Auch Geschäfte mit Steueroasen und 
Off-shore-Zentren brauchen Regu-
lierung

10.  Europäische Finanztransaktionssteu-
er rasch einführen

11.  Strengste Maßstäbe bei Fusionen von 
Finanzinstituten

12.  Gründung einer europäischen Rating-
agentur

13.  Managerbezüge: angemessen, nach-
haltig, transparent

14.  Finanzmarktaufsicht in Österreich: 
Kompetenzen stärken 

15.  Konsumenten: Information und Bera-
tung bei Finanzprodukten verbessern

W e b l i n k s

Mehr Infos unter:
www.oegb.at

www.sozialpartner.at
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Während sich Blasmusikkapellen im Kongresspark 
ein Stelldichein geben, beraten die Sozialpartner, 
wie der Scherbenhaufen, den die Finanzwirtschaft
der Welt hinterlassen hat, beseitigt werden kann.

k o n t a k t

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an die Autorin

nani.kauer@oegb.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

Finanzieren statt Spekulieren.« Gertrude 
Tumpel-Gugerell, Mitglied des Direkto-
riums der Europäischen Zentralbank 
(EZB), teilte die Grundauffassung der 
Sozialpartner, dass es keinesfalls eine 
Rückkehr zum Zustand vor der Krise ge-

ben dürfe: »Es ist wichtig, die Krise zu 
überwinden, es ist aber auch nötig, alles 
dafür zu tun, dass eine solche Krise nicht 
mehr eintreten kann.« Die Reformen zur 
Stabilisierung des Finanzmarktes, die die 
G-20 beschlossen haben, müssten nun in 
die tägliche Praxis umgesetzt werden – 
»nicht verzögert und nicht verwässert«.

Der Bad Ischler Dialog ist auch ein 
Forum für ExpertInnen. Dabei gingen 
die Meinungen über den aktuellen Sta-
tuts der Weltwirtschaft doch ein wenig 
auseinander. »Die aktuelle Krise ist vor-
bei, wir sind am Boden angekommen, 
ein weiteres Abfallen ist nicht zu befürch-
ten«, meinte Henning Klodt vom Institut 
für Weltwirtschaft. Er räumte allerdings 
ein, dass die Gefahr der nächsten Krise 
überhaupt nicht gebannt sei. Für Karl 
Pichelmann, Generaldirektor der EU-
Finanzdirektion, ist die Freude, dass der 
Wirtschaftsabschwung zu Ende ist, be-
scheiden. »Wir sind ziemlich hart aufge-
schlagen.« Auch jetzt sei kein steiler 
Wachstumspfad zu erwarten, sondern 
 eine »Wellblechkonjunktur«, also immer 
wieder kurze Phasen des Aufschwungs, 
auf die wieder solche des Abschwungs 
folgen würden.

Mit Migration gegensteuern

»Eine Verschlechterung auf dem Arbeits-
markt geht immer sehr schnell, eine Ver-
besserung immer nur schleppend«, sagte 
Michael Landesmann vom Wiener Insti-
tut für Internationale Wirtschaftsver-
gleiche. Erschwerend kommt dazu, dass 
nun langsam eine Phase kommt, in der 
auch die Bevölkerungsentwicklung stark 
wirkt. Hier muss, so Landesmann, mi-

grationspolitisch gegengesteuert werden.
Den traditionellen Abschluss des Bad 
Ischler Dialogs der Sozialpartner machen 
die GeneralsekretärInnen von ÖGB, AK, 
WKO und Landwirtschaft. »Für die 
Menschen bedeutet die Krise Arbeitslo-
sigkeit, weniger Einkommen, auch Spe-
kulationsverluste bei Privatpensionen, 
Zukunftsängste und Entsolidarisierung 
– ihnen wird bei aller Notwendigkeit ei-
ne europäische Ratingagentur im täg-
lichen Leben ziemlich egal sein«, sagte 
der Leitende Sekretär des ÖGB, Bernhard 
Achitz. »Wir haben schon viel für die 
Menschen erreicht, von Arbeitsmarkt- 
und Konjunkturpaketen bis zu Steuer-
senkungen. Aber wir dürfen hier nicht 
nachlassen.« Auch für AK-Direktor 
Werner Muhm wird die Arbeitsmarktpo-
litik eine zentrale Herausforderung der 
nächsten Zeit. Dabei würden nicht alle 
am gleichen Strang ziehen, kritisierte 
Muhm vor allem die Industrie, die die 
Ausbildungsplätze für junge Menschen 
um 40 Prozent zurückgeschraubt hat. 
Dabei hat die Wirtschaftspolitik gerade 
für die Industrie am meisten gemacht, 
darunter Gruppenbesteuerung, Köst-
Senkung oder Forschungsförderung. Ein 
»ungeheures Ungleichgewicht«, das be-
seitig werden muss.

i n f o & n e W s

ÖGB-Forderungen

Der 17. ÖGB-Bundeskongress hat zum 
Thema Kurswechsel unter anderem fol-
gende Forderungen beschlossen:
■  Strenge und effektive Aufsicht über 

den Finanzsektor
■  Institutionalisierter Dialog mit der Fi-

nanzmarktaufsicht, u. a. mit National-
bank, Regierung und Sozialpartnern

■  Aufsichtsbehörden müssen verstärkt 
international zusammenarbeiten

■  Mehr Transparenz zum Schutz der An-
legerinnen

■  Mehr und verständlichere Informati-
onen über Bankprodukte

■  Höhere Eigenkapitalanforderungen für 
die Banken

■  Gehälter der Führungskräfte börsen-
notierter Unternehmen sind von der 
Entwicklung der Börsenkurse zu ent-
koppeln

■  Ein gesetzliches Verbot von Stock- 
Option-Vergütungen für Vorstände 
und Aufsichtsräte

■  Schluss mit der Willkür der Rating-
agenturen

■  Eine Verschärfung des Kartellrechts
Mehr unter www.bundeskongress.at
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Mit sicherem Segel 
Qualifizierung, Professionalisierung und Vernetzung, wie Sie Möglichkeiten der 

neuen Richtlinie zum Euro-Betriebsrat nutzen. 

A
m 5. Juni 2009 ist die Neufassung 
der Richtlinie zum Europäischen 
Betriebsrat (EBR) in Kraft getre-
ten. Nach Ablauf der nationalen 

Umsetzungsfrist wird Mitte 2011 mit der 
Richtlinie 2009/38 EG eine nachgebes-
serte Rechtsgrundlage zur Arbeitneh-
merInnenmitwirkung in europäischen 
Konzernen gelten.

Nachbesserungen

Die Nachbesserungen betreffen neue Be-
stimmungen zum Verfahrensrecht bei 
künftigen EBR-Gründungen, zusätzliche 
Vorgaben über Inhalte, die nun in einer 
EBR-Vereinbarung enthalten sein müs-
sen. Weiters wurde die Stellung der Ar-
beitnehmerInnenvertretungen und Ge-
werkschaften verbessert, Klarstellungen 
hinsichtlich der Definitionen zur zeitge-
rechten Information und transnationalen 
Anhörung getroffen und erweiterte 
Grundlagen geschaffen, um die Arbeit im 
EBR effektiver zu gestalten. Eine neue 
Anpassungsklausel für bestehende EBR-
Gremien bei Fusionen und Strukturän-
derungen im Konzern runden die Neue-
rungen im EBR-Recht ab.

So weit, so gut: Die nachgebesserte 
Rechtsgrundlage ist noch lange kein Ga-
rant für eine bessere Praxis. Es liegt nun 
gewissermaßen ein neuer Werkzeugkas-
ten mit nachjustierten Instrumenten vor. 

Es liegt nun an den Euro-Betriebsrä-
tInnen selbst, diese in Kooperation mit 
den Gewerkschaften aktiv zu nutzen.

Handeln im Konzern 

Alle bisherigen Erfahrungen zeigen, dass 
der Auf- und Ausbau der Kooperation 
innerhalb des EBR in der Praxis ein an-
spruchsvolleres Projekt darstellt. Sorgfäl-
tige Vorbereitung, intensive Zusammen-
arbeit, viel Kommunikation und eine 
gehörige Portion Engagement waren stets 
notwendig, um die Möglichkeiten im 
EU-Recht für die Belegschaften in mul-
tinationalen Konzernen auch in einer 
länderübergreifenden ArbeitnehmerIn-
nenvertretung zu nutzen.

Damit der EBR eine faktische Rolle 
bei der Unternehmensführung einneh-
men und effektiv arbeiten kann, müssen 
Voraussetzungen erfüllt sein, die nicht 
von einem auf den anderen Tag gelegt 
werden können. Dazu zählt die Schaffung 
kontinuierlicher und intakter Kommu-
nikations- und Vertrauensbeziehungen 
zwischen Belegschafts- und Gewerk-
schaftsvertretungen aus den unterschied-
lichen Ländern. Dazu zählt die Herstel-
lung entsprechender Verbindlichkeiten 
mit dem Management hinsichtlich kon-
kreter Abläufe, wie die vereinbarte trans-
nationale Information und Anhörung im 
Unternehmen gelebt wird. Sich mit Kol-
legInnen anderer Muttersprache mög-
lichst unkompliziert austauschen zu kön-
nen und mehr, muss gelernt werden. 

Jeder EBR durchläuft eine Entwick-
lungsphase, die manchmal mehr, manch-
mal weniger Zeit beansprucht. Kein EBR 
gleicht in der Praxis einem anderen. Zu 

unterschiedlich sind die Unternehmens-
strukturen und -kulturen. Es gibt in die-
sem Sinn auch kein »Patentrezept« für 
eine erfolgreiche Arbeitsweise. Jeder EBR 
hat seine eigene Geschichte. Die Entfal-
tung seiner Potenziale ist keine Selbstver-
ständlichkeit und bedingt eine aktive He-
rangehensweise. Eine engagierte Führung 
im EBR mit kompetentem Vorsitz und 
funktionierendem Leitungsgremium ist 
ebenso gefragt, wie die Sicherstellung des 

Autor: Mag. Wolfgang Greif
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Ein gewerkschaftliches 
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Das vorliegende Handbuch zum Europä-
ischen Betriebsrat ermöglicht allen In-
teressierten einen Überblick zur institu-
tionalisierten ArbeitnehmerInnenbeteili-
gung in grenzübergreifend tätigen euro-
päischen Unternehmen. Darüber hinaus 
dient es allen BetriebsrätInnen und Ge-
werkschafterInnen, die mit der Etablie-
rung neuer europäischer Konzernvertre-
tungen in Unternehmen zu tun haben, als 
praktischer Ratgeber.

Vorbestellung:
ÖGB-Fachbuch handlung, 1010 Wien, 
Rathausstr. 21, Tel.: (01) 405 49 98-132 
fachbuchhandlung@oegbverlag.at
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notwendigen materiellen Supports im 
Unternehmen wie auch der sachverstän-
digen Unterstützung von gewerkschaft-
licher Seite. 

Gelingt es dabei nicht, dem EBR 
»wirkliches Leben« und interessenpoli-
tische Dynamik »einzuhauchen«, so kann 
es geschehen, dass er auch nach Jahren 
immer noch auf dem Niveau eines rein 
»symbolischen« oder »passiven« EBR ver-
harrt, der in der Praxis weit unter den 
Anforderungen, Rechten und Möglich-
keiten selbst der elementaren Mindest-
standards der EU-Richtlinie verbleibt. 
Die Unternehmensleitungen haben in 
solchen Fällen leichtes Spiel, den EBR 
an den Rand des Geschehens zu rücken 
und ihn von den in der Richtlinie expli-
zit formulierten Zielen einer geregelten 
Information und Konsultation fernzu-
halten.

Aus- und Weiterbildung 

Ziel muss es sein, den EBR möglichst 
rasch in die Lage zu versetzen, einen spür-
baren interessenpolitischen »europä-
ischen Mehrwert« zu produzieren. Dies 
geschieht nur, wenn mit entsprechender 
Sorgfalt, zugleich aber auch mit der not-
wendigen Konsequenz und Beharrlich-
keit an die Entwicklung einer guten Pra-
xis im EBR herangegangen wird. Dem 
EBR müssen genügend Zeit und entspre-
chende Ressourcen zur Verfügung stehen, 
damit er sein Mandat effizient ausüben 
und die dafür notwendige internationale 
Vernetzung auch schaffen kann.

Die EBR-Mitgliedschaft bringt in die-
sem Sinn vielfältige und anspruchsvolle 
Anforderungen mit sich. Die Gewerk-
schaften können hier Ressourcen, Sach-
verstand und Unterstützung anbieten. 
Bewährtes Know-how für die Betriebs-
ratsarbeit »zu Hause« reicht für europä-
ische Interessenvertretung nicht immer 
aus. EBR-Arbeit unterscheidet sich in 
vielen Aspekten von der gewohnten Be-
triebsratsarbeit:

■  In der EBR-Arbeit treffen Arbeitneh-
merInnen aus verschiedenen Ländern 
mit unterschiedlichen Kulturen und Tra-
ditionen, mit unterschiedlichen Infor-
mations- und Kenntnisständen, Pro-
blemlösungsverhalten und Sprachen 
 zusammen, um gemeinsam die Inter - 

essenvertretung in einem multinatio-
nalen Unternehmen zu organisieren.

■  Im Mittelpunkt der EBR-Arbeit steht 
eine Vielzahl unterschiedlicher und kom-
plexer Themen wie z. B. Arbeits- und 
Gesundheitsschutz, Restrukturierungen, 
Produktionsverlagerungen, neue Arbeits-
methoden und Produktionsverfahren, 
die in den einzelnen Ländern sehr unter-
schiedlich geregelt sind, und die dennoch 
gemeinsam bearbeitet werden müssen.

■  Das für die EBR-Arbeit zur Verfügung 
stehende Zeitbudget (in der Regel ein bis 
zwei Sitzungen pro Jahr) ist relativ gering, 
die arbeitsorganisatorischen Vorausset-
zungen (Büro, Kommunikationssysteme, 
Schreibkraft) sind in vielen Fällen nicht 
hinreichend geregelt und die zugängliche 
Informationslage (z. B. Vergleiche über 
Löhne und Gehälter, Sozialleistungen, 
Arbeitszeiten, Beteiligungsrechte) ist in 
der Regel sensibel und  komplex.

Es liegt somit auf der Hand, dass die 
EBR-Delegierten mit einem enormen 
Aus- und Weiterbildungsbedarf konfron-
tiert sind und ihre Qualifizierung und 
Organisationskompetenz wesentlich da-
rüber entscheidet, ob diese einen subs-
tanziellen Beitrag zur Entwicklung euro-
päischer Arbeitsbeziehungen leisten kön-
nen. Selbst unter Berücksichtigung der 
Tatsache, dass den Delegierten im EBR 
gewerkschaftliche Sachverständige zur 
Beratung und Unterstützung zur Verfü-
gung stehen, ist es notwendig, spezifische 
Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt zu 
bekommen.

Wichtig für den  EBR

Dazu zählen u. a.:Kenntnis der landes-
spezifischen Gewerkschafts- und Mitwir-
kungsrechte in der EU; Weiterbildung in 
wirtschaftlichen und sozialpolitischen 
EU-Themen; Überblick zu Arbeitsbedin-
gungen in unterschiedlichen Standorten 
des Konzerns; Arbeitstechniken im EBR 
und Kenntnisse moderner Kommunika-
tionstechniken sowie soziale Kompe-
tenzen und Management der Interkultu-
ralität im EBR.

Vor dem skizzierten Hintergrund hat 
die GPA-djp ihre EBR-Bildung und Un-
terstützung mit neuen Angeboten konzi-
piert. Das Herzstück dabei ist eine Wei-

terbildungs-, Coaching- und Vernet-
zungsplattform für EBR-Mitglieder. Da-
für wurden maßgeschneiderte Angebote 
der GPA-djp entwickelt:

■  EBR-Basic-Angebote für alle »neuen« 
EBR-Mitglieder, die bei einer EBR-
Gründung engagiert sind sowie an der 
EBR-Arbeit interessierten Betriebsräte.

■  EBR-Professional-Angebote für alle 
bereits etablierten EBR-Mitglieder, die 
im Vorsitz bzw. in leitenden Gremien 
eines EBR an dessen Planung und Orga-
nisation mitwirken und dessen Weiter-
entwicklung mitverantworten. 

EBR-Biennale als Höhepunkt

Das erste Bildungs- und Vernetzungsfo-
rum stand unter dem Motto »Der Euro-
Betriebsrat bei Umstrukturierungen und 
Veränderungen im Konzern«. Als nächs-
tes auf der Tagesordnung: »Die EBR-Or-
ganisation organisieren: Entwicklung des 
EBR zu einem effizient arbeitenden Team 
als mitgestaltender Akteur im Konzern«. 
– Höhepunkt dieses EBR-Netzwerks in 
der GPA-djp wird die alle zwei Jahre statt-
findende EBR-Biennale, eine zweitägige 
Top-Level-Konferenz für EBR-Mit-
glieder sein. Dabei auf der Agenda: »Ge-
werkschaftliche Kulturen zwischen Koo-
peration und Konkurrenz in anderen 
Ländern kennen- und verstehen lernen«.

W e b l i n k s

Alle Infos zum EBR:
www.gpa-djp.at/servlet/

ContentServer?pagename=GPA/Page/
Index&n=GPA_6.4

Trainings- und Beratungsnetz:
www.euro-betriebsrat.de
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S
ie sind naturverpackte Pausen-
snacks, bieten Broterwerb für 
Hunderttausende und stellen seit 
50 Jahren das wichtigste Export-

produkt Ecuadors dar: Bananen. Aktuell 
sind sie auch ein Streitpunkt bei den Be-
mühungen um ein Handelsabkommen 
zwischen den Andenstaaten und der Eu-
ropäischen Union; Ecuador nahm die 
Weigerung Brüssels, die exorbitanten 
Zölle auf lateinamerikanische Bananen 
zu senken, als Anlass, aus den Verhand-
lungen auszusteigen. Die Regierung von 
Rafael Correa protestierte, da die EU nur 
das verhandle, was sie interessierte, nicht 
aber die ärmeren Länder. 

Billige Bananen

Von 1.303 Mio. US-Dollar im Jahr 2007 
stiegen die ecuadorianischen Bananenex-
porte 2008 auf 1.640 Mio., diese Tendenz 
der zweistelligen Zuwachsraten setzte 
sich, trotz globaler Wirtschaftkrise, auch 
2009 fort. Die Banane ist längst kein Lu-
xusgut mehr in den nördlichen Industrie-
staaten von Europa bis Japan, von den 
USA bis Russland. Obwohl einmal um 
die Welt geschifft, wird sie preisgünstiger 
angeboten als einheimische Früchte wie 
Äpfel oder Pfirsiche. Hungerlöhne sind 
die andere Seite des Millionengeschäfts.

Zwar ist die Plantagenwirtschaft »pro-
duktiver« als die kleinbäuerliche Struktur, 

aber keineswegs in sozialer Hinsicht und 
in Bezug auf die Umwelt. Die hochmo-
dernen Plantagen schaffen Reichtum – 
für ihren Besitzer –, aber nur wenige Ar-
beitsplätze, etwa 0,6 pro Hektar. Hier 
leistet ein Kleinbetrieb fast doppelt so 
viel, insbesondere wenn er sich an öko-
logischen Kriterien oder denen des fairen 
Handels orientiert. Nur unter diesen Be-
dingungen garantiert die Bananenpro-
duktion in Ecuador ein gesichertes und 
ausreichendes Einkommen. Kleinbauern, 
die im herkömmlichen System arbeiten, 
das von Mittelsmännern und wenigen 
Exporteuren kontrolliert wird, schaffen 
den Sprung über die Armutsgrenze eben-
so wenig wie die ArbeiterInnen in den 
Plantagen.

Das ecuadorianische Agrobusiness 
scheint außerhalb jeder gesetzlichen Re-
gelung. Zwar existieren einige Gesetze, 
Kontrollen des Arbeits- oder Umweltmi-
nisteriums sind aber exotische Ausnah-
men, ebenso wie die Existenz von Ge-
werkschaften. Die große Mehrheit der 
ArbeiterInnen verfügt über keine schrift-
lichen Verträge, ist dem Sozialversiche-
rungssystem nicht angeschlossen und er-
reicht selbst im – durchaus nicht üblichen 
– Fall der Zahlung des gesetzlichen Min-
destlohnes von 218 Dollar im Monat kei-
neswegs die Armutsgrenze von aktuell 
521 Dollar. 

Gelber Exportschlager

Auf gut 200.000 Hektar erwirtschaften 
6.500 Betriebe Bananen, ganz überwie-
gend für den Export. 71 Prozent aller Be-
triebe sind kleiner als 20 Hektar, machen 
zusammen aber nur 23 Prozent der An-

baufläche und 16 Prozent der Produktion 
aus. Demgegenüber verfügen 3,5 Prozent 
der Betriebe über mehr als 100 Hektar, 
kontrollieren 31 Prozent der Fläche und 
45 Prozent der Produktion der gelben 
Frucht. Allein die sieben Plantagen über 
1.000 Hektar, die sich in den Händen 
der nationalen Bananenkonzerne Wong 
und Noboa befinden, machen zehn Pro-
zent der Anbaufläche aus. 

Und was hat das alles mit Europa zu 
tun?

Zollwahnsinn

Ecuador ist der zweitwichtigste Lieferant 
für den europäischen Markt, mit 26 Pro-
zent knapp nach Kolumbien. Bemerkens-
wert oder besser: skandalös ist, dass die 
EU Bananen aus Ecuador und anderen 
lateinamerikanischen Ländern mit einem 
hohen Zoll belegt: 176 Euro (etwa 240 
Dollar) pro Tonne. Dieser Zoll auf ecua-
dorianische Bananeneinfuhren füllte die 
Kassen Brüssels mit etwa 350 Mio. Dol-
lar allein im Jahr 2008 – ohne dass die 
EU auch nur einen Handschlag dafür 
hätte tun müssen; zwischen 2006 und 
2008 waren das 883 Mio. US-Dollar. 
Zum Vergleich: Das gültige Abkommen 
zu EU-Entwicklungsmitteln mit Ecuador 
für die sieben Jahre von 2007 bis 2013 
sieht lediglich 159 Mio. vor.

Diese Zahlen drücken eine perverse 
Ungleichheit aus, noch krasser erscheint 
dies auf Produzentenebene. Die übliche 
Kiste von 18 Kilo weist Produktionskos-
ten im konventionellen Anbau von 3,58 
US$ auf, im fairen Handel 4,59 – gegen-
über einem Einfuhrzoll von 4,69 Dollar 
pro Kiste. Die Europäische Union kas-

Viel Zoll, wenig Lohn
Skandal um europäische Zölle für ecuadorianische Bananen – sie sind höher  

als die Produktionskosten im Land.

Autor: Frank Braßel
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Entwicklungsdienst eed in Quito
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siert also mehr, als sämtliche Produkti-
onskosten in Ecuador ausmachen. Zen-
tral im fairen Handel ist das zusätzliche 
Premium von einem Dollar, den zertifi-
zierte Produzenten pro verkauften Karton 
erhalten – letztlich lächerlich gering im 
Vergleich zum EU-Zoll. Da erhalten die 
hehren Worte zur Förderung des fairen 
Handels der EU mehr als einen schalen 
Beigeschmack.

Was passiert mit den EU-Bananenzöl-
len, die ja auch auf Importe aus Kolum-
bien, Costa Rica und anderen lateiname-
rikanischen Ländern erhoben werden? 
Die etwa 2,6 Mrd. Dollar aus den ver-
gangenen drei Jahren wanderten in den 
EU-Haushalt und fördern dort letztlich 
die Agrarsubventionen, die im internati-
onalen Rahmen für großen sozialen und 
wirtschaftlichen Schaden sorgen. 

Doppeltes Unrecht

Innerhalb der Welthandelsorganisation 
WTO hat es mehrere Schiedssprüche ge-
gen die EU-Zollregelung gegeben, doch 
fehlt die Durchsetzungsfähigkeit der po-
litisch und ökonomisch Schwächeren. 
Die EU hat in Verhandlungen angeboten, 
den Zollsatz in den kommenden Jahren 
sukzessive auf 114 Euro pro Tonne run-
terzufahren, was immer noch gut drei 
Dollar pro Kiste entspräche. Dies sind 
allerdings verbale Zugeständnisse geblie-
ben, weshalb der ecuadorianische Präsi-
dent Rafael Correa den Rückzug seines 
Landes von den Verhandlungen über ei-
nen »Freihandelsvertrag« entschied. In 
Ecuador setzte daraufhin eine interes-
sante Debatte zum Thema ein, die eine 
bloße Senkung der Zölle als wenig hilf-

reich begreift. Den Zoll zahlen die Im-
porteure, seine Reduzierung füllt zu-
nächst deren Taschen. Die Zölle haben 
eine gewisse Schutzfunktion für die klei-
ne europäische Bananenproduktion und 
die ehemaligen Kolonien in Afrika und 
der Karibik (AKP-Staaten), die in ihrer 
Mehrzahl gegenüber den von multinati-
onalen Konzernen dominierten latein-
amerikanischen Produktionsstandorten 
nicht »wettbewerbsfähig« sind. 

Eine Reduzierung des EU-Zolls wür-
de letztlich nur einen Kampf um Preise 
und Märkte herbeiführen und die Sozial- 
und Umweltstandards weiter absenken, 
so fürchten Gewerkschaften und Produ-
zentengenossenschaften. Leistungsfähige 
Großplantagen, die mit internationalen 
Fruchthändlern und Supermarktketten 
eng vernetzt sind, werden mit Sicherheit 
zu den Gewinnern gehören. Kleinbäuer-
liche Betriebe in den AKP-Staaten, aber 
auch in Ecuador sowie die ArbeiterInnen 
der Plantagen weltweit dürften die Ver-
liererInnen sein. 

Forderungen der Gewerkschaft

»Wie kann man garantieren, dass die Ar-
beiterInnen und KleinproduzentInnen 
ihren Teil von den neuen Gewinnen er-
halten?« fragen die ecuadorianische Land-
arbeitergewerkschaft FENACLE und das 
unabhängige Agrarforschungszentrum 
SIPAE in einem Brief an Präsident Cor-
rea. Ihr Vorschlag geht in die Richtung, 
die eingesparten Zölle für soziale und 
ökologische Projekte zu verwenden. Of-
fenbar lassen sich ecuadorianische Bana-
nen auf dem europäischen Markt trotz 
des hohen Einfuhrzolls gut verkaufen. 

Eine Preissenkung mache von daher kei-
nen Sinn, wichtiger wäre der Transfer der 
bisherigen Zolleinkünfte nach Ecuador.

Doppeltes Einkommen

Die Senkung des EU-Zolls auf 114 Eu-
ro würde auf Basis der letztjährigen ecua-
dorianischen Importe eine Ersparnis von 
125 Mio. Dollar ausmachen, etwa drei-
mal sowie wie das jährliche Budget des 
ecuadorianischen Landwirtschaftsminis-
teriums. Damit ließen sich Kontrollen 
der Arbeits- und Umweltgesetze ebenso 
finanzieren wie Umstellungsprozesse zur 
biologischen Bananenproduktion. Für 
die ökologisch und Fair-Trade orien-
tierten KleinproduzentInnen könnte der 
Zoll aufgehoben, seine Einsparung 
 direkt an die ProduzentInnen zurückge-
führt werden: Sie würden damit – 
kosten neutral – ihre Einkommen mehr 
als verdoppeln.

Zwar ist die Plantagenwirtschaft »produktiver« 
als die kleinbäuerliche Struktur, aber keineswegs 
in sozialer Hinsicht und in Bezug auf die Umwelt.

W e b l i n k

Internet-Lexikon wikipedia zu Ecuador:
de.wikipedia.org/wiki/Ecuador
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Ad hoc: zu diesem (Zweck), aus dem Augenblick 
heraus (Seite 18)

AKP-Staaten: Zusammenschluss von derzeit 79 
Staaten der Regionen Afrika, Karibik und Pazifik. 
Die meisten sind ehemalige Kolonien von Frankreich 
oder Großbritannien. (Seite 45)

Baltimore: größte Stadt im US-Bundesstaat Mary-
land, rund 641.000 Einwohner, bedeutendes Indus-
trie- und Handelszentrum, es gibt aber auch zahl-
reiche wichtige Forschungseinrichtungen wie bei-
spielsweise die besonders in der Medizin bekannte 
John-Hopkins-Universität. (Seite 32)

Basel II: Kurzbezeichnung für das Zweite Konsul-
tationspapier zu den Baseler Eigenkapitalrichtli-
nien; rund 120 Zentralbanken sind derzeit Mit-
glieder bei der Bank für Internationalen Zahlungs-
ausgleich in Basel. Mit Hilfe der Richtlinien sollte 
die Solvenz von Kreditinstituten besser gesichert 
und damit die Stabilität des internationalen Bank-
wesens gewährleistet werden. Kritiker meinen, dass 
Basel II prozyklisch wirkt, das heißt Konjunkturpha-
sen verstärkt, z. B. durch steigende Kreditkosten in 
wirtschaftlich schwierigen Zeiten. (Seite 40)

Bogendruckerei: Beim Bogendruck laufen die Sei-
ten einzeln und in großen Bögen durch die Druck-
maschine. (Seite 14)

Clarkson, Thomas: Gründer der englischen 
 Bewegung gegen die Sklaverei (1760–1846); die 
Gesellschaft zur Abschaffung der Sklaverei (Aboli-
tionsbewegung) entstand 1785. 1808 wurde der 
Sklavenhandel in Großbritannien tatsächlich ver-
boten, 1833 die Sklaverei endgültig abgeschafft. 
(Seite 37)

Correa, Rafael: ecuadorianischer Wirtschaftswis-
senschafter und Politiker (geb. 1963), seit 2007 
Präsident; der linksnationalistische Politiker sieht 
sich als Vorkämpfer für eine südamerikanische 
Nation. (Seite 44)

Europäische Stiftung zur Verbesserung der Ar-
beits- und Lebensbedingungen (EUROFOUND): 
Einrichtung der EU mit Sitz in Dublin, die 1975 ge-
gründet wurde, um zur Konzipierung und Schaffung 
besserer Lebens- und Arbeitsbedingungen in Euro-
pa beizutragen. Sie liefert Ergebnisse und Know-
how aus unabhängigen Forschungen an Regie-
rungen, Arbeitgeber, Gewerkschaften und die Euro-
päische Kommission. www.eurofound.europa.eu 
(Seite 9)

EU-SILC: Community Statistics on Income an Living 
Conditions (Gemeinschaftsstatistiken über Ein-
kommen und Lebensbedingungen): Erhebung, 
durch die jährlich Informationen über die Lebens-
bedingungen der Privathaushalte in der Europä-
ischen Union gesammelt werden. Auch die Republik 
Österreich nimmt, vertreten durch die Statistik Ös-
terreich, an diesem Projekt teil. Rund 4.500 Haus-
halte nehmen jährlich an SILC in Österreich teil. Die 
Adressen dafür werden zufällig aus dem Zentralen 

Melderegister (ZMR) gezogen. Drei Viertel der be-
fragten Haushalte werden wiederholt befragt, um 
Veränderungen der Lebenssituation im Zeitverlauf 
feststellen zu können. (Seite 22)

Familienlastenausgleichsfonds (FLAF): verteilt 
um zwischen jenen, die für Kinder sorgen müssen 
und jenen, für die das aktuell nicht zutrifft. Finan-
ziert wird der FLAF durch Beiträge von Arbeitneh-
merInnen und -geberInnen, Bauern sowie von Bund 
und Ländern. (Seite 17)

Gramsci, Antonio: italienischer Schriftsteller, Jour-
nalist, Politiker und Philosoph (1891–1937), Mit-
begründer der Kommunistischen Partei, 1926 wur-
de Gramsci trotz parlamentarischer Immunität von 
den Faschisten verhaftet. Im Gefängnis entstanden 
seine insgesamt 32 Gefängnishefte. Aufgrund sei-
nes schlechten Gesundheitszustandes – er litt 
unter anderem an Tuberkulose – wurde Gramsci 
1937 freigelassen, starb allerdings wenige Tage 
später. (Seite 36)

Hausse (frz. sprich: oss): Periode steigender Kurse 
an der Börse (Seite 12)

inhomogen: uneinheitlich (Seite 14)

Institut für Weltwirtschaft: 1914 eröffnetes Zen-
trum weltwirtschaftlicher Forschung und Doku-
mentation an der Universität Kiel, das eher arbeit-
geberfreundliche und wirtschaftsliberale Positi-
onen vertritt. (Seite 41)

Kalte Progression: Steuermehrbelastung, die dann 
eintritt, wenn Löhne oder Gehälter nur gering erhöht 
werden, die Einkommensteuersätze aber der Infla-
tion nicht angepasst werden und man dadurch in 
eine höhere Steuerklasse kommt – was zu Reallohn-
einbußen führt. (Seite 12)

Kommunalsteuer: Abgabe, die von Unternehmern 
an jene Gemeinde bezahlt werden muss, in der sich 
eine Betriebsstätte befindet. In der Regel beträgt 
die Kommunalsteuer drei Prozent der Bemessungs-
grundlage. (Seite 17)

Kurie: Teil einer Vertretungskörperschaft (Seite 14)

LEFÖ: Beratungsstelle und Bildungszentrum für 
Migrantinnen, Interventionsstelle für Betroffene 
von Frauenhandel. (Seite 27)

Lohnstückkosten: auf eine bestimmte Leistungs-
einheit entfallende Lohnkosten. In Industriestaaten 
sind vergleichsweise hohe Lohnkosten mit hoher 
Produktivität verbunden, wodurch die Lohnstück-
kosten letztendlich niedrig sind. (Seite 9)

Lucas Aerospace: englischer Luftfahrtkonzern; der 
Chefkonstrukteur und Gewerkschafter Mike Cooley 
war einer der Hauptinitiatoren des 1976 vorgestell-
ten Lucas-Plans, eines Alternativplans zur Umstel-
lung der Produktion auf zivile Güter (Rüstungskon-
version). Statt Waffen sollten sozial nützliche Güter, 
wie Solarheizsysteme, künstliche Nieren und ein 
Straßen-Schienen-Bus, die Arbeitsplätze nicht nur 
erhalten, sondern die Produktion so umstellen, dass 

Motivation und Wissen der Mitarbeiter sozialen 
Nutzen hervorbringen sollten. Diese Vorschläge 
wurden von der Konzernleitung nicht angenommen. 
1981, im selben Jahr, in dem Mike Cooley den Alter-
nativen Nobelpreis erhielt, wurde er von Lucas 
 Aerospace entlassen. (Seite 37)

Makroökonomie: Teilgebiet der Wirtschaftstheorie, 
das sich mit der Untersuchung gesamtwirtschaft-
licher Zusammenhänge beschäftigt. (Seite 20)

New Delhi: Hauptstadt Indiens mit rund 325.000 
Einwohnern, gemeinsam mit der nördlich angren-
zenden älteren Stadt Delhi rund 18 Mio. Einwohner. 
(Seite 28)

Notstandshilfe: beträgt in der Regel 95 Prozent des 
Arbeitslosengeldes und wird nach dessen Bezug 
ausbezahlt. Die Betroffenen müssen weiterhin dem 
Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. Da es sich bei 
der Notstandshilfe nicht um eine Leistung nach 
dem Versicherungsprinzip handelt, kann sich diese 
zum Beispiel durch ein hohes Einkommen des 
 Lebenspartners verringern. (Seite 23)

Off-Shore-Zentren: Finanzplätze, die sich außer-
halb des Geltungsbereiches einzelstaatlicher 
 Währungshoheit extraterritorial entwickelt haben 
(z. B. internationale Freizonen, Steueroasen wie die 
 Bahamas). (Seite 40)

On-Site-Management: Vor-Ort-Management eines 
ausgelagerten Unternehmensbereiches durch ei-
nen Personalbereitsteller (Seite 18)

Renegat: Abtrünniger (Seite 15)

Rollendruck: Hier wird im Gegensatz zum Bogen-
druck Rollenpapier verwendet. Der Druck erfolgt auf 
Vorder- und Rückseite gleichzeitig. Am Ende einer 
Rolle befinden sich Schneide- und Falzvorrich-
tungen, während nach dem Bogendruck gesondert 
gefalzt werden muss. (Seite 14)

Silikose: Lungenkrankheit, die durch Einatmen von 
mineralischem Staub verursacht wird. Es kommt zu 
knotenartigen Bindegewebeneubildungen, die zu 
chronischer Bronchitis und später Tod durch Ersti-
cken führen. (Seite 28)

Tarifdeckungsgrad: Anteil der Löhne und Gehälter, 
die den geltenden Tarifvereinbarungen entspre-
chen. (Seite 10)

Transnational Institute (TNI): 1974 gegründetes 
internationales Netzwerk von Wissenschaftern, 
welche die globalen Probleme analysieren und sich 
für mehr Demokratie, Gerechtigkeit und Nachhal-
tigkeit engagieren. Es wurde als Ergänzung zu dem 
auf Washington bezogenen Think Tank IPS (Institute 
for Policy Studies) etabliert. (Seite 36)

Verbraucherpreisindex (VPI): Index für die Le-
benshaltungskosten privater Haushalte. Dafür  
wird ein sogenannter Warenkorb zusammenge-
stellt, dessen Zusammensetzung alle fünf Jahre 
den aktuellen Entwicklungen angepasst wird. 
 (Seite 12)



Allgemeines  Sozial versicherungs gesetz
Die in 2 Ringordnern angebotene Lose-Blatt-Aus gabe enthält auf rund 
1.600 Seiten nicht nur eine Novellenübersicht und den kompletten 
Gesetzestext des ASVG, sondern auch die zum Teil recht komplizier-
ten Übergangs- und Schlussbestimmungen, die einen umfangreichen 
Anhang bilden. Die Ergänzungslieferungen werden je nach Bedarf 
(Novellen seitens des  Gesetzgebers), zumindest jedoch einmal im Jahr 
produziert. 

Arbeitslosenversicherungsgesetz
Die praktische Orientierung in konkreten  Leistungsfragen!

Der Kommentar bietet allen Betroffenen, aber auch dem Betriebsrat, 
VertreterInnen in Sozial partnereinrichtungen, die die schwierige Auf-
gabe der Beratung und Information von Arbeitslosen haben, vor allen 
jedoch den MitarbeiterInnen des Arbeitsmarktservice Österreich, die mit 
der Durchführung der Arbeitslosenversicherung beauftragt sind, eine 
praktische Orientierung in konkreten Leistungsfragen.

Handbuch des  österreichischen 
 Arbeitsmarktrechts
Die konsequente Aktualisierung des Handbuchs des österreichischen 
Arbeitsmarktrechts macht es in Zusammenhang mit der Einbeziehung 
des internationalen Normenbestandes erforderlich, aus Gründen des 
Umfangs, der Übersichtlichkeit, aber auch der Abgrenzung zwischen 
nationalen und internationalen Rechtsnormen, einen zweiten Teil (mit 
wiederum 2 Mappen) aufzulegen.
Grundwerk in 3 Ordnern inklusive aller Austauschlieferungen:  
Teil 1: Nationale Rechtsnormen, Teil 2: Internationale Rechtsnormen

Gesetze & Kommentare 
Lose-Blatt-Sammlungen

Rechtsstand   
September 2009

Ja, ich bestelle          Exemplar/e von Allgemeines Sozialversicherungsgesetz € 128,–
Arbeitslosenversicherungsgesetz € 71,–
Handbuch des österreichischen Arbeitsmarktrechts € 71,–

❏ Ja, ich möchte den ÖGB-Verlag-Newsletter bis auf Widerruf per Mail an oben angeführte E-Mail-Adresse erhalten.
Eigentumsvorbehalt. Zahlbar bei Erhalt der Rechnung. Gemäß § 24 Datenschutzgesetz machen wir Sie darauf aufmerksam, dass Ihre Daten zum Zweck 
der Kundenbetreuung und Verrechnung automationsgestützt verarbeitet werden. Zahlungsverzugskosten übernimmt der/die BestellerIn. Satz- und 
Druckfehler vorbehalten. Preis inkl. USt., zuzügl. € 3,90 Versandspesen. AW 10/09
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Lebenslanger
     Verlust!

In harten Zeiten ist man eher bereit, 
„den Gürtel enger zu schnallen“. 
Einmal auf ein paar Prozent 
Lohnerhöhung zu verzichten klingt 
da nicht so tragisch. Die Rechnung 
sieht anders aus: Einmal auf eine 
Lohnerhöhung verzichtet, 
wirkt sich das bis zur Pension aus. 

Beispiel: Verdient man 2.200 Euro 
brutto (mittleres Einkommen in 
Österreich) und bekommt ein einziges 
Mal statt zum Beispiel 2 Prozent Lohn-
erhöhung null, liegt der Verlust nach 
zehn Jahren schon bei 6.745 Euro! 

www.nulllohnrunde.at
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